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Zwei Unterschriften,
die das Grenzland

veränderten



Vor 50 Jahren – am 29. März
1955 – unterzeichneten Mini-
sterpräsident Hansen und
Bundeskanzler Adenauer auf
dem Petersberg bei Bonn die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen. In diesen Erklärungen
wurden die Rechte der beider-
seitigen dänischen und der
deutschen Minderheiten –
allen voran: die Bekenntnis-
freiheit–- festgeschrieben.

Damit ist das Fundament
gelegt worden für die Befrie-
dung/Beilegung der überkom-
menen Konflikte im deutsch-
dänischen Grenzland. Ein un-
friedliches Jahrhundert konn-
te endlich zu Ende gehen.

Ein neues Kapitel der Nach-
barschaft zwischen Deutsch-
land und Dänemark wurde
aufgeschlagen. Vor allem aber
wurde der Grundstein für ein
neues innenpolitisches Klima
gelegt. Zum einen sollten sich
die Lebensbedingungen der
Minderheiten verbessern.
Zum anderen galt es für die
Mehrheitsbevölkerungen, zu
lernen, Minderheiten als kul-
turelle Bereicherungen wahr-
zunehmen.

In Schleswig-Holstein hat
die Minderheitenpolitik eine
große Bedeutung.

Wir haben gelernt und er-
fahren, wie Schritt für Schritt
durch engagierte Persönlich-
keiten und beharrliche Arbeit
das deutsch-dänische Grenz-

land zu einem Musterbeispiel
europaweit wahrgenomme-
nen Beispiel für die friedliche
Lösung von Minderheitenfra-
gen geworden ist.

Ich bin stolz auf die Leistun-
gen, die hier erbracht worden
sind, sei es aus den Reihen der
Mehrheitsbevölkerung, sei es
aus den Reihen der Minderhei-
ten oder von beiden gemein-
sam.

Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen haben ihre Bedeu-
tung als wichtige Dokumente
der Menschlichkeit. Wesent-
lich war allerdings die innere
Haltung, war der Geist, mit
dem die Möglichkeiten, die
die Erklärungen schufen, mit
Leben erfüllt worden sind!

Die Erfahrungen, die mit
den Auswirkungen der Er-

klärungen im Alltag gemacht
worden sind, haben uns ermu-
tigt: Inzwischen ist es so, dass
wir das, was sich in Schleswig-
Holstein in Bezug auf die däni-
sche Minderheit bewährt hat,
auch in unserem Verhältnis
zur friesischen Minderheit
zum Maßstab gemacht haben.

Ich danke den Minderheiten
beiderseits der Grenze dafür,
dass sie sich heute als
Brückenbauer zwischen
Schleswig-Holstein und Däne-
mark verstehen. Ich nutze die-
se Gelegenheit heute, um
auch an das enge Band zu erin-
nern, das uns Schleswig-Hol-
steinerinnen und Schleswig-
Holsteiner mit der deutschen
Minderheit in Nordschleswig
verbindet.

Schleswig-Holsteinische

Landtage und Landesregierun-
gen haben durch die Jahrzehn-
te große Anstrengungen un-
ternommen, um der Verant-
wortung gerecht zu werden,
die die Geschichte des Grenz-
landes uns auferlegt hat.

Mit der Würdigung der
Minderheitenpolitik wird un-
ser deutsch-dänisches Grenz-
land in den Blickpunkt Euro-
pas gerückt. Wir wissen, dass
uns dies zu Behutsamkeit und
Mut gleichermaßen verpflich-
tet. Wir vertrauen dabei auf
das Fundament, das wir in den
letzten 50 Jahren gemeinsam
gelegt haben.

Heide Simonis
Ministerpräsidentin des

Landes Schleswig-Holstein
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Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen, deren 50. Jahrestag
wir am 29. März feiern, sind
der Ausgangspunkt einer
großartigen Erfolgsgeschichte.
Deutschland und Dänemark
haben damals einen Schluss-
strich unter ein Jahrhundert
gesetzt, das von Kriegen,
Feindseligkeiten und Miss-
trauen geprägt war. Bundes-
kanzler Konrad Adenauer und
Ministerpräsident Hans Chri-
stian Hansen haben mit den
Erklärungen in klarer, einfa-
cher und zugleich wegweisen-
der Form jene Fragen geregelt,
die für das Zusammenleben
der Menschen in der Region

von überragender Bedeutung
waren. 

Es ist der Geist der Versöh-
nung, der Annäherung und
des Ausgleichs, der aus den
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen spricht. In Politik,
Wirtschaft, Kultur und Wis-
senschaft gibt es seitdem ei-
nen intensiven Austausch auf
allen Ebenen. Das Verhältnis
der Deutschen und Dänen im
Grenzgebiet hat sich vom frü-
heren Gegeneinander über das
Nebeneinander zum Mitein-
ander entwickelt. 

Das harmonische Zusam-
menleben zwischen Deut-
schen und Dänen in der
Grenzregion beruht ganz

wesentlich auf dem Engage-
ment, das aus der Mitte ihrer
Gemeinschaften kommt.

Über die deutsch-dänische
Grenzregion hinaus ist dieses
Zusammenwirken zu einem
Modell für andere europäische
Regionen, zum Beispiel in Ost-
europa, geworden. 

Gerhard Schröder,
Bundeskanzler

der Bundesrepublik
Deutschland

Ausgangspunkt
einer 

großartigen
Erfolgsgeschichte

Grußwort von Bundeskanzler Gerhard Schröder

Verpflichtet
zur Behutsamkeit

und zum Mut
Grußwort von Schleswig-Holsteins Ministerpräsidentin Heide Simonis 
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Zwei Unterschriften, die das
Grenzland veränderten, lautet
der  Titel unserer Beilage. Ist das
nun richtig? Sowohl als auch!
Der damalige stellvertretende
BdN-Hauptvorsitzende Jens
Harrebye hat Recht, wenn er in
einem Interview sagt, dass »wir
von  Glück sagen können, dass
die Herren Adenauer und Han-
sen damals zusammengefun-
den haben.« Sie handelten aus
unterschiedlichen Motiven,
und doch einte sie die gemein-
same Überzeugung, im
deutsch-dänischen Verhältnis
nach den Schrecken des Zwei-
ten Weltkriegs ein neues Kapi-
tel durch die Minderheiten auf-
zuschlagen, um übergeordnet
zu sichern, was für beide aus-
schlaggebend war: die Zu-
gehörigkeit zur freiheitlichen,
demokratischen  Wertegemein-
schaft des Westens, zunächst
durch die gemeinsame Nato-
Mitgliedschaft. Für Konrad
Adenauer soll Dänemark –
nicht despektierlich gemeint –
nur ein kleiner Bauernzug im
großen Schachspiel gewesen
sein, für  Hansen war es nicht
weniger als eine  staatsmänni-
sche Leistung, gegen den Wi-
derstand in der Bevölkerung –
vor allem aber unter seinen
eigenen Sozialdemokraten –
gemeinsam mit den bürgerli-
chen Parteien die westdeutsche
Nato-Mitgliedschaft und die
Minderheiten-Erklärungen
durchgesetzt zu haben. Wenn
Adenauer und Hansen heute zu
würdigen sind, dann dürfen aus
deutsch-nordschleswigscher
Sicht   aber auch die Verdienste
des damaligen schleswig-hol-
steinischen Ministerpräsiden-
ten Kai-Uwe von Hassel nicht
unerwähnt bleiben. Für ihn
war es nach eigenen Worten

»ein Ritt über den Bodensee«, er
hat durch seine vorübergehen-
de Ablehnung dänischer Posi-
tionen just die Gegenseitigkeit
erreicht, die auch für die Zu-
kunft der deutschen Minder-
heit 1955 lebenswichtig war.
Hätte er der  dänischen Minder-
heit damals frühzeitig die
Befreiung von der Fünf-Prozent-
Sperrklausel eingeräumt, dann
hätte es nur eine Bonner Er-
klärung gegeben – die Kopen-
hagener wäre auf der Strecke
geblieben. So gab es eine Paral-
lelität, sowohl durch die Unter-
schrift der beiden Regierungs-
chefs als auch durch die breite
Zustimmung der hohen Häuser,
Bundestag und Folketing,  die
den Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen jenen völkerrechtli-
chen Status geben, den Staats-
minister Schlüter 1990 im Fol-
keting – auch im Namen der
Bundesregierung – nachdrück-
lich bestätigt hat.

Die Angehörigen der Minder-
heiten, dies gehört zur Wahr-
heit, waren auf beiden Seiten
1955 zögerlich, es überwog die
Skepsis, trotz der erzielten Er-
gebnisse, wobei  insbesondere
die geniale Minderheiten-Men-
schenrechtsklausel hervorzuhe-
ben ist: Deutscher ist, wer Deut-
scher sein will – und umge-
kehrt. Beide Minderheiten sind
mit den Bonn-Kopenhagener
Erklärungen nicht täglich un-
term Arm herumgelaufen, ha-
ben sie auch nicht als politische
Schlagwaffe benutzt. Wenn
man heute die Texte neu schrei-
ben würde, dann würde man
vieles ändern – auch weil vieles
gar nicht  umgesetzt worden ist.
In einer vertraulichen
Gesprächsnotiz des Auswärti-
gen Amtes für Bundeskanzler
Adenauer fünf Tage vor seinem

Treffen mit H. C. Hansen in
Bonn heißt es: »Das hierbei er-
zielte Ergebnis stellt keine
Lösung sämtlicher die beider-
seitigen Minderheiten betref-
fender Fragen dar.« »Sämtli-
cher« sogar unterstrichen! War-
um also sind die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen dennoch
jene »großartige Erfolgsge-
schichte« geworden, von der
Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der in seinem Grußwort
spricht? Weil sie einen »Geist«
losgelassen haben, der – auch
durch die aktuellen Diskussio-
nen um den SSW – nicht mehr
in die Flasche zurückgedrängt
werden kann. Sie haben lang-
sam eine Entwicklung im
deutsch-dänischen Grenzland
gefördert und damit ein Funda-
ment geschaffen, das, trotz
mancher Rückschläge hier wie
dort in den 50 Jahren, nicht zer-
stört werden kann. Dass Däne-
mark und Deutschland nicht
nur bilateral, sondern auch
multilateral (NATO und EU)
eng zusammenarbeiten, hat die-
sen Prozess natürlich beflügelt.
Aber ohne den Willen des ein-
zelnen Menschen in den Min-
derheiten, schrittweise eine
neue Basis an Vertrauen aufzu-
bauen, wäre diese Erfolgsge-
schichte so nie gelungen! 

Die Minderheiten-Politik von
heute ist nicht mehr vergleich-
bar mit 1955. Die deutsche Min-
derheit gehörte stets zu den
Motoren der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit, und
es ist sehr erfreulich, dass wir
auf diesem Wege gerade in den
letzten Jahren ein entscheiden-
des Stück durch die Region Søn-
derjylland-Schleswig weiterge-
kommen sind. Das 50-jährige
Jubiläum ist Grund zum Feiern,
aber kein Ruhekissen. Minder-
heitenpolitik muss sich nach
innen und außen stets neuen
Herausforderungen stellen, und

wer die Beiträge von Jørgen
Mads Clausen und Hans Micha-
el Jebsen aus dem fernen Hong-
kong liest, wird erkennen, dass
neue globale Herausforderun-
gen nur regional zu lösen sind,
auch mit inhaltlichen Fragestel-
lungen und dem Druck zu Ver-
änderungen. 

Für die deutsche Minderheit
bringt die bevorstehende Kom-
munalreform große Änderun-
gen – nicht zuletzt in unserer
territorial verknüpften nord-
schleswigschen Identität, wenn
der bisherige historische Rah-
men Sønderjylland als poli-
tisch-administrative Einheit
entfällt. Dass die dänische
Regierung uns bei den Verhand-
lungen über die neue Struktur –
im Geiste von Bonn-Kopenha-
gen – entgegengekommen ist,
muss fair anerkannt werden,
aber wie sich die Minderheit in
der großen Region  Syddan-
mark künftig zurechtfinden
wird, ist vor allem ein  geistiger
Prozess. Den wir aber gewinnen
können, wenn wir den Zu-
kunftsglauben an uns selbst auf
diesem schwierigen Weg mit-
nehmen – ebenso wie frühere
Generationen in der Minder-
heit dies unter noch schwierige-
ren Verhältnissen vor 1955 ge-
tan haben, wofür ihnen heute
unser tiefer Dank gilt.

50 Jahre, und was nun? Die
Veränderungen der kommen-
den Jahrzehnte werden in noch
schnellerem Tempo folgen –
und noch einschneidender sein.
Dass sich die beiden Regie-
rungschefs Dienstag in Sonder-
burg und Flensburg treffen, ist
eine Freude für die Minderhei-
ten und für das deutsch-däni-
sche Grenzland. Es ist nicht nur
ein Bekenntnis dazu, dass der
Geist der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen auch weiter lebt,
sondern es ist auch ein Hand-
schlag an die beiden Minderhei-

ten, dass sich beide Regierun-
gen auch weiterhin zu ihrer
besonderen Verantwortung für
die gegenseitige Minderheiten-
politik bekennen.  Die dunklen
Schatten, die seit der Landtags-
wahl in Kiel leider auf diesen
Jahrestag gefallen sind, bewei-
sen just, dass Minderheiten-
Politik nach 50 Jahren kein ab-
geschlossenes Kapitel ist,  son-
dern auch weiterhin die Auf-
merksamkeit und Unterstüt-
zung beider Staaten erfordert,
um das Fundament noch stabi-
ler zu machen. Behutsamkeit
und Mut sind gefordert,
schreibt treffend die nun schei-
dende schleswig-holsteinische
Ministerpräsidentin Heide
Simonis. 

Wenn  eine gemeinsame
»Sonderburger Erklärung« der
beiden Regierungschefs auch
gleichzeitig den Willen beider
Länder unterstreichen könnte,
dass sie künftig auch einen akti-
ven Einsatz leisten, um grenz-
überschreitend die  Gesamtent-
wicklung im deutsch-däni-
schen Grenzland zu fördern,
dann kann die Zukunft begin-
nen. Wo vor 50 Jahren noch die
Gegensätze das Geschehen dik-
tierten, kann noch mehr Ge-
meinsamkeit – bei Wahrung
der kulturellen und staatlichen
Eigenart -– den Schlüssel lie-
fern, um einen neuen Geist im
Grenzland zu aktivieren!

In diesem Sinne ist diese 32-
seitige Beilage unser Beitrag,
mit der Dokumentation aus

Vergangen-
heit und Ge-
genwart
eine Brücke
in die Zu-
kunft zu
bauen. 

Auf die
nächsten 50
Jahre!

SIEGFRIED MATLOK
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Wir freuen uns über 50 Jahre Bonn-Kopenhagener Erklärungen
VERBAND
DEUTSCHER
BÜCHEREIEN
NORDSCHLESWIG
MEHR ALS BÜCHER:

! Zeitschriften !
! Comics !
! Spiele für Kinder und Erwachsene !
! Musik-CDs oder Kassetten !
! Hörbücher !
Deutsche Büchereizentrale 
und Zentralbücherei Apenrade
Tel.: 74621158 - Fax: 73620736 - 
eMail: zentral@buecherei.dk
Öffnungszeiten:
Mo, Di, Do, Fr: 10-18 Uhr - Mi: 13-18 Uhr - Sa: 10-13 Uhr

Deutsche Bücherei Hadersleben
Tel. & Fax: 74521529
eMail: hadersleben@buecherei.dk 
Öffnungszeiten:
Mo, Di, Fr: 10-12 und 14-17 Uhr - Do 10-12 und 14-18 Uhr
1. Sa im Monat: 10-13 Uhr

Deutsche Bücherei Sonderburg
Tel.: 74425765 - Fax: 74425769 
eMail: sonderburg@buecherei.dk 
Öffnungszeiten:
Mo, Di, Fr: 9-12.30 und 15-17 Uhr
Do 9-12.30 und 15-18 Uhr
1. Sa im Monat: 10-13 Uhr

Deutsche Bücherei Tingleff
Tel. & Fax: 74643577 - eMail: tingleff@buecherei.dk 
Öffnungszeiten:
Mo, Di, Fr: 10-12 und 13.30-17 Uhr
Do 10-12 und 13.30-18 Uhr
1. Sa im Monat: 10-13 Uhr

Deutsche Bücherei Tondern
Tel. & Fax: 74723359 - eMail: tondern@buecherei.dk
Öffnungszeiten:
Mo, Di, Fr: 10-12 und 13.30-17 Uhr
Do 10-12 und 13.30-18 Uhr
1. Sa im Monat: 10-13 Uhr

Die Fahrbüchereien 1 und 2
Routen siehe:
http://www.buecherei.dk/fahrbuecherei.htm

Zentrale Homepage und Online-Katalog:
http://www.buecherei.dk 

Landwirtschaftlicher Hauptverein für Nordschleswig

LHN . Industriparken 1 . 6360 Tinglev . Tel. 73 64 30 00 . Fax 73 64 30 05 . www.lhn.dk

... ein kleiner, aber starker
landwirtschaftlicher Verein

Beratung für Landwirte
sowie Gewerbebetreibende

im ganzen nordschleswigschen Raum

NORDSCHLESWIGSCHE
GEMEINDE
HOVEDGADEN 46 - 6360 TINGLEV
TELEFON 74 64 40 34 - FAX 74 64 21 26

www.kirche.dk
nordschleswigsche.gemeinde@mail.tele.dk
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Einleitend möchte ich der
Grenzregion im Namen des
Amtsrates zum 50-jährigen
Jubiläum der Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen beglück-
wünschen. Die Vereinbarung.
die nach diplomatischen Ver-
handlungen zwischen West-
deutschland und Dänemark
geschlossen wurde, legt die
Rechte der nationalen Minder-
heiten auf beiden Seiten der
deutsch-dänischen Grenze
fest.

Seit Verabschiedung der
Erklärungen ist jetzt ein hal-
bes Jahrhundert vergangen
und der Alltag heute ein völlig
anderer als in den Nachkriegs-
jahren. Damals bestanden er-
hebliche Spannungen zwi-
schen den Mehrheits- und
Minderheitsbevölkerungen.

Nördlich der Grenze be-
stand beispielsweise in vielen
nordschleswigschen Städten
ein markanter Unterschied
zur deutschen Minderheit, die
von vielen dänisch gesinnten
»Sønderjyder« als Verräter
betrachtet wurden. Meistens
begründet in der pronazisti-
schen Haltung, die Teile der
heimdeutschen Bevölkerung
während des Krieges an den
Tag legten. In bestimmten
Kreisen durfte man in »deut-
schen« (sprich: heimdeut-
schen) Geschäften nicht han-
deln, Handwerker beschäfti-
gen und ähnliches mehr.

Im Laufe der Zeit heilten
diese Wunden zwischen den
Bevölkerungsgruppen. Nach
innen baute die deutsche Min-
derheit ihre Organisationen
und ihr Netz an Schulen und
anderen Institutionen auf,
und nach außen erklärte sich
die Minderheit loyal gegen-
über Dänemark und nahm
Abstand von jedweder Grenz-
änderungsforderung.

Heute gilt die verbreitete
Auffasung, dass sowohl die
dänische als auch die deut-
sche Minderheit zur Bereiche-
rung des kulturellen Bildes in
der Region beitragen, bei-
spielsweise durch ihre kultu-
rellen Aktivitäten wie Biblio-
theken, Schulen, Kindergär-
ten, Vereine und so weiter,
aber auch durch politisches
Engagement.

Obwohl die Minderheiten
nach außen viele Gemeinsam-
keiten aufweisen, gibt es ande-
re Punkte, die schwer zu  ver-
gleichen sind. So hat die deut-
sche Minderheit in den letz-
ten 50 Jahren  deutlich an
Boden verloren, was an den
Stimmenzahlen bei Kommu-
nalwahlen abzulesen ist.
Besonders markant zeigte sich
dies in den früher sehr
deutsch geprägten Städten
wie u. a. Tondern, Hoyer und
Lügumkloster.

Zurückzuführen ist dies teil-
weise sicherlich auf dänische
Zuzüge, aber auch auf eine
beträchtliche Assimilierung,
mit anderen Worten: durch
eine gradweise Aufnahme in
die dänische Mehrheitsbevöl-
kerung. Die deutsche Minder-
heit ist heute jedoch ganz
homogen und kann ihren Sta-
tus quo an den deutschen
Schulen halten.

Die dänische Minderheit
hatte in den letzten Jahren
einen anderen Rückenwind.
Bei Wahlen erhielt sie eine
verhältnismäßig hohe Stim-
menzahl, und es besteht eine
umfassende Organisation mit
Parteivereinen, Kindergärten,
Schulen, Vereinen und ähnli-
chem.

Andererseits muss man aber
auch feststellen, dass die däni-
sche Minderheiten-Partei SSW
in hohem Grad von deutschen

»Sympathiestimmen« lebt,
das heißt, Menschen ohne
direkte Verbindung zur däni-
schen Minderheit schicken
ihre Kinder in dänische Schu-
len und wählen die Partei. Es
gibt auch Kreise in der däni-
schen Minderheit, die gar
nicht oder nur wenig dänisch
sprechen können., sich dem
Dänischen aber trotzdem ver-
bunden fühlen.

Abgesehen von einem klei-
neren Zuschuss an das deut-
sche Bibliothekswesen hatte
das Amt Sønderjylland keine
formellen Verbindungen zu
den Minderheiten in Form
von Zuschussleistungen oder
ähnliches, da diese Aufgaben
bei den jeweiligen Staaten lie-
gen. Unter anderem aus die-
sen Gründen bestand das Ver-
hältnis des Amtes zur däni-
schen Minderheit auf infor-
meller und freundlicher Basis.

Während einer langen Rei-
he von Jahren war es zwi-
schen dem Amt und dänischer
Minderheit Tradition, sich
jährlich wechselseitig Freund-
schaftsbesuche abzustatten.
Dabei werden die Region so-
wie Betriebe, Institutionen
und besondere Landschaften
besichtigt. Daneben gibt es
Diskussionen über aktuelle
politische Themen und
gemütliche Zusammenkünfte.

Die deutsche Minderheit ist
durch ihren politischen Re-
präsentanten der Schleswig-
schen Partei (SP) näher mit
der Alltagsarbeit im Amt  ver-
bunden. Seit Jahren besteht
eine wirklich gute Zusam-
menarbeit mit den wechseln-
den Vertretern der Partei. Zur
Zeit ist es Hinrich C. Jürgen-
sen. Er löste Harald Sønder-
gaard ab, der  zwei Legislatur-
perioden hindurch dem Amts-
rat angehörte. Ich persönlich

hatte die Freude, mit beiden
ausgezeichnet zusammenge-
arbeitet zu haben.

Es war bezeichnend, dass
die SṔ er sich sehr aktiv und
engagiert an der Amtsratsar-
beit beteiligt haben, nicht
zuletzt definiert durch den
rein regionalen Aspekt und
durch Nordschleswig als ei-
nen Landesteil mit besonderer
Identität. Aktuell kann der
Vorschlag für einen gemeinsa-
men dänisch-deutschen Ret-
tungshubschrauber genannt
werden, für den sich die
Schleswigsche Partei beson-
ders stark gemacht hat.

Seit Jahren war es Tradition,
dass die SP das Angebot
erhielt, einen Platz im amts-
kommunalen Ökonomieaus-
schuss zu besetzen. 

Die SP steht vor großen Her-
ausforderungen, wenn das
Amt am 1. Januar 2007 in die
Region Süddänemark aufgeht
und die  Kommunen zu größe-
ren Einheiten zusammenge-
legt werden. Mit der jetzigen
Stimmenzahl wird es für die
Schleswigsche Partei erheb-
lich schwieriger, politische
Repräsentanz in den neuen
Kommunen zu erreichen.

Es wurden zahlreiche Vor-
schläge geäußert, wie man der
SP und der Minderheit eine
politische Plattform sichern
könnte. Das Amt Sønderjyl-
land hat in Übereinstimmung
mit dem Innenministerium
dafür plädiert, in dieser Hin-
sicht besondere Rücksicht auf
die  Minderheit zu nehmen.

Wenn hoffentlich eine ver-
nünftige Lösung für eine
Repräsentation der SP in den

Kommunen gefunden wird,
entspricht dies genau dem

Geist der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen.
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Entspricht genau dem Geist der
Bonn-Kopenhagener Erklärungen

Von Amtsbürgermeister Carl Holst, Sønderjyllands Amt

Zeit der Veränderungen
im Grenzland

Gemeinsame Erklärung der Bürgermeister der vier nordschleswigschen Städte

A. P. HansenPoul ThomsenHans L. HansenJens Chr. Gjesing

Dänemarks Staatsminister
und Deutschlands Bundes-
kanzler begehen den 50. Jah-
restag der Kopenhagen-Bonn-
Erklärungen am 29. März in
Sonderburg und Flensburg.
Wir freuen uns, weil wir aus
nordschleswigscher Sicht die
Ansicht vertreten, dass es
auch inhaltlich etwas zu fei-
ern gibt.

Die Erklärungen legten den
Grundstein für die Entwick-
lung zur deutsch-dänischen
Zusammenarbeit im Grenz-
land nach 1955. Wir teilen die
Auffassung, dass dieses Ab-
kommen noch heute den
Grundstein bildet, wenn wir
über eine gerechte Behand-
lung von Minderheiten und
Mehrheiten  sprechen.

Auch aus der Sicht der vier
nordschleswigschen Städte

haben sich die fruchtbaren
Beziehungen im Grenzland
zum Wohle und zur Freude
für uns alle nördlich und süd-
lich der Grenze entwickelt.
Schöne Worte und visionäre
Gedanken sind auf einer Reihe
von Gebieten durch prakti-
sche Projekte und durch kon-
krete Aktivitäten innerhalb
vieler Bereiche wie z. B.
Umwelt, Gesundheit und Bil-
dung, um nur einige Beispiele
zu nennen, umgesetzt wor-
den. 

Wir stehen in Dänemark
vor einer Kommunalreform,
die die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit vor Heraus-
forderungen stellen wird. Das
Amt Sønderjylland als Kitt im
Nordschleswigschen und als
Dynamo für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit

wird abgelöst durch die Regi-
on Syddanmark und durch
vier neue nordschleswigsche
Großkommunen.  Das erfor-
dert neues Denken in der
grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit.

Im Verhältnis zur deutschen
Minderheit in Sønderjylland
sieht die Sache doch klarer
aus. Wenn der Gesetzesvor-
schlag zur Kommunalreform
im Folketing verabschiedet
wird, dann hat die Minderheit
künftig eine garantierte  Mög-
lichkeit zur lokalpolitischen
Mitarbeit. Durch die direkte
Wahl in die neuen Kommu-
nalräte. Sollte die eigene Stim-
menzahl aber nicht ausrei-
chen, dann ist vorgesehen,
dass sich die Schleswigsche
Partei unter gewissen Umstän-
den einen Sitz in den neuen

Kommunalräten in Nord-
schleswig durch einen so
genannten Beigeordneten
(»tilforordnet«)  sichern kann.
Mit anderen Worten erhält die
deutsche Minderheit in Nord-
schleswig lokal eine stärkere
politische Plattform als wir es
in den Kommunen seit der
Kommunalreform 1970 erlebt
haben.

Gemeinsam können und
müssen wir die Vielfalt för-
dern.

Borgmester Jens Chr. Gjesing
Haderslev

Borgmester Hans L. Hansen
Tønder

Borgmester Poul Thomsen
Aabenraa

Borgmester A. P. Hansen
Sønderborg
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DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Herr
Schmidt, als die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen am 29.
März 1955 auf dem Petersberg
bei Bonn abgegeben wurden,
waren Sie 22 Jahre alt. Waren
die Erklärungen damals schon
in Ihrem Bewusstsein, wuss-
ten Sie, dass es schon zuvor
Gespräche dazu gegeben hat-
te?

GGeerrhhaarrdd SScchhmmiiddtt:: Damals
machte ich mich gerade als
Landwirt selbstständig, darauf
waren meine Gedanken stark
konzentriert. Nichtsdestowe-
niger: Dass, was mir am
stärksten im Bewusstsein war,
war die Aufnahme der Bun-
desrepublik Deutschland in
die Nato. Aber man bekam ja
mit, dass auch im Grenzland
Ruhe einkehren sollte. Dass
vor allem auch von dänischer
Seite das Interesse da war und
auch Verhandlungen liefen,
war einem als damals noch
nicht aktives Mitglied in der
Volksgruppe nicht so im
Bewusstsein.  

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Herr
Hansen, Sie waren damals 16
Jahre jung und Gymnasiast
auf der »Haderslev Katedral-
skole«.

HHaannss  HHeeiinnrriicchh  HHaannsseenn:: Ich
habe ein ganz besonderes Er-
lebnis, das ich mit 1955 ver-
binde. Ich besuchte damals die
Klasse 2 G und wusste schon,
dass es südlich der Grenze
einen enormen Anstieg der
dänischen Stimmen gab, ...

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: ... die
1955 aber wieder am Abneh-
men waren.

HHaannsseenn:: Ja. Damals war es
an der Schule Tradition, dass
die 2 G ein Theaterstücke ein-
übte. Es hieß »Sparekassen«
und sollte in Kappeln aufge-
führt werden. Als mein Vater
das erfuhr, rastete er fast völlig
aus: »Du kannst doch nicht
als deutscher Nordschleswiger
in der dänischen Minderheit
auftreten! Das ist doch un-
möglich!« Ich sagte ihm, ich
hätte die zweite männliche
Hauptrolle als junger Liebha-
ber. Meine Nebenspielerin war
die Tochter Kirsten des Amts-
schulinspektors Roust, dem
mein Vater schon im Juni
1945 erklärt hatte, er wolle
eine deutsche Privatschule
eröffnen. Er erhielt klar zu
wissen: Herr Apotheker, wir
brauchen hier im Amt Haders-
leben keine deutsche Privat-
schule mehr. Wir kamen also
mit »Sparekassen« in die däni-
sche Schule in Kappeln; dort
trat unser Lehrer vor den Büh-
nenvorhang und erklärte,
zehn Jahre nach dem Krieg,
die Handlung des Stückes auf
Deutsch. Dann führten wir
das Stück auf – völlig über die
Köpfe der Leute hinweg. Dann
kam der Hammer: Als der Vor-
hang wieder aufging, dankte
der Vorsitzende des örtlichen
dänischen Schulvereins uns
»lieben Haderslebener Gym-
nasialschülern« und sagte
alles auf Deutsch! Kirsten
Roust stieß mir ihren Ellenbo-
gen in die Seite und sagte: »Så
nogle forbandede tyskere!«
(solche  verdammten Deut-

schen). Am nächsten Tag
»überfielen« meine Mit-
schüler unseren Lehrer: Wie
kann das sein? Er erklärte: Ja,
die Alten können kein
Dänisch... Er musste sich ver-
teidigen. Für meine Klassen-
kameraden war das ein
Schockerlebnis.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: 1955
also Ihr Gastspiel bei der däni-
schen Minderheit und ...

HHaannsseenn:: ... von den Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
wusste ich damals nichts!

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Wann
sind die Erklärungen in Ihre
Köpfe gesickert?

SScchhmmiiddtt:: Recht schnell, als
ich 1960 in den Stadtrat Gra-
venstein kam. Wir wollten
unseren Kindergarten wegen
der Zuschüsse anerkennen las-
sen. Der Stadtrat musste einen
Beschluss fassen, ob dafür ein
Bedarf vorhanden sei. Da wur-
de die Kopenhagener Erklä-
rung plötzlich wichtig: Wir
sind Bürger dieses Landes! 

HHaannsseenn:: Ich ging nach mei-
nem Abitur zum Tiermedizin-
studium nach Hannover, dann
nach Kopenhagen und war
sehr aktiv in der Verbindung
Schleswigscher Studenten,
muss aber ehrlich gestehen,
dass für mich die Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
überhaupt kein Thema waren.
Mich interessierten damals
vielmehr die deutsche Wie-
deraufrüstung und die Debat-
ten darüber, die wir mit Inter-
esse verfolgten, zumal wir
sehr im Zweifel waren, ob die
Neuaufrüstung richtig war.
Die Erklärungen interessier-
ten mich erst seit Ende der
1980er Jahre, als ich politisch
tätig wurde. 

SScchhmmiiddtt:: Als ich mich auf
die Erklärungen berief, muss-
te ich feststellen, dass man in

der Gemeinde Gravenstein da-
von nichts wusste. Also bat
man mich um den Text. Als
sich die Verwaltung damit be-
fasste, erkannte sie, dass die
Erklärungen wirklich eine
Bedeutung haben. Auch der
letzte Sozialinspektor, der
nach Gravenstein kam, sagte
zu mir: Ich habe gelernt, wel-
che Bedeutung die Erklärun-
gen hier im Grenzland haben.
Bevor er ins Grenzland kam,
hatte ihn das auch nicht inter-
essiert.

HHaannsseenn::  Als ich 1972 Mit-
glied vom »Round Table« in
Hadersleben, einer Art inter-
nationaler Nachwuchsorga-
nisation von »Rotary« für bis
40-Jährige, wurde, gab es eine
Diskussion, ob man mich als
Mitglied der deutschen Min-
derheit aufnehmen könnte. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Ein
merkwürdiges Internationa-
litätsverständnis!

HHaannsseenn:: Ja! Über meine Auf-
nahme hat diese internationa-
le Organisation allen Ernstes
17 Jahre nach den Bonn-Ko-
penhagener Erklärungen und
27 Jahre nach Kriegsende dis-
kutiert!

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Sind
die Erklärungen erst mit der
Markierung ihres 30-jährigen
Bestehens 1985 – auch damals
mit der Herausgabe motivglei-
cher deutscher und dänischer
Sonderbriefmarken – einer
breiteren Öffentlichkeit ins
Bewusstsein geraten?

HHaannsseenn:: In der Rückschau
hätte man ja auch das 25-jähri-
ge Jubiläum zum Anlass neh-
men können. Aber erst nach
30 Jahren, schätze ich, ist auch
ein Ausdruck dafür, dass es
tatsächlich diese Zeit gedauert
hat – von 1955 bis 1985 –, bis
hier eine gewisse Normalität
eintrat. 

Ein Beispiel: In einem klei-
nen Kreis berichtete ich Ende
der 1990er Jahre einmal von
der Stigmatisierung der deut-
schen Geschäfte, Ärzte, Apo-
theken in den Nachkriegsjah-
ren. Da erzählte mir jemand,
als er 1978 nach Hadersleben
zuzog, sei ihm gesagt worden,
dort gebe es die und die Ge-
schäfte, in denen man nicht
kaufe, und es gebe die und die
Ärzte, zu denen gehe man
nicht. Das war noch 1978! Ich
kenne alte Geschäftsbücher
meines Vaters, aus denen her-
vorgeht, dass der Umsatz sei-
ner Löwenapotheke, die es seit
1823 in Hadersleben gibt, zwi-
schen 1944 und 1947 um die
Hälfte sank. Das war die Kon-
sequenz des Deutschseins.

Eine andere interessante
Geschichte: Mein Vater wurde
in den 1950er Jahren von Bau-
ern von der Insel Aarö aufge-
fordert, dort eine Verkaufsstel-
le für nicht rezeptpflichtige
Waren zu eröffnen. Mein Va-
ter erklärte ihnen, er würde
diese Genehmigung aus natio-
nalen Gründen nicht bekom-
men. Doch, sagten die Bauern,
sie seien bei der Hirschapothe-
ke gewesen; ihr Apotheker
hätte ihnen gesagt, er wolle
keinen »Håndkøb« machen.
Mein Vater stellte also beim
Innenminsterium einen An-
trag, erhielt aber keine Ant-
wort. Als er nach geraumer
Zeit im Ministerium anrief,
wurde ihm gesagt, es liege
auch ein Antrag der Hirsch-
apotheke vor. Damit erhielt
mein Vater keine Genehmi-
gung.

In der Rückschau: Wenn
man die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen erst 1985 größer
gefeiert hat, dann deswegen,
weil man ganz genau wusste,
dass auch noch in den 1970er

Jahren eine ganze Menge Vor-
behalte da waren und Sachen
liefen, die nicht alle das Licht
des Tages vertragen konnten.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Sind
die Erklärungen somit tat-
sächlich erst in den letzten 20
Jahren ins Bewusstsein ge-
drungen?

SScchhmmiiddtt:: Das Hauptanlie-
gen war 1955, die Zustim-
mung Dänemarks zum Nato-
Eintritt der Bundesrepublik zu
erhalten. Um sie zu erreichen,
musste man also dieses andere
Problem – Grenzland, Minder-
heiten – mit lösen. Gleichzei-
tig dürfen wir auch nicht aus
dem Auge verlieren, dass Dä-
nemark nicht bereit war, über
die Minderheitenfrage einen
Vertrag zu schließen. Dann
fand man eine Lösung, die in-
ternational nicht verpflichtet:
die beiden Erklärungen.

HHaannsseenn:: Ein Vertrag ist
wahrscheinlich aus dem
Grunde abgelehnt worden,
weil man nicht riskieren woll-
te, dass das große Land dem
kleinen auf die Finger guckt.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr::  Ha-
ben sich die Erklärungen aus
Ihrer Sicht dennoch bewährt?

SScchhmmiiddtt:: Ja. Sie haben sich
dadurch bewährt, indem man
eine Einklärung abgab, von
der man nicht mehr abwei-
chen konnte: Anerkennung
des Examensrechtes deutscher
Schulen, Mitfinanzierung
nach der Gesetzgebung usw.
Damit übernahm Dänemark
eine Verpflichtng, die sich auf
uns positiv ausgewirkt hat –
genauso wie umgekehrt süd-
lich der Grenze. Aus heutiger
Sicht lässt sich sagen, dass
man die Verpflichtungen in
den Erklärungen nachvollzo-
gen hat, sodass es sich positiv
entwickelt hat. Zugleich führ-
te der Eintritt der Bundesrepu-

blik in die Nato dazu, dass es
zu engen Kontakten kam, so-
dass sich die dänische Haltung
gegenüber Deutschland in ge-
wissen Kreisen auflockerte.
Man sah nicht länger nur Ne-
gatives, sondern auch Positi-
ves. Gleichzeitig wuchsen das
Verständnis für und die
Gleichwertigkeit der deut-
schen Volksgruppe.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Hat
das auch damit zu tun, dass
mit Ihnen als BDN-Hauptvor-
sitzender eine neue Generati-
on antrat?

SScchhmmiiddtt:: Nicht nur in der
Minderheit, auch bei den
Dänen. Bei den Verhandlun-
gen im Kopenhagener Kon-
taktausschuss kam mit der
Verjüngung der Parlamentari-
er auf dänischer Seite Ende
der 1970er, Anfang der 1980er
Jahre ein ganz anderes offenes
Gespräch zustande. In der dä-
nischen Bevölkerung und
auch in den offiziellen Gremi-
en kam eine andere Grundhal-
tung zum Tragen, die dazu
führte, dass sich dieses Ver-
ständnis in immer größere
Kreise auswirkte: vom Gegen-
einander zu einem Miteinan-
der bis zur heutigen Situation.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Ist sie
bereits ein Füreinander?

HHaannsseenn:: Das kann man
schon so auslegen. Das Mit-
einander ist immer eine Paral-
lelität. Was das Füreinander
betrifft: Wir setzen uns für un-
seren Landesteil in Deutsch-
land als Türöffner in allen
möglichen Sachen ein, in der
grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit, zum Nutzen
von Dänemark. Wir sind gute
Diplomaten für das Land! 

Eine der wichtigsten Sachen
der Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen ist das Examens-
recht für unsere Schulen, um
kurz darauf zurückzukom-
men. Man muss sich das vor-
stellen: Erst zehn Jahre nach
dem Krieg und trotz der Abga-
be einer Loyalitätserklärung
seitens des BDN 1945 hat man
dies erst mit den Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen ereicht.
Ohne Examensrecht war das
eine katastrophale Situation!
Sie bewirkte natürlich auch,
dass viele Kinder aus der
Volksgruppe nicht in die deut-
sche Schule gingen. Die Ver-
weigerung des Examensrech-
tes geschah damals ganz be-
wusst, um die deutsche Volks-
grupp zu schädigen. Es war
eine Art Racheakt. 

Eine immense Bedeutung
für einen Neuanfang hatte
auch der Wechsel unseres
Generalsekretärs. Gegenüber
Rudolf Stehr hatte ich nie
irgendwelche Vorbehalte. In
der dänischen Bevölkerung
war es aber so; sie sah seine
Vergangenheit, aber nicht,
dass er sich geändert hatte.
Für die Änderung des Klimas
hatte der Wechsel des Gene-
ralsekretärs zu Peter Iver Jo-
hannsen daher eine große Be-
deutung. Hinzu kommt auch,
dass die Zeit viele Dinge heilt
und sich andere Auffassungen
bilden.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Auch

weil ein Teil der Erlebnisgene-
ration nicht mehr da war?

HHaannsseenn:: Ja.
SScchhmmiiddtt:: Mit Rudolf Stehr

hatte die Volksgruppe eine
Persönlichkeit, die als Jurist
die Verhandlungen im Vorfeld
der Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen – gerade im Hin-
blick auf das Examensrecht
für unsere Schulen – führen
konnte. 

HHaannsseenn:: Es ist unbestritten,
das Stehr ein fähiger Mann
war. Aber der Wechsel 1973
spielte doch eine große Rolle.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Wel-
cher Satz in den Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen stellt für
Sie die wichtigste Aussage
dar?

HHaannsseenn:: Minderheit ist, wer
will; das darf von öffentlicher
Seite nicht nachgeprüft wer-
den. Damit ist ein grundlegen-
des Menschenrecht festgelegt!

SScchhmmiiddtt:: Dem stimme ich
hundertprozentig zu!

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Sind
die Minderheitenerklärungen
auch ein Instrument, das in
den Verhandlungen der deut-
schen Volksgruppe mit der
dänischen Regierung über die
künftige politische Vertretung
der deutschen Volksgruppe in
den Kommunen und in der
Region Süddänemark nach In-
krafttreten der Strukturre-
form ab 2007 eine Rolle spielt?

HHaannsseenn:: Ich glaube, dass der
Geist der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen über dieser gan-
zen Sache geschwebt hat. Ihr
50-jähriges Jubiläum ist für
uns ein Vorteil. Der dänische
Staat hat sich bestimmt davon
leiten lassen, jetzt nicht etwas
Kontraproduktives zu brin-
gen. Wenn es bei den jetzigen
Vorschlägen bleibt und sie
umgesetzt werden, haben wir
eine Regelung, die sogar für
Minderheitenvertretungen in
anderen Ländern gut sein
kann. 

SScchhmmiiddtt:: Auch in anderen
Dokumenten – beispielsweise
in der Europäischen Charta
der Regional- oder Minderhei-
tensprachen – hat sich Däne-
mark verpflichtet, die kultu-
relle Vielfalt zu erhalten und
bewusst keine Dinge vorzu-
nehmen, die die Rechte einer
Minderheit beschneiden
könnten. In einer Demokratie
muss man politisch reden, um
gehört zu werden. Dazu ge-
hören Mandate für die Volks-
gruppe. Dies haben Regierung
und Parlament erkannt. Das
ist richtungweisend für ganz
Europa! Was Dänemark jetzt
vorlegt, ist wirklich ein Vor-
bild. Das alles beruht auf der
Kopenhagener Erklärung. 

HHaannsseenn:: Heute sitzen wir an
einem Tisch und können mit
dem Minister in Kopenhagen
oder mit dem schleswig-hol-
steinischen Landtagspräsiden-
ten auf gleicher Augenhöhe
verhandeln. Das ist ein ganz
wesentlicher Schritt, der auf
den menschenrechtlichen Er-
kenntnissen der Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen beruht:
Minderheiten sind gleichwer-
tig zu behandeln!

ULRICH KÜSEL

»Es hat tatsächlich 30 Jahre bis zu einer
gewissen Normalität gedauert«

Nordschleswiger-Interview mit dem BDN-Hauptvorsitzenden Hans Heinrich Hansen und seinem Vorgänger Gerhard Schmidt
über die Wirkungen der Bonn-Kopenhagener Erklärungen auf die deutsche Volksgruppe und die Mehrheitsbevölkerung, 

deutliche Unterschiede im Zusammenleben im Grenzland zwischen 1955 und 2005 sowie die Bedeutung der Erklärungen 
bei den Verhandlungen über den politischen Einfluss der deutschen Minderheit nach Inkrafttreten der dänischen Strukturreform 

Hans Heinrich Hansen (66; links), Heisagger, Hauptvorsitzender des Bundes Deutscher Nordschleswiger (BDN) seit 1993, und sein Vorgänger
Gerhard Schmidt (72), Laygaardholz, BDN-Hauptvorsitzender von 1975 bis 1993, im NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr-Interview. (Foto: Karin Riggelsen)
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Hadersleben/Haderslev
Ute Levisen

Für Jens Harrebye aus
Hadersleben waren die ersten
Nachkriegsjahre Lehrjahre.
Jahre, in denen er lernen
musste, sich in einer neuen Si-
tuation, geprägt von Miss-
trauen, wenn nicht gar Feind-
seligkeit gegenüber allem,
was Deutsch war, zurechtzu-
finden.

Mehr noch: Der im Jahre
1947 aus dem Faarhus-Lager
Entlassene sollte lernen,
Brücken zu bauen – zwischen
der dänischen Mehrheit auf
der einen Seite und der deut-
schen Volksgruppe auf der
anderen.

Keine einfache Sache, denn
die deutsche Minderheit war
sich in dieser Zeit der Umori-
entierung mit sich selbst
nicht im Reinen.

»Es gab nach dem Krieg
zwei Lager in der deutschen
Minderheit: die Faarhus-Leute
und die Loyalitätsleute«, erin-
nert sich der heute 87-Jährige.
»Und ich? Ich stand mitten-
drin. War positiv eingestellt,
gewillt mitzuarbeiten.«

Die Loyalitätserklärung, die
Angehörige der Volksgruppe
gegenüber dem dänischen

Staat abgaben, bezeichnet er
als Wegbereiter für die Bonn-
Kopenhagener Minderheiten-
erklärungen. Und noch ein
Umstand hat aus Harrebyes
Sicht eine entscheidende Rolle
gespielt: 

»Nach der gedrückten Stim-
mung der ersten Nachkriegs-
jahre brachte sich Deutsch-
land mit seinem Wirtschafts-
wunder in den 50er Jahren
endlich wieder positiv ins
Gespräch. Ich freue mich, dass
ich das 50. Jubiläum miterle-
ben darf«, sagt er und fährt
fort:

»Was damals mit den Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
auf höchster Ebene ausgehan-
delt worden ist, das hat der
damalige Hauptvorsitzende
des Bundes Deutscher Nord-
schleswiger (BDN), Harro Mar-
quardsen, in intensiver Klein-
arbeit in der Volksgruppe
umgesetzt.«

Er selbst, sagt Harrebye
bescheiden, sei damals ein
Lehrling in Sachen Minder-
heitenarbeit gewesen, ein gut-
er Zuhörer.

Was für ihn persönlich die
Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen bedeutet haben?

Sie gaben Anlass zu fri-
schem Optimismus: 

»Wir waren erfüllt von dem
Willen zum positiven Mitein-
ander. Und dieser ist dadurch
gestärkt worden. Kein Zwei-
fel.«

Doch die anfängliche Begei-
sterung in der Volksgruppe
angesichts der neuen Errun-
genschaft war überschaubar,
sagt Harrebye rückblickend:
Während die Loyalitätsleute
keine Probleme damit hatten,
brauchten die Faarhus-Leute
ihre Zeit, sich daran zu gewöh-
nen: 

»Die Kluft zwischen beiden
Lagern war groß, und es
bedurfte großer Aufklärungs-
arbeit, bis ein Stimmungsum-
schwung spürbar wurde. Dar-
an hat der damalige BDN-
Generalsekretär Rudolf Stehr
maßgeblichen Anteil.«

»Schritt für Schritt nach
vorne – das ist unsere Aufga-
be« – mit dieser Schrift leiste-
te der BDN 1956 – kurz nach
Inkrafttreten der deutsch-
dänischen Absichtserklärung
– Aufklärungsarbeit in eige-
nen Reihen. Propagierte den
Neuanfang, vom Gegeneinan-
der zum Miteinander. 

Doch es sollten noch Jahre
vergehen, bis dieses hehre Ziel
auch in der BDN-Ortsvereins-
arbeit erreicht wurde. 

Für Jens Harrebye waren
diese Jahren des Umdenkens
auch persönlich eine span-
nende Zeit: Nach seiner Ent-
lassung aus dem Faarhus-
Lager gelang es ihm, in seiner
Geburtsstadt Hadersleben
eine Arbeit als Arzneimischer
zu finden. Der Lohn war spär-
lich, doch Harrebye glücklich,
in seiner geliebten Heimat-
stadt bleiben zu können. Sei-
tens seiner Arbeitgeber habe
er trotz seiner Arbeit für den
BDN, trotz der allgemein herr-
schenden Ressentiments ge-
gen alles Deutsche, nie Repres-
salien zu spüren bekommen,
betont er. Später fand Harre-
bye dann eine Anstellung im
Haderslebener Familienunter-
nehmen Engel.

Nach 1955 wurde die Arbeit
im BDN um vieles leichter  –
dank der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen:

»Dennoch haben wir kleine
Rückschläge einstecken müs-
sen«, erinnert sich der Haders-
lebener. »Immer wieder gab es
Angriffe in der dänischen
Presse. Es hat auch bei den
Medien eine Weile gedauert,
bis sie sich mit dem neuen
Kurs abfanden...«

Kontakte des BDN zur däni-

schen Mehrheit habe es
damals zwar gegeben, doch
nur auf hoher Ebene. »Vor Ort
lief nichts!«

Ärger gab es vor allem
immer dann, wenn sich die
Volksgruppe politisch be-
merkbar machte: auf dem
Knivsbergfest, zum Deut-
schen Tag. Als Mitte der 60er
Jahre erstmals Repräsentanten
des offiziellen Dänemark zu
diesen deutschen Veranstal-
tungen kamen, war das ein
Novum, an das sich alle erst
einmal gewöhnen mussten. 

»Dass dänische Politiker –
so wie das heute der Fall ist –
mit der größten Selbstver-
ständlichkeit zum Deutschen
Tag kommen und so ihre Ver-
bundenheit mit der Minder-
heit zum Ausdruck bringen,
das wäre damals noch
undenkbar gewesen«, resü-
miert Harrebye. 

Vier Jahre lang war er in den
60er Jahren stellvertretender
Hauptvorsitzender des BDN,
24 Jahre Haderslebener Orts-
vereinsvorsitzender – in ver-
schiedener Hinsicht ein ver-
dientes Mitglied der Volks-
gruppe.

Harrebye ist einer, der die
Volksgruppe kennt wie seine
Westentasche.

Was wäre seiner Meinung
nach anders gelaufen, wenn es
die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen nie gegeben hätte?

»Alles!« – Seine Antwort
kommt ohne zu zögern. Ohne
dieses Dokument wäre der
Brückenbau zwischen Mehr-
und Minderheit, wie ihn beide
Seiten im Laufe des vergange-
nen halben Jahrhunderts peu
a peu vollzogen haben, so
nicht möglich gewesen. 

»Der Wunsch, Brücken zu

bauen, ist immer Kern der
Sache gewesen!«, unter-
streicht Jens Harrebye und
fährt fort: 

»Mit dieser Kooperation hat
es damals, nicht nur, was die
deutsche und dänische Min-
derheit angeht, sondern auch
aus europäischer Sicht einen
Neuanfang gegeben. Ja, wir
können von Glück sagen, dass
die Herren Adenauer und
Hansen damals zusammenge-
funden haben...«

Brückenbauer der ersten Stunde
Jens Harrebye, Hadersleben: Erst Lehrling in der Minderheitenarbeit – später stellvertretender Hauptvorsitzender des BDN

Jens Harrebye über Bonn-Kopenhagener Erklärungen: »Sie haben uns
die Minderheitenarbeit wesentlich erleichtert!« (Foto: Archiv DN)

Tondern/Tønder

Dieter Wernich verbindet
mit dem Jubiläum der Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
ganz persönliche Er-
innerungen, denn durch sei-
nen Vater, Dr. Niels Wernich,
den ersten Hauptvorsitzenden
des BDN (1947-1951) nach des-
sen Gründung 1945, lernte der
1931 geborene Konrektor a. D.
im Sonderburger Elternhaus
bei Besuchen von Spitzenpoli-
tikern, u. a. ihnen die ersten
Ministerpräsidenten Schles-
wig-Holsteins, Steltzer, Diek-
mann und Lübke, die span-
nungsreichen Jahre vor der
Einigung auf die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen kennen.

»Mit Theodor Steltzer
(CDU) war mein Vater sogar
befreundet, so der damals jun-
ge Nordschleswiger, der sich
an die sehr enge und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit
über die Grenze hinweg erin-
nert. 

»Am wichtigsten war in den
ersten Jahren nach 1945 für
die deutsche Minderheit in
Nordschleswig die vom BDN
abgegebene Loyalitätserklä-
rung«, so Wernich, der in Ton-
dern u. a. als BDN-Vorsitzen-
der und SP-Stadtratsmitglied
eine maßgebliche Rolle ge-
spielt hat. »Hätte man damals
in der gesamten deutschen
Minderheit über die neue Li-
nie abgestimmt, wäre sie viel-
leicht durchgefallen«, so Wer-
nich, der noch heute den Mut
der ersten Minderheitenspitze
um den eigenen Vater, Ernst
Siegfried Hansen und Mat-
thias Hansen bewundert. 

»Bei den ersten grenzüber-
schreitenden Kontakten kam
der Gedanke der Gegenseitig-
keit auf. Wenn wir etwas ge-
ben, dann hoffen wir auch,
dass ihr etwas gebt«, be-
schreibt Wernich die Situati-
on, die 1949 mit der Kieler
Erklärung der dänischen Min-
derheit Zugeständnisse von
deutscher Seite einbrachte –
und auch für die deutschen

Nordschleswiger nach einem
Besuch der Minderheitenspit-
ze bei Staatsminister Hans
Hedtoft Verbesserungen ergab.
Im Umfeld großer Deutsch-
feindlichkeit versicherte der
sozialdemokratische Regie-
rungschef, dass der deutschen
Minderheit in Nordschleswig
die freiheitlichen und demo-
kratischen Rechte zustehen,
die in der dänischen Verfas-
sung und Gesetzgebung ver-
ankert sind.

Die Kieler Erklärung, die
den nationalen Minderheiten
alle demokratischen Rechte
und die Freiheit des nationa-
len Bekenntnisses gewährte,
war übrigens von allen Land-
tagsparteien gebilligt worden. 

»Beim ersten Knivsbergfest
1947 hatte mein Vater die Auf-
lage bekommen, er dürfe
nichts Politisches in seiner
Ansprache sagen«, erinnert
sich Wernich, es liefen
während der Veranstaltung
dänische Polizisten in Zivil
über das Knivsberggelände,
um zu kontrollieren, ob die
Auflagen eingehalten wurden.
»Vater tat das natürlich
nicht.«

Ein ganz wichtiger Aspekt,
so Wernich, war nach dem
Krieg die Position der Briten
zu einer von starken Kräften
in Dänemark angestrebten
Grenzverschiebung. »Die be-
achtlich hohe Stimmenzahl
für den deutsche Kandidaten
Dr. Waldemar Reuter kurz
nach dem Krieg hat auch die
Briten beeindruckt. Da hatte
man in Nordschleswig also
trotz des Krieges die deutsche
Minderheit noch nicht ver-
daut. Es wurde gefordert, die
Flüchtlinge aus Südschleswig
zu entfernen und das Gebiet
zu internationalisieren. Das
wollten die Russen gerne, die
an den Nord-Ostsee-Kanal her-
an wollten. Ich denke, die
Engländer benutzten auch die
deutschen Nordschleswiger
als Argument gegen eine
Grenzverschiebung nach Sü-
den mit Bildung einer neuen

deutschen Minderheit«, so
Wernich, der »die Ohren spitz-
te«, wenn in seinem Eltern-
haus die Politik besprochen
wurde. 

Für Dieter Wernich ist aber
auch die Erkenntnis wichtig,
dass trotz der großen Bedeu-
tung der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen, die ja »von
oben« kamen, die »Entspan-
nung und Entgiftung« des
Verhältnisses von deutschen
Nordschleswigern und däni-
scher Mehrheit eher »im tägli-
chen Zusammensein« erreicht
wurde. 

»Die eigentliche Arbeit da-
für fand an der Basis statt«, so
Wernich, der dafür als Beispiel
die kulturellen Veranstaltun-
gen in seiner Zeit an der Spitze
des BDN in Tondern sieht.
»Wir haben schon früh däni-
sche Gäste bei unseren Veran-
staltungen dabei gehabt, bei-
spielsweise gab es schon in
den 60er Jahren deutsch-däni-
sche Kulturtage in der Wied-
austadt. »Es war zum Beispiel
rammelvoll, wenn das Ohn-
sorg-Theater Gastspiele in
Tondern gab, das interessierte
auch die örtlichen Dänen, die
das Theater vom Fernsehen
kannten.« Auch so wurden
Brücken gebaut, und es gab
friedliche Konkurrenz.

Und er stellt heute auch
fest, dass die Deutschen nach
dem Krieg eher den Frieden
wollten als die Dänen. Die

damals jüngeren deutschen
Nordschleswiger trafen dabei
aber auch auf Widerstand der
älteren Deutschen, erinnert er
sich, z. B. wurde extra eine
Konferenz in der Schule ein-
berufen, weil er mit seiner
Klasse einer Einladung der
dänischen Kaserne zum zehn-
jährigen Nato-Jubiläum folgen
wollte. 

Auch gab es Kontakte zur
dänischen Minderheiten,
doch das lehnte der K. O. Mey-
er noch in den 60er Jahren ab. 

Ganz entscheidend war für
Wernich auch die Auseinan-
dersetzung mit der eigenen,
deutschen Vergangenheit, was
in weiten Kreisen nicht an-
kam.

»Wer den Mut hat, sich der
Vergangenheit ganz zu stellen,
mit allen ihren Hypotheken,
zeigt, dass er Selbstbewusst-
sein genug hat, trotzdem
Deutscher zu bleiben«, zitiert
Wernich Formulierungen aus
einer eigenen Knivsbergrede,
in der es weiter hieß: »Erst
wer die Vergangenheit beim
Namen nennt, weiß sich stark
genug, der Wahrheit ins Auge
zu sehen, ohne ängstlich zu
sein, Identität zu haben. Dazu
gehört, dass die Jugend ein-
fach das Recht hat, über diese
Zeit aufgeklärt zu werden, soll
sie die Vergangenheit und die
Zukunft mittragen.« 

Volker Heesch 

Entspannung kam im Alltag
Dieter Wernich, Tondern: Vater Dr. Niels Wernich entscheidend aktiv vor Vereinbarungen von 1955

Dieter Wernich aus Tondern war jahrzehntelang Spitzenvertreter von
Schleswigscher Partei und BDN.
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2266..  SSeepptteemmbbeerr  11994499
Kieler Erklärung des Schleswig-Holsteini-

schen Landtages über die Rechte der däni-
schen Minderheit.

2277..    OOkkttoobbeerr  11994499
Das Kopenhagener Protokoll (»Notat«) nach

gespräch zwischen Staatsminister Hans Hed-
toft und dem BDN über Grundrechte der deut-
schen Minderheit. 

SSeepptteemmbbeerr  11995544
1122..  SSeepptt.. Landtagswahl in Schleswig-Hol-

stein – Der Südschleswigsche Wählerverband
(SSW), der 42.242 Stimmen erreicht, was
einem Stimmenanteil von 3,5 Prozent im
ganzen Land entspricht, scheitert an der Fünf-
Prozent-Klausel und kann keine Abgeordne-
ten mehr in den Landtag entsenden. In der
dänischen Presse wird scharfe Kritik am
schleswig-holsteinischen Wahlgesetz ge-
äußert, zumal die deutsche Minderheit in
Nordschleswig seit 1953 mit 9.721 Stimmn
mit einem Abgeordneten im Folketing vertre-
ten ist.

1155..  SSeepptt.. In der Beratenden Versammlung
des Europarates in Straßburg bringt der däni-
sche Delegierte Hermod Lannung das schles-
wig-holsteinische Wahlergebnis zur Sprache
und fordert die Bundesrepublik Deutschland
auf, dafür zu sorgen, daß die dänische Minder-
heit im Landesteil Schleswig im Landtag ver-
treten werde.

1177..  SSeepptt.. Äußerung des dänischen Außenmi-
nisters Hans Christian Hansen im Außenpoli-
tischen Ausschuß des Folketings zur Lage der
dänischen Minderheit im Landesteil Schles-
wig.

OOkkttoobbeerr  11995544
1111..  OOkktt.. Wahl Kai-Uwe von Hassels (CDU)

zum schleswig-holsteinischen Ministerpräsi-
denten.

1166..  OOkktt.. Auf einer Kreisdelegiertenversamm-
lung der Partei Venstre in Apenrade wird eine
Erklärung angenommen, in der als Vorausset-
zung für Dänemarks Zustimmung zur Auf-
nahme der Bundesrepublik Deutschland in
die NATO die Zusicherung von demokrati-
schen Freiheiten für die dänische Bevölkerung
im Landesteil Schleswig angesehen wird.

1199..  OOkktt.. Große Anfrage der Bundestagsfrak-
tion  der  SPD  zum nationalen Minderheiten-
recht an die Bundesregierung.

1199..//2200..  OOkktt.. Außenpolitische Debatte des
Folketings zur Aufnahme der Bundesrepu-
blik Deutschland in die NATO. Beinahe alle
Parteien sprechen sich für die Aufnahme
aus, gleichzeitig wird der Außenminister
aber aufgefordert, die dänischen Ge sichts-
punkte hinsichtlich der Interessen der
dänisch-gesinnten Südschleswiger auf der
bevorstehenden NATO-Ratsversammlung
in Paris vorzubringen.

2200..  OOkktt.. Folketingsrede des deutsch-nord-
schleswigschen Abgeordneten Hans Schmidt-
Oxbüll zum Lebensrecht der deutschen und
der dänischen Minderheit.

2222..  OOkktt.. Nach der Erklärung des dänischen
Außenministers H.C. Hansen auf der NATO-
Ratsversammlung in Paris kommt es zu einem
Korridorgespräch mit  Bundeskanzler Konrad
Adenauer, der erklärt, die Bundesregierung sei
bereit, zu einer positiven Lösung der Minder-
heitenfragen in Schleswig-Holstein beizutra-
gen; er habe bereits Verhandlungen darüber
mit Ministerpräsident von Hassel geführt; und
man könne erwarten, daß es zu einer befriedi-

genden Lösung kommen werde.

NNoovveemmbbeerr  11995544
88..  NNoovv.. Regierungserklärung des schleswig-

holsteinischen Ministerpräsidenten von Has-
sel. Vorgeschlagen wird ein Vertrag zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Königreich Dänemark über die beiderseitigen
Minderheiten.

1122..  NNoovv.. In einer Rede in Aalborg wendet
sich Außenminister H. C. Hansen gegen einen
Minderheitenvertrag.

1122..  NNoovv.. In einer Rede in Århus sieht der
frühere dänische Außenminister Ole Bjørn
Kraft nach Lage der Dinge keinen anderen
Weg, »als daß die dänische Regierung jetzt ver-
suchen müsse, Fühlung mit der deutschen
Bundesregierung aufzunehmen und dort Ver-
ständnis dafür zu wecken, daß eine Änderung
der Bedingungen, unter denen die dänische
Minderheit arbeitet, notwendig ist«.

1177..  NNoovv..  Der Außenpolitische Ausschuß des
Folketings spricht sich gegen einen Minder-
heitenvertrag zwischen Dänemark und
Deutschland aus.

1177..  NNoovv..  In einer Rede in Gentofte erklärt der
Vorsitzende des Südschleswigschen Vereins
(SSV), Niels Bøgh Andersen, daß die dänische
Minderheit an einem  Minderheitenvertrag
nicht sonderlich interessiert sei.

1188..  NNoovv.. Antrag der SPD-Landtagsfraktion
betr. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Landeswahlgesetzes.

3300..  NNoovv.. Erstes Gespräch zwischen Minister-
präsident von Hassel und Vertretern der däni-
schen Minderheit in Kiel zur »umfassenden
gegenseitigen Orientierung über die gegebene
Lage«. In der Unterredung sind »die auf eine
Minderheitenvertretung im Landtag abzielen-
den Wünsche, ferner kulturelle und wirt-
schaftliche Anliegen der dänischen Minder-
heit sowie verfassungsrechtliche Fragen einge-
hend erörtert« worden, die Besprechung habe
sich auch auf die Wünsche der deutschen
Minderheit in Nordschleswig erstreckt.

DDeezzeemmbbeerr  11995544
77..  DDeezz.. Entschließung des Grenzpolitischen

Rates auf einer Vorstandssitzung in Flensburg
zu einer Gesamtregelung der Minderheitenfra-
gen.

77..  DDeezz.. Antrag der Bundestagsfraktion der
CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP zur Großen
Anfrage der SPD betr. nationales Minderhei-
tenrecht.

88..  uu..  1100..  DDeezz.. Bundestagsdebatte zur Großen
Anfrage der SPD betr. nationales Minderhei-
tenrecht.

1111..  DDeezz.. Rede H. C. Hansens beim Fest des
Kopenhagener Journalistenverbandes zum
Verhältnis Dänemarks zur Bundesrepublik
Deutschland und zu den Minderheitenfragen.

1144..  DDeezz.. »Wunsch nach guter Nachbar-
schaft« – In einem Artikel in den »Kieler
Nachrichten« nimmt Ministerpräsident von
Hassel zum deutsch-dänischen Verhältnis Stel-
lung.

2200..  DDeezz.. Erste Lesung des von der SPD-Land-
tagsfraktion vorgelegten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Landeswahlgesetzes. Mit
Rücksicht auf die laufenden Besprechungen
ist die SPD mit einer kurzfristigen Zurückstel-
lung des Gesetzentwurfes einverstanden.

2299..  DDeezz.. Zweites Gespräch zwischen Mini-
sterpräsident von Hassel und Vertretern der
dänischen Minderheit. Der Ministerpräsident
wird dem Kabinett als Übergangslösung bis zu

einer endgültigen Vertretung der Minderheit
im Landtag die Bildung eines Beirats für Fra-
gen der dänischen Minderheit vorschlagen, in
dem diese angemessen vertreten sein soll. Die-
ser Vorschlag soll gleichzeitig der Leitung der
dänischen Minderheit unterbreitet werden.

JJaannuuaarr  11995555
55..  JJaann.. Gespräch des Flensburger Bundestags-

abgeordneten Will Rasner (CDU) mit dem
konservativen Folketingsabgeordneten Karl
Bøgholm in Kopenhagen zur Vorbereitung der
deutsch-dänischen Verhandlungen.

66..  JJaann.. Der dänische Unterrichtsminister
Bomholt spricht sich in einer Rede in Tondern
für das Examensrecht für die deutschen Schu-
len in Nordschleswig aus.

66..  JJaann.. Das Landeskabinett stimmt dem Vor-
schlag des Ministerpräsidenten von Hassel zu,
bei der Landesregierung einen Beirat zu bil-
den.

1111..  JJaann.. Der SSW weist von Hassels Vor-
schlag in einem Schreiben zurück.

1155..  JJaann.. Schreiben Karl Bøgholms an Will
Rasner, in dem mitgeteilt wird, daß das däni-
sche Außenministerium mit den im Gespräch
vom 5. Januar gemachten Vorschlägen einver-
standen sei.

1177..  JJaann.. Bericht Will Rasners an das Auswär-
tige Amt über den Inhalt des Gesprächs.

FFeebbrruuaarr  11995555
22..  FFeebbrr.. Der deutsche Geschäftsträger in

Kopenhagen überreicht dem dänischen Staats-
und Außenminister H. C. Hansen eine Note, in
der die Aufnahme von Verhandlungen über
die Probleme der Minderheiten beiderseits der
Grenze empfohlen wird.

55..  FFeebbrr.. Unterredungen H. C. Hansens im
Staatsministerium mit Vertretern aller Partei-
en zur deutschen Note.

77..  FFeebbrr.. Behandlung der Südschleswig-Frage
im britischen Unterhaus in London.

99..  FFeebbrr.. Der Außenpolitische Ausschuß des
Folketings billigt die dänische Antwortnote.
Überreichung dieser Note. Die dänische Regie-
rung erklärt sich damit einverstanden, daß die
vorgeschlagenen Verhandlungen bereits in
naher Zukunft aufgenommen werden.

1111..  FFeebbrr..  Veröffentlichung der Noten.
2211..//2222..  FFeebbrr. Äußerungen zu den bevorste-

henden Minderheitenverhandlungen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag während
der Ersten Lesung des Haushaltsgesetzes

2266..  FFeebbrr.. Empfehlungen der außerordentli-
chen Delegiertenversammlung des Bundes
deutscher Nordschleswiger in Tingleff (sog.
Tingleffer Empfehlungen).

2288..  FFeebbrr.. Eröffnung der deutsch-dänischen
Verhandlungen in Kopenhagen.

MMäärrzz  11995555
55..  MMäärrzz Abschluß der Verhandlungen in

Kopenhagen mit einem gemeinsamen Kom-
munique.

1166..  MMäärrzz Vollversammlung des Grenzpoliti-
schen Rates in Flensburg.

2255..  MMäärrzz Bedenken von »Danske Samfund«
(Erklärung der Hauptvorstandssitzung in
Apenrade).

2277..  MMäärrzz  Rede H. C. Hansens zum Verlauf
der Verhandlungen in Sonderburg.

2288..//3300..  MMäärrzz Besuch H. C. Hansens in Bonn.
2288..  MMäärrzz Zum Abschluß der Verhandlungen

wird in Bonn von den beiden Verhandlungs-
führern Dr. Wilhelm Nöldeke und Nils Sven-
ningsen ein gemeinsames Protokoll unter-

zeichnet.
2299..  MMäärrzz Bundeskanzler Adenauer unter-

zeichnet die Erklärung der Bundesregierung
(Bonner Erklärung), Staats- und Außenmini-
ster H. C. Hansen die Erklärung der dänischen
Regierung (Kopenhagener Erklärung). Die
Bonn-Kopenhagener Erklärungen werden von
allen Seiten begrüßt.

3311..  MMäärrzz Erklärung von Ministerpräsident
von Hassel vor dem Schleswig-Holsteinischen
Landtag zu dem Ergebnis der deutsch-däni-
schen Besprechungen über die Rechte der bei-
derseitigen Minderheiten und Vorlage eines
Gesetzes zur Änderung des Landeswahlgeset-
zes. Der Landtag begrüßt die Bonner
Erklärung.

AApprriill  11995555
11..  AApprriill Staats- und Außenminister H. C.

Hansen legt die Erklärung über die allgemei-
nen Rechte der deutschen Minderheit dem Fol-
keting vor. Unterrichtsminister Bomholt legt
ein Gesetz vor, durch das das früher erlassene
Gesetz betr. private deutschsprachige Schulen
in Nordschleswig geändert wird.

1133..  AApprriill Folketingsdebatte zur Kopenha-
gener Erklärung. Der deutsch-nordschles-
wigsche Folketingsabgeordnete Hans
Schmidt-Oxbüll stimmt der Kopenhagener
Erklärung vorbehaltlos zu.

1188..  AApprriill Wahlrede von Hassels in Flensburg
1199..  AApprriill Das Folketing ratifiziert mit 145

Stimmen den Beitritt der Bundesrepublik
Deutschland zur NATO (dagegen 24 Abgeord-
nete) und mit 156 Stimmen die Kopenhagener
Erklärung (dagegen neun Abgeordnete [acht
Kommunisten und die Radikale Ingeborg Refs-
lund Thomsen, Apenrade] sowie drei Enthal-
tungen [ein Konservativer und zwei Radikale]).

1199..  AApprriill Eine Deputation aus Nordschles-
wig (»Danske Samfund«) spricht sich in
Kopenhagen vor dem Folketingsausschuß
gegen das volle Examensrecht für die deut-
schen Minderheitenschulen aus.

2288..  AApprriill Zweite Lesung des Schulgesetzes
im Folketing.

MMaaii  11995555
99..  MMaaii Rede H. C. Hansens auf der NATO-

Ratssitzung in Paris.
1111..  MMaaii Die Synode der Ev.-Luth. Landeskir-

che Schleswig-Holsteins verabschiedet das Kir-
chengesetz über den Gebrauch der dänischen
Sprache bei Gottesdiensten und Amtshand-
lungen.

1133..  MMaaii Das Kirchengesetz tritt in Kraft.
1166..  MMaaii Das Folketing verabschiedet in drit-

ter Lesung das Schulgesetz mit 154 gegen sie-
ben Stimmen (sechs Kommunisten und die
Radikale Ingeborg Refslund Thomsen, Apenra-
de) und bei einer Enthaltung. Ein gegen die
deutsche Minderheit gerichtetes Ausnahme-
gesetz, das ihre deutschen Schulen schlechter
gestellt hatte als die dänischen, fällt damit: Sie
kann wieder Examensschulen eröffnen.

2233..  MMaaii Der Schleswig-Holsteinische Land-
tag verabschiedet das Gesetz zur Änderung des
Landeswahlgesetzes (Aufhebung der Fünf-Pro-
zent-Klausel für die dänische Minderheit).

2244..  MMaaii Das Gesetz über Änderung des
Gesetzes über private deutschsprachige Schu-
len, deutschsprachigen Hausunterricht u.a. in
den südjütischen Landesteilen (= Nordschles-
wig) tritt in Kraft.

3311..  MMaaii Landtag hebt die Fünf-Prozent-Sperr-
klausel für die dänische Minderheit auf. 

JJuunnii  11995555

11..  JJuunnii Der schleswig-holsteinische Innen-
minister Dr. Dr. Pagel unterrichtet Vertreter
der dänischen Minderheit in einem Gespräch
über den Gebrauch des Danebrogs bei den Jah-
restreffen. Die Beflaggung wird gestattet. Der
Innenminister äußert die »Hoffnung, daß in
Nordschleswig bei entsprechenden Veranstal-
tungen der deutschen Minderheit eine ähn-
lich großzügige Einstellung gegenüber der
Bundesflagge bekundet wird«.

77..  JJuunnii Bekanntmachung der Erklärung der
allgemeinen Rechte der deutschen Minderheit
(Kopenhagener Erklärung).

1188..  JJuunnii Auf der Hauptversammlung des
Bundes deutscher Nordschleswiger in Tingleff
bezeichnet der Vorsitzende, Folketingsabge-
ordneter Hans Schmidt-Oxbüll, das Zustande-
kommen der Bonner und Kopenhagener
Erklärungen als »Annäherung an einen natür-
lichen und gesunden Gleichgewichtszu-
stand«, der die Voraussetzung für die Funktion
der Minderheiten als Mittler zwischen den
Völkern sei.

2233..  JJuunnii Der Außenpolitische Ausschuß des
Deutschen Bundestages billigt die Erklärung
der Bundesrepublik Deutschland über die all-
gemeinen Rechte der dänischen Minderheit
(Bonner Erklärung).

JJuullii  11995555
55..  JJuullii Das Gespräch zwischen der Landesre-

gierung und Vertretern der dänischen Minder-
heit über eine Übergangslösung führt zu kei-
nem Ergebnis.

66..  JJuullii Der dänische Delegierte Hermod Lan-
nung bittet die deutschen Delegationsmitglie-
der während der Sitzung der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates, bei der Lösung der
noch offenen Minderheitenfragen (Über-
gangslösung) mitzuhelfen.

66..  JJuullii  Der Deutsche Bundestag billigt die
Erklärung der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland über die allgemeinen Rechte der
dänischen Minderheit.

1188..--2211..  JJuullii Privater Besuch von Hassels in
Kopenhagen auf Einladung des deutschen Bot-
schafters. Der Ministerpräsident erklärt
gegenüber dänischen Politikern, daß die däni-
sche Minderheit die Landesregierung hinsicht-
lich der Übergangslösung nicht »überfordern«
solle.

AAuugguusstt  11995555
66..  AAuugg.. Der SPD-Fraktionsvorsitzende im

Schleswig-Holsteinischen Landtag, Wilhelm
Käber, schlägt für den Übergang bis zur näch-
sten Landtagswahl eine neue Lösungsmög-
lichkeit vor: »An Stelle des Beirates bei der
Regierung sollte der Landtag einen besonderen
Ausschuß einsetzen, in dem der Minderheit
Gelegenheit zur Mitsprache und Mitberatung
in den dafür geeigneten Fragen der Landespoli-
tik gegeben wird.«

1166..--2200..  AAuugg.. Dänisch-deutsche Begegnung in
der Heimvolkshochschule Magleaas bei Ko-
penhagen; die Vorträge (1956 unter dem Titel
»Grænsekampen i ny fase« veröffentlicht) fin-
den starke Beachtung.

SSeepptteemmbbeerr  11995555
1133..  SSeepptt.. Der Schleswig-Holsteinische Land-

tag bildet einen »Ausschuß für Angelegenhei-
ten der dänischen Minderheit« und billigt die
Erklärung der Landesregierung vom 13. Sep-
tember 1955 zur  Aufhebung der Kieler Er-
klärung. 

Wie es zu den Bonn-Kopenhagener Erklärungen kam
Chronologische Übersicht

29. März 1955: Gespräch am runden Tisch: CDU/CSU-Fraktionsvorsitzender Heinrich von Brentano, Staatsminister H.C.
Hansen, Bundeskanzler Konrad Adenauer und SPD-Vorsitzender Erich Ollenhauer (v.l.)

Empfang bei Bundespräsident Theodor Heuss (2.v.r.): Bundeskanzler Konrad Adenauer, Staatsminister H.C. Hansen und
dänischer Botschafter Frants Hvass (r.) (Fotos: Bundesbildstelle, Bonn)
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»Auch Ministerpräsident
von Hassel brachte einen
besonderen Blick für die Situa-
tion im Grenzlande mit. Das
Grenzreferat gehörte zum Res-
sort des Ministerpräsidenten
und damit zur Landeskanzlei.
Als meinen Mitarbeiter in die-
sen Fragen berief ich den
Direktor des deutschen Gym-
nasiums in Apenrade und spä-
teren Direktor der Petri-Schu-
le in Kopenhagen, Dr. Gäde,
der die dänische Sprache
beherrschte und im Umgang
mit der deutschen Grenzbe-
völkerung wie auch mit der
dänischen Seite gleich erfah-
ren war. Mit ihm nahm ich an
den Sitzungen des Grenzaus-
schusses teil, der sich aus Ver-
tretern der vier Grenzorgani-
sationen, des Vereins für deut-
sche Kulturarbeit im Grenz-
land, in dessen Vorstand ich
1958 eintrat, der Arbeitsge-
meinschaft Deutsches Schles-
wig, des Schleswig-Holsteini-
schen Heimatbundes und des
Grenzfriedensbundes zusam-
mensetzte. Später gründeten
angesehene Persönlichkeiten
aus allen Kreisen des Grenz-
landes den »Grenzpolitischen
Rat«, an dessen Sitzungen ich
auch heute noch teilnehme.

Sehr bald nach meinem
Amtsantritt in Kiel hatte ich
die alten Bekannten in Nord-
schleswig wieder aufgesucht.
Wenn meine Zeit es irgend
zuließ, nahm ich an den
»Deutschen Tagen« und an
den Knivsbergfesten teil. Eine
besondere Freude war es mir,
daß sich auf mein Drängen
unser Botschafter in Kopenha-
gen Duckwitz, der zur däni-
schen Regierung besonders
gute Beziehungen hatte, dafür
einsetzte, daß die blau-weiß-

rote Flagge unseres Landes bei
den Knivsbergfesten gehißt
werden durfte. Der Erfolg sei-
ner Bemühungen blieb nicht
aus, nachdem ich noch ein
klärendes Gespräch mit dem
dänischen Botschafter Exzel-
lenz Hvass gehabt hatte. In
meine Zuständigkeit gehörte
auch der deutsch-dänische
Verständigungsausschuß, der
sich mit kleineren Unstim-
migkeiten aus dem täglichen
Leben der Grenzbevölkerung
befaßte. Er verdankte der
»Kieler Erklärung« seine Ent-
stehung, mit der die derzeitige
Landesregierung 1949 unter
Mitwirkung der englischen
Besatzungsmacht die Ausein-
andersetzungen im Grenzge-
biet zu mildern versucht hat-
te. Die Besprechungen in die-
sem Ausschuß verliefen im
Allgemeinen in durchaus fai-
ren Formen, und sicher hat
der Ausschuß zu einem guten
Teil seine Aufgabe lösen kön-
nen. Die politischen Probleme
der beiderseitigen Minderhei-
ten jedoch waren in ihren
Grundlagen immer noch un-
gelöst.

Für die deutsche Volksgrup-
pe in Nordschleswig waren
nach dem Zusammenbruch
schwere Tage gekommen. Hat-
ten sich schon durch den Tod
so vieler junger Kriegsfreiwil-
liger bittere Verluste einge-
stellt, so kam jetzt eine Woge
des Mißtrauens und – leider
muß es gesagt werden – der
Verfolgung auf sie zu, die auch
vor unschuldigen Angehöri-
gen nicht Halt machte. Den
Heimkehrer aus dem Felde
erwartete kein freundlicher
Willkommensgruß aus seiner
Gemeinde und keine finanzi-
elle Hilfe, er mußte vielmehr

erfahren, dass die Familienun-
terstützungen, die während
seines Kriegsdienstes an Frau-
en und Kinder gezahlt wur-
den, zurückgefordert worden
seien, und dass etwa vorhan-
denes Vermögen zur Sicher-
stellung herangezogen war. So
fand er statt eines Heimkeh-
rergeldes, wie es bei uns ge-
zahlt wurde, eine Hypothek
des dänischen Staates auf sei-
nem kleinen Besitz vor. Eine
große Anzahl von Strafverfah-
ren wegen »Zusammenarbeit
mit dem Feinde« waren ange-
laufen, obwohl bis 1943 jeden-
falls praktisch ein gewisses
Zusammenarbeiten der däni-
schen Regierung mit dem
deutschen Bevollmächtigten
in Kopenhagen stattgefunden
hatte und der Führer des däni-
schen Freiwilligenkorps vom
König sogar empfangen wor-
den war.

Unter den Internierten be-
fanden sich auch die Männer
der Volksgruppenleitung, de-
nen bald darauf der mit Ge-
fängnisstrafen endende Pro-

zess gemacht wurde. Der Ver-
such, Dr. Möller des Landes-
verrats zu überführen, schei-
terte, nachdem auch ich als
Zeuge ausgesagt hatte, dass
dafür keinerlei Anzeichen
bekannt geworden seien. Im
Strafprozessverfahren wurde
ich nicht mehr vernommen,
nachdem ich vor der Polizei
ausgesagt hatte.

So war es eine große Frage,
ob die deutsche Minderheit
wieder zu neuem fruchtbaren
Leben erweckt werden könne.
Was dann im Laufe der näch-
sten Jahre geschah, war so ein-
drucksvoll, dass es selbst für
die deutschen Menschen süd-
lich der Grenze in der Ausein-
andersetzung mit der däni-
schen Minderheit beispielhaft
wirken musste. Am 22. No-
vember 1945 wurde der Bund
deutscher Nordschleswiger
begründet, der nun die Ge-
schicke der deutschen Volks-
gruppe in die Hand nehmen
sollte. Die Leitung des Bundes
gab unverzüglich eine Loya-
litätserklärung gegenüber
dem dänischen Staat ab, eine
Erklärung, die seitens der
dänischen Minderheit bis
heute fehlt. Dann machte sie
sich an den wichtigen Wieder-
aufbau des deutschen Schul-
wesens. Er begann 1946 mit
sieben Schulen und 174
Schülern. 1959 besuchten be-
reits 1.298 Schüler 31 deut-
sche Schulen. Es entstand die
Nach- und Volkshochschule
in Tingleff, die Schüler im
Alter zwischen 14 und 18 Jah-
ren aufnahm, von denen fast
die Hälfte teilweise oder ganz
nur eine dänische Schule hat-
te besuchen können. Hinzu
traten fünf Mittel- und Real-
klassen, und schließlich kam

es auch am 18. August 1959
zur Wiedereröffnung des
deutschen Gymnasiums. In
den neun deutschen Kinder-
gärten waren 1960 275 Kinder
untergebracht. Der Besuch
dieser Kindergärten und der
deutschen Schulen beruhte
allein auf dem freien Ent-
schluss der Eltern, die den
Wunsch hatten, dass ihre Kin-
der in die deutsche Kulturwelt
eingeführt würden und mit
der deutschen Sprache ihre
geistige Heimat im deutschen
Volkstum fänden, ohne damit
die Geistes- und Kulturwelt
des dänischen Volkstums zu
missachten. Nicht nur das
Schulwesen, sondern die gan-
ze Arbeit der Volksgruppe
wird auch heute geleitet von
dem Wunsch, das Bekenntnis
zum deutschen Volk mit ei-
nem positiven Verhältnis zum
dänischen Staat und Volk zu
verbinden. Für die deutsche
Minderheit ist die Teilung
Schleswigs nicht mehr ein
nationales Unglück, sondern
eine Aufgabe in europäischem
Sinne.

Trotz dieser Haltung waren
alle Bemühungen, die Auswir-
kungen der so genannten
»Rechtsabrechnung« im Laufe
der Zeit zu lindern, vergeblich.
Nur in einigen wenigen Fällen
kam es zu Gnadenerweisen,
obwohl es sich um eine Straf-
gesetzgebung mit rückwirken-
der Kraft handelte und selbst
auf dänischer Seite sich
bedeutende Juristen fanden,
die diese nur unter den ersten
Gefühlsausbrüchen nach der
Befreiung Dänemarks ver-
ständliche Reaktion missbil-
ligten. Auch der Versuch, eine
der »Kieler Erklärung« vom
26. Sepember 1949 gleichlau-

tende Stellungnahme der dä-
nischen Regierung zu errei-
chen, scheiterte. Es kam ledig-
lich nach dem Empfang einer
Vertretung des Bundes zu dem
so genannten Kopenhagener
Protokoll vom 27. Oktober
1949. In diesem Protokoll
stellte der Staatsminister fest,
dass die deutsche Minderheit
bereits im Besitz aller Rechte
sei, die in der »Kieler Er-
klärung« aufgezählt waren,
und dass es weder angemessen
noch zweckmäßig sei, einen
Verständigungsausschuß in
Nordschleswig zu schaffen.
Auch meine Bemühungen, in
den späteren Verhandlungen
mit Kopenhagen einen sol-
chen Ausschuß zu verankern,
schlugen fehl. Die dänische
Regierung nahm in Kauf, dass
nun auch der Verständigungs-
ausschuß auf deutscher Seite
aufgelöst wurde.

War die Lage der Deutschen
in Nordschleswig unter diesen
Umständen recht schwer, so
fehlte es andererseits auch
nicht an Reibungen südlich
der Grenze. Angesichts der
jetzt völlig veränderten Volks-
tumslage war das nicht ver-
wunderlich. Die deutsche
Bevölkerung konnte es ein-
fach nicht fassen, dass so viele
Menschen, die ihnen bisher in
der dörflichen Gemeinschaft
nahe gestanden hatten, plötz-
lich der dänischen Minderheit
sich anschlossen. Sie glaubten
nicht an einen wahren Gesin-
nungswechsel in der überwie-
genden Zahl der Fälle und fan-
den auch nur allzu oft sichtba-
re, rein äußere Gründe für die
neue Haltung. So war man im
Allgemeinen wenig geneigt,
der »Kulturoffensive«, von der
die Dänen offen sprachen,

noch besondere Unterstüt-
zung zu leihen, und es kam
bei dem Grundstückserwerb
für dänische Einrichtungen
oft zu Schwierigkeiten. Im-
merhin war der Verständi-
gungsausschuß ein gutes Ven-
til, und im Laufe der Zeit wur-
den auch manche Schwierig-
keiten überwunden. Trotzdem
ereiferte sich die dänisch
gesinnte Presse, insbesondere
die neu gegründete in deut-
scher Sprache erscheinende
»Südschleswig’sche Heimat-
zeitung«, immer wieder über
die schlechte Behandlung der
dänischen Minderheit durch
die deutsche Bevölkerung,
aber auch durch die deut-
schen Behörden und insbeson-
dere die Landesregierung.
Neuen Zündstoff in dieser
Hinsicht gab die Wahlgesetz-
gebung. Am 10. Oktober 1951
hatte der Landtag mit dem
neuen Wahlgesetz durch eine
7,5-Prozent-Sperrklausel die
Möglichkeit der Erreichung
eines Abgeordnetensitzes be-
grenzt. Auch die dänische
Wahlgesetzgebung kannte
solche Begrenzungen, jedoch
war es der deutschen Minder-
heit gelungen, in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit einen Abge-
ordnetensitz im dänischen
Reichstag durchzusetzen. Die-
se Möglichkeit war dadurch
gegeben, dass Nordschleswig
anteilig einen Sitz mehr zuge-
sprochen erhielt, als nach der
Bevölkerungszahl in Frage
kam. Natürlich geschah dies
nicht, um der Minderheit
einen Sitz zu verschaffen, viel-
mehr war diese Rücksicht auf
eine Grenzbevölkerung bezo-
gen, in der die Dänen weitaus
die Mehrheit hatten. Immer-
hin gab dieser Tatbestand

»Heute sieht es wieder heller aus…«
Auszug »Aus meinem Leben« von Ernst Kracht über  die dramatischen Verhandlungen zu Bonn-Kopenhagen

Ernst Kracht

Tusindvis af sønderjyder 
nyder økonomiske fordele
i Kreditbanken

Hvis du værdsætter gode gam-
meldags dyder som imødekom-
menhed, troværdighed og re-
spekt for den enkelte, så vil 
du føle dig rigtig godt tilpas 
i Kreditbanken. Her kan du 
i øvrigt altid regne med at få

• en god personlig rådgivning 
og service 

• individuelt tilpassede 
løsninger

• konkurrencedygtige priser
og produkter

• en seriøs vurdering af 
dine ønsker

• et hurtigt svar

Alt sammen fordele, som er 
med til at sikre, at du får mest
muligt ud af dine penge.

Ring og aftal en uformel snak
og hør nærmere om, hvad vi kan
gøre bedre for dig. Hvis du her-
efter beslutter dig for at skifte til
os, sørger vi for det hele uden
omkostninger til Kreditbanken.
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En lokalbank der forstår
sig på sønderjyder

Sådan lyder et gammelt
”husråd”, og det mener
man i Kreditbanken også
gælder, når varerne er bank-
ydelser. 

For det går faktisk godt
for Kreditbanken, som er
en økonomisk velfunderet,
selvstændig lokalbank med
dybe rødder i sønderjysk
kultur. 

Derfor er det også natur-
ligt, at man i banken nærer
en særlig forkærlighed for
de mennesker, der bor, ar-
bejder, uddanner sig eller
driver virksomhed i de om-
råder, hvor banken har
afdelinger - dvs. Aabenraa,
Sønderborg og Haderslev.

Nærværet er vigtigt
- Vi tror på, at mange men-
nesker i dag savner lidt
nærvær og en mere person-
lig betjening i deres penge-
institut, - siger Kreditban-
kens underdirektør i
Aabenraa, Wilfred Sass, og
fortsætter:

- Derfor har alle vores

kunder en fast rådgiver i
banken - for man taler nu
engang bedst økonomi
med et menneske, man
kender og har tillid til. - 

Fornuftige priser
Underdirektøren indrøm-
mer dog, at selv om de per-
sonlige relationer er vigti-
ge, så forventer kunderne
altså også at få konkurren-
cedygtige løsninger. Og

det får de i Kreditbanken,
som selv peger på godt
købmandskab som bag-
grunden for bankens for-
nuftige priser.

- Godt købmandskab og
en effektiv organisation er
med til at holde vores om-
kostninger nede, og det
kommer selvfølgelig kun-
derne til gavn i form af
gunstige renter og gebyrer,
- forklarer Wilfred Sass.

Lokalt engagement
Ud over arbejdet med de
egentlige bankforretninger
er Kreditbanken også bredt
engageret i de respektive
lokalsamfund - både kultu-
relt og i erhvervssammen-
hænge. 

- Det skaber automatisk
større personligt engage-
ment hos vores medarbej-
dere, at banken og kunder-
ne er på bølgelængde også
på det område. Vi taler
samme sprog - i mere end
én forstand, slutter Wilfred
Sass.

Underdirektør 
Wilfred Sass

”Det er bedst at handle i en forretning, der
går godt, for dér er der altid friske varer på
hylderne”.
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Möglichkeiten zum Vergleich,
nachdem trotz der durch das
Bundesverfassungsgericht ge-
forderten Herabsetzung des
Satzes auf 5 Prozent die däni-
sche Minderheit ohne Abge-
ordneten geblieben war, ob-
wohl sie reichlich 40.000
Stimmen aufgebracht hatte,
während die deutsche Minder-
heit nur über reichlich 8.000
Stimmen verfügte. In der gan-
zen dänischen Presse setzte
ein Sturm der Entrüstung ein.
In der deutschen Presse las
man leider wenig von dem,
was zur Unterrichtung der
Bevölkerung über die tatsäch-
lichen Verhältnisse hätte füh-
ren können. Als dann der Bun-
destag die 5-Prozent-Sperr-
Klausel des Bundeswahlgeset-
zes zugunsten der dänischen
Minderheit im Jahre 1953 auf-
hob, verstärkten sich die Be-
mühungen der dänischen Sei-
te, insbesondere auch über
den Europarat, auf eine angeb-
liche Diskriminierung der dä-
nischen Minderheit durch
Schleswig-Holstein hinzuwei-
sen und die heftigsten Angrif-
fe gegen Landtag und Landes-
regierung immer wieder vor-
zubringen. Für die Wünsche
der dänischen Minderheit hat-
te sich nicht nur die SPD-
Opposition im Landtag, son-
dern auch der Vorsitzende des
Bundes deutscher Nordschles-
wiger, Folketings-Abgeordne-
ter Schmidt-Oxbüll, ausge-
sprochen. Die SPD-Fraktion
des Bundestages brachte in
dieser Angelegenheit eine
nicht sehr glücklich formu-
lierte »große Anfrage« ein. Die
Bundesregierung war in einer
nicht ganz einfachen Lage.
Ohne Zweifel hatte sie ange-
sichts der notwendigen
Zusammenarbeit mit dem
Königreich Dänemark in
Wirtschafts- und Verteidi-
gungsfragen ein Interesse an
einer guten Lösung der Ange-
legenheit. Der.Bundeskanzler
selbst war durch den Staats-
und Außenminister H. C. Han-
sen anlässlich einer Nato-
Tagung in Paris auf die Sache
angesprochen worden. Die
Landtagsmehrheit in Kiel war
andererseits nicht geneigt, oh-
ne weiteres der dänischen
Minderheit die gewünschte
Konzession zu machen, da sie

wußte, dass die deutsche Be-
völkerung die »Echtheit« der
Minderheit immer wieder in
Zweifel zog. Ministerpräsident
Lübke hatte mehrfache Be-
sprechungen mit der däni-
schen Minderheit über eine ir-
gendwie geartete Zwischenlö-
sung in meiner Gegenwart
geführt. Die Einsetzung eines
Landtags-Ausschusses für
Minderheitenfragen, an dem
zwei Vertreter der Minderheit
als Sachverständige teilnah-
men, führte zu keinen prakti-
schen Ergebnissen. Die Min-
derheit selbst nahm zwar teil,
lehnte aber die Ersatzlösung
grundsätzlich ab; sie bestand
auf der gleichen Regelung, wie
der Bundestag sie getroffen
hatte. Die Dinge schienen fest-
gefahren zu sein, als Minister-
präsident Lübke starb.

In seiner Regierungser-
klärung vom 8. November
1954 machte der neue Mini-
sterpräsident von Hassel den
Vorschlag, umfassende Bespre-
chungen über den Status der
beiden Minderheiten seitens
der Bundesregierung und der
dänischen Regierung zu füh-
ren. Die Anregung fiel auf
fruchtbaren Boden. Der Mini-
sterpräsident ersuchte mich,
an den notwendigen Vorbe-
sprechungen im Auswärtigen
Amt tellzunehmen. Als Vorsit-
zender der deutschen Delega-
tion, der ich als Vertreter
Schleswig-Holsteins angehör-
te, wurde der frühere Gesand-
te in Kopenhagen Dr. Nöl-
decke bestimmt. Am 28.
Februar 1955 begannen die
Verhandlungen in Kopenha-
gen. Sie verliefen im Anfang
nicht einfach; offensichtlich
hatte man sich auf dänischer
Seite die Regelung so vorge-
stellt, dass man das dänische
Ausnahmegesetz, das den Aus-
bau des deutschen Schulwe-
sens über die Volksschulen
hinaus begrenzte, in Bezug auf
Mittel- und Realschulen än-
derte, wogegen SchleswigHol-
stein die 5-Prozent-Klausel zu-
gunsten der dänischen Min-
derheit zu streichen hatte. Im
Übrigen sollte alles so wie bis-
her bleiben. Ein für den näch-
sten Abend auf Einladung des
Staatsministers bereits ange-
setztes Essen sollte offensicht-
lich schon das Abschiedsessen

sein. Ich vertrat mit Nach-
druck die Forderung, für beide
Minderheiten unter Aufhe-
bung der »Kieler Erklärung«
und des so genannten »Kopen-
hagener Protokolls« den glei-
chen Status herzustellen.
Damit zugleich forderten wir
auch die Genehmigung einer
deutschen höheren Schule für
Nordschleswig. Nach sehr zä-
hen, wenn auch im Ton
immer gleich freundlichen
Verhandlungen, gelang es, un-
seren Standpunkt durchzuset-
zen. Es ist das Verdienst des
dänischen Staatsministers H.
C. Hansen, dass er trotz starker
widerstrebender Kräfte im
Parlament den Mut hatte, die-
se Entscheidung zu fällen. Ein
kleiner Zwischenfall ereignete
sich in den Verhandlungen,
als die dänische Delegation
das Wörtchen »loyal« in dem
Entwurf streichen wollte. Wir
waren zunächst ein wenig rat-
los, wie wir um diese Diffe-
renz herumkommen sollten.
Am Abend blätterte ich noch
einmal, schon im Bett, in mei-
nen Unterlagen, überflog auch
das »Kopenhagener Proto-
koll« und fand, dass sich in
dieser vom Staatsminister vor-
getragenen Erklärung das
Wörtchen »loyal« bereits
fand, indem von einer Tole-
ranz gesprochen wurde, die
die Regierung »allen loyalen
Bürgern gegenüber« zeigen
werde. Unser Vorsitzender
begab sich zu einer vertrauli-
chen Besprechung zu seinem
Kollegen, und in der Folge war
von diesem Punkt nicht mehr
die Rede.

Am letzten Tage vereinte,
auf Einladung des dänischen
Delegationsführers Staatsse-
kretär Svenningsen, ein Früh-
stück die Mitglieder der Dele-
gationen noch einmal zu einer
Abschiedsstunde. Herr Sven-
ningsen trank mir zu mit ei-
ner Bemerkung, die auf den
diplomatischen Dienst deute-
te. Als ich ihm erwiderte, dass
ich nicht die Ehre hätte, dem
diplomatischen Korps anzu-
gehören und kein Gesandter
meines Landes sei, meinte er
unter Anspielung auf das Bis-
marck-Wort: »Das zwar nicht,
kein Gesandter, aber ein
Geschickter!« Ich nahm diese
Anerkennung der anderen Sei-

te gern zur Kenntnis.
Ein vom dänischen Mini-

sterpräsidenten gegebenes
Mittagessen auf Schloss Chri-
stiansborg schloss Ende der
Woche offiziell die Zusam-
menkunft ab. Ich war sein
Tischnachbar und hatte einen
vorzüglichen Eindruck von
dieser in sich geschlossenen
liebenswürdigen Persönlich-
keit, die leider inzwischen die
unheimliche Krebskrankheit
mitten aus seinem erfolgrei-
chen Leben gerissen hat.
Schleswig-Holstein und
Deutschland verdanken seiner
fairen Haltung viel.

Unser Ministerpräsident be-
fand sich übrigens in dieser
Zeit in Urlaub in Meran. Ich
erstattete ihm täglich einge-
hend Berichte, von denen die
ersten, die den unbefriedigen-
den Beginn der Verhandlun-
gen aufzeigten, wie er mir spä-
ter sagte, wahrscheinlich zur
Abberufung des schleswig-
holsteinischen Vertreters ge-
führt hätten, wenn der Mini-
sterpräsident in Kiel gewesen
wäre. Ich war auch einige
Stunden zum mündlichen
Vortrag in Meran, wo mir die
Richtigkeit meiner festen Hal-
tung bestätigt wurde.

Die Erklärungen der beiden
Regierungen wurden Ende
März 1955 in Anwesenheit des
Bundeskanzlers Dr. Adenauer
und des Staatsministers Han-
sen sowie unseres Minister-
präsidenten in einem Staats-
akt feierlich bekräftigt. Ich
selbst hatte auf Wunsch des
Ministerpräsidenten die Auf-
gabe übernommen, vorher
mit einer Reihe von Abgeord-
neten persönlich zu sprechen,
um eine möglichst einhellige
Zustimmung des Landtages zu
erreichen. Erfreulicherweise
glückte es auch trotz des Grol-
lens einiger weniger älterer
Abgeordneter, von denen
einer mir einen Kotau vor der
dänischen Regierung vorwer-
fen wollte, die Einstimmigkeit
herbeizuführen.

Es kann keinem Zweifel un-
terliegen, dass die Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
für die Situation im ganzen
Grenzland eine Erleichterung
mit sich brachten und sie in
der Folge auch für die Landes-
regierung wie für die Bundes-

regierung im europäischen
Raum entlastend wirkten.
Zwar kam es in der dänischen
Presse südlich der Grenze im-
mer noch einmal zu Be-
schwerden, besonders was die
kirchlichen Verhältnisse anbe-
langte, für die aber die Landes-
regierung nicht zuständig
war; in der großen Presse aber
herrschte von nun an Friede.

Zwei dänische Stimmen
mögen meinen Eindruck be-
stätigen. Der Vorsitzende des
Folketingsausschusses für
südschleswigsche Angelegen-
heiten, P. Gorrsen aus Sonder-
burg, sagte in seinem  Neu-
jahrsgruß in »Sönderjyden«
vom 31. 12. 1959: »Es scheint,
als ob der Geist der Kopenha-
gen-Bonn-Vereinbarungen
langsam niederschlägt und
der nüchternen Erwägung
Raum gibt, die immer Respekt
und Verständnis für die Ge-
sichtspunkte der Gegenseite
wird ergeben können.« Und
der Berater dieses Ausschusses
Björn Hansen, ein Sohn H. P.
Hansens, des »Vaters« der
Grenze von 1920, äußerte in
der gleichen Zeitung unter
dem 10. 2. 1960: »Es ist – auch
als Folge der großpolitischen
Entwicklung nach 1945 – eine
Basis für eine gute Nachbar-
schaft zu unserem südlichen
Nachbarn geschaffen, und die
politische, kulturelle und
wirtschaftliche Freiheit und
Gleichberechtigung der natio-
nalen Minderheiten sind in
jeder Hinsicht gesichert. Von
dänischer Seite besteht somit
aller Grund, national- und
grenzpolitisch gesehen, mit
der vergangenen Entwicklung
zufrieden zu sein.« Beide Män-
ner betonen anschließend
allerdings die Notwendigkeit
einer weiteren Unterstützung
der dänischen Minderheit und
einer auch wirtschaftlichen
Festigung des dänischen
Volkstums im Grenzland.

Auch diese Hinweise müs-
sen die deutschen Grenzorga-
nisationen veranlassen, wei-
terhin der Entwicklung Auf-
merksamkeit zu schenken
und kulturell, sozial und wirt-
schaftlich ihrerseits alle erfor-
derlichen Maßnahmen zu tref-
fen. Auch der Ministerpräsi-
dent wird die ihm zur Förde-
rung des Grenzlandes zur Ver-

fügung gestellten Mittel wei-
terhin voll ausnutzen müssen,
wobei ich persönlich die Ein-
richtung von Jugendheimen
der offenen Tür nach wie vor
für besonders vordringlich
halte.

Abschließend hätte ich
noch eine gewichtige deut-
sche Stimme zur Entwicklung
im Grenzland anzuführen.
Der greise Pastor Schmidt-
Wodder schrieb mir kurz vor
seinem Tode auf meinen
Glückwunsch zum 90. Ge-
burtstag am 23. September
1955: »Wir standen ja beide
stets im Dienste Schleswig-
Holsteins, und heute sieht es
wieder heller aus als zeitwei-
lig in den letzten Jahren. Ich
bin auch der Zuversicht, dass
es noch heller für unser Volk
und unser Grenzland sich
gestaltet.«

Dass ich an den grundlegen-
den Verhandlungen in Kopen-
hagen als Vertreter meiner
Heimat teilnehmen durfte,
habe ich immer als Krönung
meiner dienstlichen Tätigkeit
empfunden. Möge der zuver-
sichtliche Wunsch Pastor
Schmidt-Wodders in Erfül-
lung gehen!«

Ernst Kracht
Geboren   1890  und

1983 92-jährig verstorben,
war Amtschef der Kie-ler
Staatskanzlei unter den
schleswig-holsteinischen
Ministerpräsidenten Wal-
ter Bartram, Friedrich-Wil-
helm Lübke und unter Kai-
Uwe von Hassel, der ihn
zum schleswig-holsteini-
schen Verhandlungsführer
bei den Bonn-Kopenha-
gener Verhandlungen
machte. Obwohl Kracht
als ehemaliger nationalso-
zialistischer Oberbürger-
meister in Flensburg von
1935 bis 1945 wahrlich vor
allem auf dänischer Seite
umstritten war, zog von
Hassel am 30. Jahrestag der
Erklärungen über ihn fol-
gendes Fazit: »Wenn der
Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen gedacht wird,
dann muss Ernst Kracht
genannt werden, dessen
Zähigkeit die Gegenseitig-
keit der Lösungen für
Deutsche und Dänen
brachte.«
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Am 29. März begehen die
beiden Minderheiten und die
Regierungen in Berlin, Kiel
und Kopenhagen im Sonder-
burger Schloss  den 50. Jahres-
tag der Bonn-Kopenhagener
Minderheitenerklärungen,
mit Bundeskanzler Gerhard
Schröder und Staatsminister
Anders Fogh Rasmussen.

Die Erklärungen wurden
1955 von den Regierungschefs
Konrad Adenauer und H. C.
Hansen unterzeichnet, die
damals beide, also im Gegen-
satz zu Schröder und Fogh,
gleichzeitig auch Außenmini-
ster waren. Sowohl für
Deutschland als auch Däne-
mark hatte die Lösung der
Schleswig-Frage, die mehr als
100 Jahre zu Konflikten und
Spannungen geführt hatte,
außenpolitisch große Bedeu-
tung. Es war das letzte Mal, wo
sich die internationale Politik
mehr oder weniger über die
innenpolitischen Bedenken
beider Seiten durchsetzte und
damit – damals auch teilweise
gegen den Willen beider Min-
derheiten – neue Rahmenbe-
dingungen für das Grenzland
schuf, die sich später als ent-
scheidendes Element auf dem
Wege zur Befriedung zwi-
schen Deutschen und Dänen
erwiesen. 

Dänemark trat 1949 der
NATO bei, nachdem die bishe-
rige Doktrin einer (militärisch
zu schwachen) Neutralitätspo-
litik aufgegeben und der
Traum einer nordischen Ver-
teidigungsgemeinschaft zer-
platzt war. Norwegen hatten
sich frühzeitig für den ameri-
kanischen NATO-Schirm ent-
schieden, und Dänemark
suchte Schutz vor dem großen
Nachbarn im Süden, der in
den fünf dunklen Jahren von
1940-1945 das Land besetzt
gehalten hatte und von dem
man ja nicht wußte, wie sich
das am Boden zerschlagene
Deutschland wieder erheben
würde – ob nun wiederverei-
nigt oder nicht.

Die dänische Regierung hat-
te am 31. Januar 1947 in
einem Memorandum an die
Alliierten von einer deutschen
Wiederbewaffnung scharf
Abstand genommen. »Die
dänische Regierung geht
davon aus, daß effektive Maß-
nahmen getroffen werden, um
zu verhindern, daß die deut-
sche Jugend wieder
militärisch ausgebildet wird...
Dänemark hat besonderes
Interesse, daß der deutsche
Militarismus für immer ver-
schwindet.« Die großpoliti-
sche Wetterlage stand jedoch
auf Sturm. Als von dänischer
Seite nach 1945 an der Grenze
von 1920 gerüttelt wurde, hat-
te der Unterstaatssekretär im
britischen »Foreign Office«,
Lord Henderson, die däni-
schen Regierungsvertreter
1948 in London darauf hinge-
wiesen, es sei »nicht länger
möglich, die provinzielle
(Minderheiten-) Frage isoliert
von der Welt zu sehen«. Er
wies auf die militärstrategisch
wichtige Ostsee-Plazierung
Dänemarks und auf die neuen
Gefahren aus dem Osten hin.
Amerikaner und Briten
erkannten frühzeitig die Not-
wendigkeit, Deutschland in
das westliche, demokratische
Bündnis einzubeziehen. Die
Briten wußten seit dem Mos-
kau-Besuch ihres Außenmini-
sters Anthony Eden im
Dezember 1941, daß Stalin
Ostpolen und das Baltikum
nicht wieder herausgeben

wolle und weitergehende Plä-
ne für den Balkan und die
dänischen und türkischen
Meerengen hegte. Nach Aus-
bruch des Korea-Krieges 1951
setzte auch das Folketing neue
Signale, hieß es in einem
Beschluß, »daß auch deutsche
Truppen an der Errichtung
einer gemeinsamen europäi-
schen Verteidigung beteiligt
werden sollen«.

Bereits im Mai 1952 war in
Bonn ein Vertrag zwischen der
Bundesrepublik und den Drei
Mächten abgeschlossen wor-
den, der ein vereintes
Deutschland als Ziel hatte und
gleichzeitig mit der Europäi-
schen Verteidigungsgemein-
schaft (EVG) in Kraft treten
sollten. Ende August 1954
lehnten die Franzosen den
EVG-Vertrag ab, weil sie die
Bedrohung durch die Sowjets
damals geringer einschätzten
als die Partner. Nun wurde
statt dessen überlegt und in
Aussicht genommen,
Deutschland in die NATO auf-
zunehmen, womit auch die
Besatzungszeit als beendet
angesehen und die Bundesre-
publik ihre – danach nur ein-
geschränkte – Souveränität
erhalten sollte.

Das Verhältnis zu Deutsch-
land war für Dänemark in den
Jahren nach 1945 die entschei-
dende (innen-) und außenpo-
litische Frage. Es galt unter
den veränderten weltpoliti-
schen Bedingungen des kalten
Krieges ein neues Verhältnis
zum Nachbarn aufzubauen.
Da gab es nach 1945 zunächst
nur wenige deutsch-dänische
Kontakte; eine der ersten Spu-
ren zu den späteren Bonn-
Kopenhagener Minderheiten-
erklärungen führt ins schwei-
zerische Caux, wo die Morali-
sche Aufrüstung (»Moral Re-
Armament«) im »Mountain
House« ihr Zentrum hatte. Sie
war als Oxford-Bewegung
1921 vom lutheranischen US-
Pastor Frank Buchmann
gegründet worden und hatte
vier moralische Gebote: Ehr-
lichkeit, Reinheit, Unei-
gennützigkeit und Liebe. In

Caux waren u.a. auch Konrad
Adenauer und der Konservati-
ve Ole Bjørn Kraft – und
gleich mehrfach der dänische
Staatsminister Knud Kristen-
sen, der am 4. November 1947
wegen seiner revisionisti-
schen Südschleswig-Politik
(von den Radikalen) gestürzt
worden war. »A er væk«, teilte
Kristensen mit, ohne daß sei-
ne Minister wußten, wo er
heimlich untergetaucht war:
in Caux! Eine Spur führte via
Caux nach Cochem, einer
Stadt im Moseltal zwischen
Trier und Koblenz. Dies hat
1962 der damalige Bonner
Korrespondent von »Jyllands-
Posten«, Karl Christiansen,
dankenswerterweise nachre-
cherchiert. In Caux waren
nach 1945 erstmalig auch Per-
sönlichkeiten des bürgerli-
chen Deutschland eingeladen,
um mit anderen ausländi-
schen Gästen zusammenzu-
treffen. Unter ihnen befand
sich der damals 37jährige
CDU-Politiker Willy Massoth
(1911-1978), von 1949 bis 1957
CDU-Bundestagsabgeordneter
und von 1957 bis 1969 Bürger-
meister von Cochem. Er lernte
in Caux den Journalisten F.
Weltmann aus Kopenhagen

kennen, der in den 30er Jahren
als Jude Deutschland verlas-
sen und in Dänemark
Zuflucht gefunden hatte.
Weltmann, der später zum
Katholizismus konvertierte,
war inzwischen dänischer
Staatsbürger, Herausgeber
eines Pressedienstes und
Anhänger des konservativen
Außenministers Christmas
Møller, der nach 1945 für eine
»Die Grenze-liegt-fest-Politik«
eingetreten war. In Massoth
lernte er das »andere Deutsch-
land« kennen; Massoth war
Mitbegründer der Jungen Uni-
on in Hessen und saß wegen
seines Widerstandes gegen die
Nazis vorübergehend in Gesta-
po-Schutzhaft. Weltmann ver-
suchte den Süddeutschen
Massoth für die »Nordfrage«
zu interessieren, ausgehend

von der Einschätzung, daß die
zugespitzte Grenzland-Frage
eine Initiative von schleswig-
holsteinischen CDU--
Politikern ausschloß. Der Weg
zur Entspannung führe auch
für die CDU über Südschles-
wig, vermerkte Massoth, der
im Mai 1953 als erster deut-
scher Politiker in Kopenhagen
sprach. Im »Academicum
Catholicum« lautete sein Vor-
tragstitel »Christentum und
Politik«, doch das Interesse
der Zuhörer galt der Südsch-
leswig-Frage. Nun vermittelte
Massoth ein Gespräch zwi-
schen Weltmann und den
CDU-Spitzen Heinrich von
Brentano und Heinrich Krone,
die eine Konferenz über das
deutsch-dänische Verhältnis
unterstützten – ebenso wie in
Kopenhagen der konservative
Folketingsabgeordnete Karl
Bøgholm (1889-1976). Die
Konferenz fand am 6. Juli 1954
in Bonn statt; Kanzler Adenau-
er, der 1951 in Bonn den dä-
nischen Außenminister Ole
Bjørn Kraft begrüßt hatte, war
eingeweiht, nahm selbst nicht
teil, empfing aber am Tage
danach Massoth, Bøgholm
und Weltmann. Teilnehmer
an der Konferenz waren auf
CDU-Seite u.a. der spätere
Bundeskanzler Kurt-Georg
Kiesinger (der über den Euro-
parat Kontakte hatte zum
Radikalen Hermod Lannung),
von Brentano (der am 7. Juni
1955 Adenauer als Außenmi-
nister ablöste), der Flensbur-
ger Bundestagsabgeordnete
Will Rasner und Massoth.
Beobachter war u.a. auch
Legationsrat Dr. Jansen aus
dem Auswärtigen Amt.

Zwar gab es bereits seit 1949
die Kieler Erklärung zugun-
sten der dänischen Minder-
heit und das Kopenhagener
Protokoll zugunsten der deut-
schen Minderheit, aber als am
12. September 1954 der SSW
bei den Landtagswahlen mit
42.242 Stimmen an der Fünf-

Prozent-Sperrklausel scheiter-
te, während Schmidt-Oxbüll
mit 9.721 Stimmen dem Folke-
ting angehörte, gab es Protest-
Stürme auf dänischer Seite.
Just da fiel die Minderheiten-
Frage nach oben – aufs inter-
nationale Parkett. Während
einer NATO-Ratssitzung am
Freitag, 22. Oktober 1954, in
Paris hatte Staats-und Außen-
minister Hans Christian Svane
Hansen (Vorgänger Hans Chri-
stian Hedtoft-Hansen, seit
1946 auf das Hansen verzich-
tend, war am 29. Januar 1955
nur 51jährig in einem Stock-
holmer Hotelbett tot augefun-
den worden) unterstützt vom
norwegischen Außenminister
Halvard Lange erklärt, es falle
Dänemark schwer, eine deut-
sche NATO-Mitgliedschaft zu
unterstützen, solange die Süd-

schleswig-Frage nicht geklärt
sei. Zuvor hatte das Folketing
(auf Drängen der nordschles-
wigschen Venstre-Abgeordne-
ten Jørgen Gram und Fr.
Heick) am 19. Oktober den
Außenminister mit 133:22-
Stimmen bei sechs Enthaltun-
gen aufgefordert, in Paris »die
Zustimmung zur Aufnahme
Deutschlands in das westliche
Verteidigungsbündnis mitzu-
teilen, zugleich aber auf der
NATO–Ratssitzung die däni-
schen Gesichtspunkte über
die Interessen der dänischen
Südschleswiger vorzutragen«.
Sozialdemokraten, Konserva-
tive (Bjørn Kraft) und Venstre
(Thorkild Kristensen) hatten
den Antrag gemeinsam einge-
bracht und verabschiedet;
damals praktisch als stille
Nordatlantikpakt-Koalition,
denn es ging in erster Linie
um dänische Sicherheitspoli-
tik. Von Vorteil war dabei, daß
Oppositionsführer Kraft auch
Kontakte zum Bundesmini-
ster Heinrich Hellwege unter-
hielt, der ebenfalls zur morali-
schen Aufrüstung gehörte.
Kraft traf Hellwege 1955 in
Hamburg, hatte vorher von H.
C. Hansen grünes Licht
bekommen. Hansen sollte – so

der Auftrag des Folketings –
deutlich machen, »daß als
Voraussetzung für die däni-
sche Zustimmung zur Aufnah-
me der Bundesrepublik in das
demokratische System
betrachtet werden muß, daß
man von westdeutscher Seite
Demokratie gegenüber der
dänischen Minderheit prakti-
ziert«. Eine Art von Gegensei-
tigkeit, Junktim, zwischen Ja
zur NATO und Rechten für die
dänische Minderheit. Vor die-
sem Hintergrund kam es zum
Pariser Korridorgespräch zwi-
schen H. C. Hansen und Kon-
rad Adenauer (1876-1967), der

als Beobachter teilgenommen
hatte. Adenauer äußerte Ge-
sprächsbereitschaft in der
Sperrklausel-Frage und erklär-
te anschließend vor Journali-
sten, er werde sich gemeinsam
mit dem neuen schleswig-hol-
steinischen Ministerpräsden-
ten Kai-Uwe von Hassel für
eine Lösung einsetzen. 

In der nüchternen Sprache
eines amtlichen Protokolls
hieß es: »15.15 Uhr. Sitzung
des NATO-Rats unter Hinzu-
ziehung von deutschen Beob-
achtern. Einstimmiger
Beschluß, die Bundesrepublik
in die NATO einzuladen. Der
Beschluß ist in den einzelnen
Mitgliedsstaaten ratifizie-
rungsbedürftig.«

Adenauer dazu in seinen
Erinnerungen: »Die Aufnah-
me der Bundesrepublik in die
NATO, die Aufnahme des
früheren Feindstaates in diese
größte Verteidigungs-
organisation der freien Völker,
war ein Ereignis für uns Deut-
sche, das mich tief bewegte.
Die Bundesregierung erkann-
te mit großer Dankbarkeit an,
daß sämtliche Regierungen
der Staaten des Nordatlantik-
Paktes diesen Schritt vorbe-
haltlos vollzogen.«

Vorbehaltlos? Weltmann
besuchte von Hassel, und
Anfang 1955 gab von Hassel
seinem Landesbevollmächtig-
ten in Bonn Anweisung,
Kanzleramtschef Globke mit-
zuteilen, die Kieler Regierung
»habe positives Interesse an
einer ruhigen Entwicklung im
Grenzland«. Anfang Januar
kam Rasner, der noch im
Dezember 1954 im Bundestag
eine von dänischer Seite kriti-
sierte Rede gehalten hatte,
nach Kopenhagen. Er war bis
zu seiner ersten Wahl 1953 in
den Bundestag stellv. Chefre-
dakteur des »Flensburger
Tageblatts« und brachte nun
einen ersten Entwurf für eine
deutsch-dänische Minder-
heitenerklärung mit. Rasner
unterstrich, er habe kein Man-
dat des Bonner Auswärtigen
Amtes, das sich bedeckt hal-
ten wolle, bis Gewißheit über
Chancen für eine deutsch-dä-
nische Verständigung bestehe.
Rasner, sein konservativer Fol-
ketingskollege, Bøgholm,
ebenfalls Redakteur, und
Weltmann nahmen noch
gewisse Änderungen vor, doch
am 15. Januar konnte Bøg-
holm, der H. C. Hansen und
andere dänische Spitzenpoliti-
ker vertraulich informiert hat-
te, Rasner inoffiziell mitteilen,
Dänemark sei jetzt zu konkre-
ten deutsch-dänischen Ver-
handlungen bereit. Daß Ras-
ner großen Anteil am Zustan-
dekommen hatte, bescheinig-
te ihm später auch der däni-
sche Verhandlungsführer, Nils
Svenningsen, Departement-
chef des dänischen Außenmi-
nisteriums. Der Historiker
Viggo Sjøqvist bemerkt in sei-
nem kürzlich erschienenen
Svenningsen-Porträt, Rasner
sei im Auftrage Adenauers als
Vermittler (»udsending«)
nach Kopenhagen gekommen
und habe mehrere Vorschläge
zu einer Lösung mitgebracht –
u.a. auch die Idee zweier ein-
seitiger, unabhängiger
Erklärungen über die Minder-
heiten-Rechte; das Ei des
Kolumbus! Der spätere parla-
mentarische Geschäftsführer
der CDU/CSU-Fraktion starb
51jährig 1971 in Flensburg. 

Bonn und Kopenhagen hat-
ten gemeinsame außenpoliti-
sche Interessen: von Hassel

hat zwar die völlige Einigkeit
mit Adenauer unterstrichen,
zugleich aber darauf hinge-
wiesen, daß Bonn die Proble-
me »aus der Ferne nicht mit
der Präzision und Tagesschär-
fe wie wir hier sah«; gemeint
war die starke dänische Kultu-
roffensive noch mit grenzrevi-
sionistischen Elementen. Mit
anderen Worten: Adenauer
wollte um jeden Preis den
NATO-Beitritt der Bundesre-
publik, sie hatte entscheiden-
de internationale Bedeutung
für Adenauer zu einem Zeit-
punkt, da das Verhältnis zu
den anderen Nachbarn (Frank-
reich, Holland und Belgien)
noch im argen lag. Eine
deutsch-dänische Lösung
bahnte deshalb nicht nur den
Weg für die deutsche NATO-
Mitgliedschaft, sondern brach-
te auch eine Aufwertung der
Bundesrepublik gegenüber
den anderen westlichen Län-
dern, konnte sie doch so
beweisen, daß das neue
Deutschland seine ehemali-
gen Gegner gut und demokra-
tisch behandelt.

»Es fiel eine Apfelsine in
den Turban von H. C. Han-
sen«, schrieb Paul Hammerich
über die damalige Situation,
in der sich das Gespann Han-
sen/Svenningsen als Glücks-
fall für Dänemark erwies.
Svenningsen war während der
Besatzungszeit nach dem 29.
August 1943 als beamteter Lei-
ter des Außenministeriums
nicht unumstritten verant-
wortlich für die sog. De-
partementchef-Regierung, die
mit Werner Best bis Kriegsen-
de verhandelt hatte. 1953 war
die V-K-Regierung Erik Erik-
sen mit dem konservativen
Außenminister Ole Bjørn
Kraft zurückgetreteten  und
durch eine sozialdemokrati-
sche Minderheits-Regierung
abgelöst worden. Das Verhält-
nis zwischen Kraft und Sven-
ningsen war belastet, weil
Kraft September 1944 (vergeb-
lich) den Rücktritt der Depar-
tementchef-Regierung Sven-
ningsen gefordert hatte. Han-
sen und Svenningsen waren
sofort auf gleicher Wellenlän-
ge. Dem Aristokraten Sven-
ningsen imponierte der aus
Århus stammende Typograph.
Für Svenningsen war Hansen
ein Mann der Realitäten und
»der erste Sozialdemokrat, der
sich international für Däne-
mark Geltung verschaffte«.
Hansen – ausgezeichnet
deutsch sprechend, er hatte
wie Hedtoft an einem Halbjah-
reskurs der thüringschen
Volkshochschule Tinz teilge-
nommen – wußte als neuer
Chef einer sozialdemokrati-
schen Minderheits-Regierung
(seit dem 1. 2.1955) um die
innenpolitischen Gefahren:
Hunderttausende – unter
ihnen viele ehemalige
Widerstandskämpfer – de-
monstrierten auf dem Schloß-
platz vor Christiansborg
gegen die deutsche Wie-
derbewaffnung. Und die
Freunde in der SPD waren
wegen der Hoffnung auf Wie-
dervereinigung gegen die
deutsche NATO-Mitglied-
schaft. Am 15. Dezember hatte
der  SPD-Vorsitzende Erich
Ollenhauer in der Bundestags-
debatte erklärt: »Das Kern-
stück der Pariser Verträge bil-
det die Aufrüstung der Bun-
desrepublik Deutschland im
Rahmen ... des Nordatlan-
tikpaktes.« Die SPD betonte
immer wieder, »daß die Bun-
desrepublik nicht Mitglied der

NATO werden dürfe, weil das
eine Provokation für Rußland
bedeute, weil Sowjetrußland
dann niemals mit uns den
anderen Mächten über die
Wiedervereinigung verhan-
deln würde«. 

In einer Resolution warfen
dänische Werftarbeiter den
führenden Sozialdemokraten
u.a. vor, »in Dänemark rasend
zu kämpfen, um dem wider-
strebenden westdeutschen
Volk und seiner Jugend wieder
Waffen in die Hände zu
drücken«. Höchste Alarmstufe
bei den dänischen Sozialde-
mokraten. SPD-Hauptvor-
standsmitglied Heinrich
Albertz, damals niedersächsi-
scher Sozialminister, später
Regierender Bürgermeister
von Berlin, fragte bei den däni-
schen Genossen an, ob  er auf
einer Kopenhagener Veran-
staltung dänischer Freunde
gegen die deutsche Wiederbe-
waffnung sprechen dürfe. Der
Generalsekretär der dänischen
Sozialdemokratie, Oluf Carls-

son, schickte ihm am 9.
November 1954 folgendes
Telegramm, das in »Arbejder-
bevægelsens Bibliotek og
Arkiv« in Kopenhagen zu fin-
den ist: »Wird abgeraten –
stop – genannte Kreise sind
verschiedener Art und werden
gegen die Partei ausgenützt.«
Zwei Tage später fügte er brief-
lich hinzu: »Wir wissen ja, daß
die sozialdemokratischen Par-
teien in Europa nicht alle
einig sind auf dem Gebiet,
worum es sich hier dreht. Die
dänische Sozialdemokratie ist
für den Atlantik-Pakt und für
die Lösung betreffend West-
deutschland, die jetzt zustan-
de zu kommen scheint.«

Gleichzeitig gab es sehr
enge Kontakte zwischen H.C.
Hansen und der schleswig-
holsteinischen SPD; so hatte
Kiels OB Andreas Gayk Hed-
toft schon 1952 eine gemein-
same Erklärung beider Partei-
en (»Frieden und  Freund-
schaft auch an der Grenze«)
vorgeschlagen. Für die Kon-
takte sorgte der langjährige
Geschäftsführer der SPD-Frak-
tion im Landtag, Richard Han-
sen, der  schon 1933 vor den
Nazis nach Dänemark
geflüchtet war und dort bis
zur Besetzung enge Kontakte
zur Sozialdemokratie knüpfte
– zu Hedtoft und H. C. Han-
sen.

Dessen persönlichen
Wunsch nach einem Treffen
am 9. Februar 1955 in Kopen-
hagen lehnte H. C. Hansen ab;
am 11. Februar schrieb Rich-
ard Hansen an Carlsson über
die Motive der Kieler SPD:
»Selbstverständlich handelt es
sich um eine ganz vertrauli-
che Angelegenheit zwischen
uns und Euch, damit wir bei
der endgültigen Entscheidung
über die Vertretung der däni-
schen Minderheit im Landtag
wissen, ob wir mit Euch in
dieser Frage übereinstim-
men.« Die dänischen Genos-
sen wurden auch darüber auf-
geklärt, daß Kai-Uwe von Has-
sel »nicht aus der anständigen
Familie von Hasell stammt«. 

H. C. Hansen wußte, daß der
Beschluß über den deutschen
NATO-Beitritt Einstimmigkeit
unter den Mitgliedsländern
voraussetzte, weshalb Dä-
nemarks Ratifizierung damals
große Bedeutung hatte.

An einem Freitag um 15.15 Uhr in Paris
Der historische Meilenstein vom 29. März 1955: Die Interessen-Parallelität zwischen Adenauer und H. C. Hansen

Zwei Staatsmänner im Gespräch: Konrad Adenauer mit H. C. Han-
sen am 29. 3. 1955 in Bonn

Die Spuren aus dem
»Mountain House«

H. C. Hansen und die SPD
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Vor diesem Hintergrund hat-
te er am 9. Februar, also nur
wenige Tage nach seiner Ernen-
nung zum Staatsminister, Sven-
ningsen ein Verhandlungsman-
dat, das einen Minderheiten-
vertrag ausschloß – aus Angst
vor Einmischung in innere
Angelegenheiten. Svenningsen
hat »die glückliche deutsch-
dänische Lösung als Ergebnis
des persönlichen Einsatzes und
klugen Mutes von Hansen«
bezeichnet – »eines der bemer-
kenswertesten Ereignisse in
dessen Zeit als Außenmini-
ster«. Dabei darf Svenningsens
eigene Rolle nicht unterschätzt
werden. Der spätere dänische
Genralkonsul in Flensburg,
Prof. Troels Fink, der an den
Verhandlungen teil-nahm, hat
Svenningsens »überlegene Ver-
handlungsführung« in Kopen-
hagen gerühmt. Innerhalb von
zwei Tagen standen die beiden
Erklärungen in ihren Haupt-
zügen. Svenningsen kam dabei
zugute, daß er, der ja mit der
Besatzungsmacht um jedes (oft
lebenswichtige) Komma hatte
feilschen müssen, der deut-
schen Sprache so mächtig war,
daß er, wenn die deutsche Dele-
gationsmitglieder in der Über-
setzung um ein geeignetes
deutsches Wort rangen, ihnen
zur Hilfe kam. Als man jedoch
zu sehr ins Detail ging, soll
Svenningsen laut Fink an den
Grundsatz eines Prätors, eines
hohen Justizbeamten im alten
Rom, erinnert haben, wonach
»Bagatellen nicht interessie-
ren«.

So schnell und einfach, wie
sich dies aus heutiger Sicht
manchmal darstellt, ging es
aber wahrlich nicht: die Ver-
handlungen begannen am 28.
Februar in Kopenhagen – in der
deutschen Delegation unter der
Leitung von Botschafter a. D.
W. Nöldecke vertrat der Leiter
der Kieler Staatskanzlei, Dr.
Kracht, die schleswig-holsteini-
sche Landesregierung. Von Has-
sel hat sich nachdrücklich vor
und hinter Kracht gestellt,
doch als ehemaliger Nazi-Bür-
germeister von Flensburg wur-
de seine Teilnahme auf däni-
scher Seite als »schwere Bela-
stung« empfunden. Es gab
zwar keinen Zusammenhang,
aber die dänische Seite betrach-
tete als ganz besondere deut-
sche Geste, daß just in diesen
Tagen der Bundeskanzler den
ehemaligen Schiffahrtssachver-
ständigen an der deutschen
Gesandtschaft, Georg Ferdin-
and Duckwitz, als neuen deut-
schen Botschafter nach Kopen-

hagen schickte. Duckwitz wur-
de persönlich und herzlich von
König Frederik IX. in Empfang
genommen; Duckwitz hatte
einen guten Ruf wie kein ande-
rer Deutscher: Schließlich war
er es gewesen, der den däni-
schen Behörden (via Hedtoft
und H. C. Hansen) die rechtzei-
tige Warnung vor der Juden-
Aktion übermittelt und so im
Oktober 1943 zur Rettung der
meisten dänischen Juden beige-
tragen hatte. Duckwitz nahm
zwar nicht selbst an den Ver-
handlungen teil, aber hinter
den Kulissen spielte er eine
bedeutende Rolle – nicht nur
atmosphärisch, denn er hatte
beste persönliche Kontakte

zum Staats- und Außenmini-
ster. 

Die schleswig-holsteinische
Landesregierung hatte als
»Schlüssel« (so von Hassel) die
Fünf-Prozent-Sperrklausel, die
Bonn ohne Kiel nicht abschaf-
fen konnte. Die Landesregie-
rung empfand auch aus innen-
politischen Gründen eine Ver-
pflichtung gegenüber der deut-
schen Minderheit in Däne-
mark, forderte deshalb bei den
Verhandlungen eine Gegensei-
tigkeit beim Geben und Neh-
men. Nachdem Bonn auf einen
eigentlichen deutsch-däni-
schen Minderheitenvertrag
verzichtet hatte, was Däne-
mark bereits 1921 wegen Sou-
veränität in inneren Angele-
genheiten abgelehnt hatte (im
Hinterkopf spukte der Artikel
V des Prager Friedens) und
auch die Kieler Forderung nach
einer Loyalitätserklärung der
dänischen Minderheit nicht
durchzusetzen war (wie sie die
deutsche Volksgruppe nach
1945 abgegeben hatte), konn-
ten die Verhandlungen am 28.
März 1955 in Bonn abgeschlos-
sen werden, wobei Kracht
vorübergehend mit seiner
Abreise »gedroht« haben soll,
jedoch am Verhandlungstisch
blieb, weil er den in Südtirol
urlaubenden von Hassel telefo-
nisch nicht erreichen konnte.

Am 29. März unterzeichne-
ten Adenauer und H. C. Hansen
im Kanzleramt die Bonn-
Kopenhagener Minder-
heitenerklärungen. Sie waren
zwar keine völkerrechtlichen
Verträge, aber auf der Grundla-
ge des Artikels 14 der Europäi-
schen Menschenrechtskonven-
tion war die entscheidende
Aussage der im Wortlaut fast
identischen Erklärungen, daß
die Gesinnung der Mitglieder
der deutschen und dänischen
Minderheit »von Amts wegen
nicht nachgeprüft werden
darf«. Die »Magna Charta« des
Grenzlandes war aus der Taufe
gehoben. Zwar waren die
Erklärungen »nur« eine
Bestätigung allgemeiner demo-
kratischer Bürgerrechte in bei-
den Ländern, aber beide Regie-
rungen gaben zugleich politi-
sche Absichtserklärungen ab,
die für die parlamentarische
Annahme von größter Wich-
tigkeit waren. Kiel versprach,
die Fünf-Prozent-Sperrklausel
zu beseitigen, die Exa-
mensrechte für die dänischen
Minderheiten-Schulen einzu-
führen und die Schulzuschüsse
auf 80 Prozent zu erhöhen. Auf
dänischer Seite billigte man der
deutschen Minderheit eben-
falls Examensrechte für ihre
neu gegründeten Privatschulen
zu. Die Forderung nach Beseiti-
gung der Folgen aus der Rechts-
abrechnung ebenso wie die Bil-
dung eines Grenzlandaus-
schusses, dem Vertreter der
Mehr- und Minderheiten sowie
der Regierungen angehören
sollten, war von dänischer Seite
abgelehnt worden. An die
Abschaffung der Zwei-Prozent-
Sperrklausel dachte damals
niemand; Hans Schmidt-

Oxbüll saß zu dem Zeitpunkt
»sicher« im Folketing. 

Beide Minderheiten waren
nicht direkt an den Verhand-
lungen beteiligt. Sie standen
zwar in ständigem Kontakt zu
ihren »jeweiligen« Regierun-
gen, aber ohne sie – so das Kal-
kül in den Hauptstädten – sei
eine Lösung wohl leichter
erreichbar, eine Haltung, die in
beiden Minderheiten auf Kritik
stieß – aber hinter den Kulis-
sen!

Das Hamburger Nachrich-
tenmagazin »Der Spiegel«
bezeichnete das Ergebnis der
Verhandlungen als dänischen
3:1-Sieg. Ob Sieg oder Unent-
schieden; nun ging es darum,
die parlamentarischen Hürden
zu nehmen – im Folketing um
die Ratifizierung des Protokolls
der Pariser Verträge und um
den Beschluß, der vom Staats-
und Außenminister abgegebe-
nen Erklärung »über die allge-
meinen Rechte für Personen,
die zur deutschen Volksgruppe

in Nordschleswig gehören«,
zuzustimmen. Anti-deutsche
Ressentiments spielten eine
wichtige Rolle während der lei-
denschaftlich geführten Debat-
te, in der es oft zu heftigen
Zusammenstößen zwischen H.
C. Hansen und Kommunisten-
führer Aksel Larsen kam, der
selbst längere Zeit in einem
deutschen Konzentrationslager
saß und dort schwer mißhan-
delt worden war. Larsen war
damals Moskau-treues Sprach-
rohr und wußte um die inner-
parteilichen Probleme der Sozi-
aldemokraten. Am 1. April
1955 waren nur 25 Prozent der
sozialdemokratischen Wähler
für die deutsche NATO-Mit-
gliedschaft, der Rest dagegen.
In der Gesamtbevölkerung gab
es mit 37:29-Prozent eine Mehr-
heit gegen die deutsche Wie-
derbewaffnung. Der sozialde-
mokratische Folketingsabge-
ordnete Frode Jakobsen war
eine wichtige Stütze für H. C.
Hansen. Jakobsen war einer der
führenden Mitglieder der
Widerstandsbewegung und
nach 1945 Minister in der
Befreiungs-Regierung. In der 1.
Lesung wandte er sich »gegen
den schlimmen Mißbrauch
meiner toten Kameraden, die
im Kampf für die Freiheit gefal-
len sind«. Jakobsen begründete
sein Ja zur deutschen NATO-
Mitgliedschaft mit diesen
denkwürdigen Worten: »Ich
habe selbst in den dunkelsten
Stunden der deutschen Besat-
zung meines Landes nie
gefühlt, daß wir gegen
Deutschland kämpften. Unsere
richtige Perspektive war, daß
der Kampf gegen Hitler auch
ein Kampf für die Befreiung
Deutschlands war.« »Entspan-
nung sei nur über eine deut-
sche Wiedervereinigung in
Freiheit möglich«, so Jakobsen
1955! Der nordschleswigsche
Venstre-Abgeordnete Jørgen
Gram war für die Annahme,
befürchtete aber, daß ungeach-

tet des eifrig westeuropäisch
eingestellten deutschen Kanz-
lers »es keine Beweise dafür
gibt, daß sich die Psyche des
deutschen Volkes und die deut-
sche Verwaltung von gestern
wesentlich verändert haben«.
Gegen Aksel Larsens Behaup-
tung, eine wiederbewaffnete
Bundesrepublik werde bald
einen neuen Krieg starten,
wandte sich der Staats- und
Außenminister: »Wer behaup-
tet, daß ... dies nur ein Fetzen
Papier ist wie der traurige
deutsch-dänische Nichtan-
griffspakt vor dem Zweiten
Weltkrieg, der begeht Unrecht,
wenn er die heutigen Staats-
männer der Bundesrepublik
mit denen des kriegswütigen
Deutschlands identifiziert. Wir
sollten nicht vergessen, was
wir wir selbst erlebt haben,
aber die richtigen Schlüsse aus
der Vergangenheit ziehen. Für
mich eine große Frage, ob wir
es nicht versäumt haben, in
den Jahren vor dem Krieg den

demokratischen Kräften in
Deutschland genügend Unter-
stützung zu geben, so daß man
die extremistischen Kräfte hät-
te verhindern können, die aus
der Machtübernahme der Nazis
resultierten. Durch das Ange-
bot einer weitgehenden Zusam-
menarbeit mit der Bundesrepu-
blik und durch ihre Aufnahme
als gleichberechtigten Partner
im demokratischen Kreis der
Westmächte leisten wir den
besten Beitrag, damit sich eine
solche nationalsozialistische
Katastrophe in Deutschland
nicht mehr wiederholt.«

Die Forderung nach einer
Volksabstimmung über den
deutschen NATO-Beitritt lehn-
ten Sozialdemokraten, Konser-
vative und Venstre geschlossen
ab. H. C. Hansen stand aber
nicht nur innenpolitisch unter
Druck: Er konnte die deutsche
Karte international nicht über-
reizen. Der NATO-Oberkom-

mandierende, US-General
Gruenter, war am 26. Januar in
Kopenhagen. Der Westen war
sich einig, die Ratifizierung der
Verträge so schnell wie mög-
lich durchzuführen. Die Fran-
zosen, den EVG-Vertrag gerade
abgelehnt, hatten die Pariser
Verträge schon im Dezember
1954 in der Nationalversamm-
lung durchgebracht, und am
15. Januar hatte TASS eine amt-
liche Erklärung der Sowjetuni-
on zur Deutschlandfrage veröf-
fentlicht: »Die Regierung der
Sowjetunion erachtet es als
notwendig, erneut die Auf-
merksamkeit darauf zu lenken,
daß die Pariser Abkommen,
welche die Remilitarisierung
Westdeutschlands vorsehen, zu
einer ernsthaften Komplizie-
rung der gesamten Lage in
Europa führen.« Und: »...Nor-
datlantikblock aggressive
Gruppierung... eine Handlung,

die zur Verstärkung der Gefahr
eines neuen Krieges in Europa
führt«.

Die Minderheitenerklä-
rungen waren nach Ansicht
von Kommunisten-Führer
Aksel Larsen (seine Frau
stammte von der Insel Alsen)
nur ein Versuch der Regierung,
»sich bestmögliche Bedingun-
gen für die Ratifizierung des
deutschen NATO-Beitritts zu
verschaffen«. Die Erklärungen
für die deutsche Minderheit
lehnte Larsen bei der 1. Lesung
als »innerlich überflüssig« ab –
ebenso wie die vorgeschlagene
Änderung des Paragraphen 4
im dänischen Schulgesetz vom
12. Juli 1946/7. Juni 1952,
wonach den deutschen Privat-
schulen in Nordschleswig die
Examensrechte zuerkannt wer-
den sollten. Wütend verglich er
den Empfang, den Bonn dem
Staats- und Außenminister am
29. März bereitet hatte, obwohl
nur ein Beamter des Bundes-
grenzschutzamtes vor dem
Kanzleramt H. C. Hansen
salutiert hatte, mit dem Emp-
fang, den Hitler 1941 dem
damaligen Außenminister Erik
Scavenius gegeben hatte, als
dieser in Berlin für Dänemark
den Antikomintern-Pakt unter-
schrieb.

Jørgen Gram: »Hoffe, daß
sich der Geist, der Triebfeder
der Bonn-Verhandlungen und
der Erklärungen gewesen ist,
nun in allen Beziehungen zwi-
schen dem dänischen und dem
deutschen Volk durchsetzt.«
Der Konservative Bøgholm:
»Wir haben mit Zufriedenheit
neue Töne aus der deutschen
Minderheit vernommen. Die
Erklärungen sind als eine aus-
gestreckte Hand zu betrach-
ten.« Der deutsche Folketings-
abgeordnete Hans Schmidt-
Oxbüll betonte, erst die Fort-
schritte im Grenzland hätten
die Gespräche zwischen den
Regierungen ermöglicht. Er gab
den Erklärungen seine »unvor-
behaltene Zustimmung« unter
Hinweis auf die europäische
Menschenrechtskonvention
und sagte, daß die bisherige
Verweigerung von Examens-
rechten für die deutschen Pri-
vatschulen die Verhinderung
eines »kontinuierlichen Unter-
richts« dargestellt hätte.
Schmidt-Oxbüll bedauerte, daß
der Grenzlandausschuß nicht
realisiert werden konnte, stellte
aber abschließend fest, »daß
nun ein glücklicher Status für
beide Minderheiten zustande
gebracht worden ist«. H. C.
Hansen dankte Schmidt-
Oxbüll für »seine besonnene
Rede«. Ausgerechnet die Abge-
ordnete der Radikalen Venstre,
Ingeborg Refslund-Thomsen,
Tochter des berühmten Dänen-
Führers H. P. Hanssen, der 1920
eine dänische Abenteuerpolitik
in der Flensburg-Frage verhin-
dert hatte, und Ehefrau des
gerade nach 1945 sich so liberal
gegenüber der deutschen Min-
derheit verhaltenen Apenrader
Amtmannes war, kritisierte die
Examensrechte. Sie befürchte-
te, daß ein neues Deutsches
Gymnasium einen »neuen
Grenzkampf auslösen« würde.
Sozialdemokrat Jens Bladt aus
Guderup, der ebenso wie ande-
re nordschleswigsche Abgeord-
nete vor 1920 die deutsche
Schule besucht hatte, meinte
dazu: »Es gibt welche, die
wegen eines neuen Deutschen
Gymnasiums besorgt sind, daß
diese eine Bastion werden kann
als Ausgangspunkt eines deut-
schen Vorstoßes gen Norden.
Ich teile diese Auffassung
nicht. Die nationale Überzeu-
gung ist in der dänischen
Bevölkerung tief verankert. Sie
war nie und wird nie eine Han-
delsware. Der nationale und
kulturelle Wettbewerb südlich
und nördlich der Grenze geht
weiter. Ich begrüße jeden
Schritt auf dem Wege des Ver-

ständnisses mit Zufriedenheit,
und ein solcher Schritt ist diese
Lösung.« 

H. C. Hansen sagte, »die Art
und Weise, wie eine Minder-
heit behandelt wird, könne
sehr wohl das Symbol, der
künftigen Zusammenarbeit in
der NATO sein«. »Sowohl die
dänische Regierung als auch
Bonn – im Einvernehmen mit
der Landesregierung – haben

mit den Erklärungen ihre
Erwartung zum Ausdruck
gebracht, daß alle in Frage
kommenden Instanzen sich
bestreben werden, die Rechte
der Minderheiten zu achten
und zu schützen. Die Regie-
rung hofft, und glaubt, daß es
ohne Kleinlichkeit gelingt, die
Prinzipien im täglichen Leben
des Grenzlandes zu verwirkli-
chen, so daß die Minderheiten
künftig beide Länder näher
bringen werden und durch
einen friedlichen Wettbewerb
dazu beitragen, das Verständnis
und und den Respekt für beide
Nationen und für ihre kulturel-
len Eigenarten zu vertiefen.
Worauf es jetzt ankommt, ist
die Durchführung dieser
Grundsätze im Alltag. Mit
anderen Worten: die richtige
Gesinnung und den guten Wil-
len der Behörden, nicht zuletzt
bei den lokalen Behörden.«

Am 19. April 1955 wurde der
deutsche NATO-Beitritt in
zweiter und dritter Lesung mit
145:24-Stimmen ratifiziert.
Dafür votierten Sozialdemokra-
ten, Venstre, Konservative und
Schmidt-Oxbüll, während Radi-
kale und Kommunisten
gemeinsam mit einigen Abge-
ordneten der Rechtsstaatspartei
(in dieser Frage geteilt) dagegen
stimmten. Ein Änderungsvor-
schlag des Radikalen Jørgen Jør-
gensen, Lejre, die Frage der
deutschen NATO-Mitglied-
schaft in einer Volksabstim-
mung klären zu lassen, wurde
mit 135:28-Stimmen verwor-
fen. Die Kopenhagener Minder-
heitenerklärung wurde am
gleichen Tage in zweiter und
dritter Lesung mit 156:9-Stim-
men verabschiedet – also mit
mehr Stimmen als für die deut-
sche NATO-Mitgliedschaft. Die
Gegenstimmen kamen von den
acht Kommunisten und der
Radikalen Refslund-Thomsen.
Ein Konservativer und zwei
Radikale enthielten sich der
Stimme. Aksel Larsen hatte
noch versucht, in letzter Minu-
te durch einen Änderungsan-
trag eine Entscheidung zu ver-
hindern, was H. C . Hansen
sofort ans Rednerpult brachte,
der dem Kommunisten vor-
warf, »sich wie ein nationaler
Ritter im Namen der nordsch-
leswigschen Bevölkerung auf-
zuspielen«. Larsens Antrag
wurde mit 158:8 abgewiesen –
Schmidt-Oxbüll enthielt sich
der Stimme. Der Deutsche Bun-
destag hatte bereits am 26./27.
Februar das Protokoll über die
Beendigung des Besatzungsre-
gimes und den geänderten
Deutschlandvertrag mit
342:151-Stimmen und den
NATO-Beitritt mit 314:157-
Stimmen ratifiziert; die SPD
stimmte bei allen Verträgen
mit Nein. In Kraft traten sie am
5. Mai, nachdem alle Mitglieds-
staten die Ratifizierungsurkun-
den hinterlegt hatten. Auf der
NATO-Ratssitzung am 9. Mai
1955 erklärte H. C. Hansen an
Adenauer gewandt: »Wir
haben heute in unserer Mitte
einen der hervorragenden Bau-
meister der neuen deutschen
Demokratie. Die Bande zwi-
schen der Bundesrepublik und
der westlichen Welt sind nun
formell besiegelt.« Die ange-
kündigte (und am 23. Mai
erfolgte) Kieler Aufhebung der

Fünf-Prozent-Sperrklausel für
die dänische Minderheit nann-
te er »ein ermutigendes Bei-
spiel für den Geist gegenseiti-
gen guten Willens und Vertrau-
ens, in dem wir heute einen
historischen Meilenstein auf
dem Wege zu größerer Sicher-
heit passieren«. Die Erklärung
»der Regierung der Bundesre-
publik über die allgemeinen
Rechte der dänischen Minder-
heit« wurde erst am 6. Juli 1955
vom Deutschen Bundestag ver-
abschiedet – aber einstimmig!
Staatssekretär Dr. Hallstein sag-
te als Vertreter des Außenmini-
sters: »Die  Bundesregierung ist
sich darüber im klaren, daß das
Ergebnis noch nicht die Lösung
sämtlicher Minderheitenpro-
bleme bedeutet. Sie ist aber
davon überzeugt, daß die in
wesentlichen Fragen der Min-
derheiten erzielte Über-
einstimmung die Verhältnisse
südlich und nördlich der Gren-
ze im Sinne des Ausgleichs und
der Verständigung günstig
beeinflussen wird. Ich bitte das
Hohe Haus, die Erklärung der
Bundesregierung zu billigen.«
Beifall der Regierungsparteien;
das Protokoll vermerkt aber fol-
genden Zwischenruf des SPD-
Abgeordneten Herbert Wehner
am Ende der Hallstein-Rede:
»Und dem Geiste nach durch-
zuführen.«

Bei einem Heimatfest in
Hjørring war H. C. Hansen als
Don Juan in Mozarts Oper ein-
gesprungen und hatte ein bra-
vouröses Duett mit einer
königlichen Opernsängerin
gesungen, worauf er in der
kommunistischen Tageszei-
tung »Land og Folk« in einer
Karikatur als »Don Juan in den
Klauen der Mutter Germania«
dargestellt wurde, doch er hatte
auf der ganzen Linie gesiegt
und hohe dänische Staats-
manns-Kunst bewiesen. 

Mit fast prophetischer Gabe
sagte Hansen, der erst 1958 das
Amt des Außenministers an J.
O. Krag abgab, 1960 nur
51jährig starb, aber als einer der
großen sozialdemokratischen
Führer in die dänische
Geschichte eingegangen ist, bei
der Folketingsdebatte über die
Bonn-Kopenhagener Erklärun-
gen:

»Was erreicht worden ist, das
ist ja keine vollständige und
durchgreifende Lösung aller
Probleme des Grenzlandes. Wir
sind uns aber darüber einig,
daß wir ein Stück praktischer
europäischer Verständigungs-
politik geleistet haben.«

Dies ist heute von allen Sei-
ten anerkannt. Der konservati-
ve Staatsminister Poul Schlüter
erklärte am 10. August 1990 in
einer Antwort auf eine schrift-
liche Anfrage des sozialdemo-
kratischen Folketingsabgeord-
neten Svend Taanquist, Nor-
burg, der wissen wollte, ob die
europäische Entwicklung und
die Wiedervereinigung der bei-
den deutschen Staaten Konse-
quenzen für die dänische Min-
derheit und für die deutsche
Volksgruppe haben könne, u.a.:
»Die Wiedervereinigung der
beiden deutschen Staaten auf
der Grundlage des Artikels 23
im Bonner Grundgesetz bedeu-
tet, daß die bisherigen völker-
rechtlichen Verpflichtungen
der Bundesrepublik bestehen
bleiben. Die Bundesregierung
hat zum Ausdruck gebracht,
daß man mit der Bonner
Erklärung eine völkerrechtli-
che Verpflichtung eingegangen
ist, die vom Bundestag bestätigt
worden ist, und die nur nach
Absprache mit Dänemark
geändert oder aufgehoben wer-
den kann. Der völkerrechtliche
Status der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen hat sich durch die
deutsche Wiedervereinigung
nicht geändert.«

S. MATLOK

Was geschah 1955
vor dem 29. März? 
Wirtschaftspolitisches

Krisenpaket der Minder-
heits-Regierung H. C. Han-
sen wird mit 89:86-Stim-
men verabschiedet – mit
der Stimme des früheren
Venstre-Finanzministers
Thorkild Kristensen. Ver-
brauchsdämpfender Ein-
griff war notwendig
geworden; für 1955 wurde
nach schlechter Ernte 1954
ein Defizit von 500 Millio-
nen Kronen in der Lei-
stungsbilanz befürchtet. 

Frau eines Polizeimei-
sters kam beim Haarewa-
schen durch Giftdämpfe
ums Leben. 

Meierei-Streik im
ganzen Lande: 1.200 ver-
weigern die Milchannah-
me. 

Schwerer Wintersturm
über Dänemark; Eisbre-
cher im Einsatz. 

Parlamentarische Unter-
suchungskommission
beendete ihre Arbeit:
wegen des 9. April 1940
keine Reichsgerichtsankla-
ge gegen einen dänischen
Politiker. 

Späteres Treffen (1958) zwischen H. C. Hansen und den SPD-Füh-
rern Ollenhauer und Willy Brandt, der als Bundeskanzler in seinen
Erinerungen berichtet, daß noch Hansen-Vorgänger  Hedtoft nach
1945 mit dem Gedanken liebäugelte, Flensburg in Dänemark ein-
zugliedern. Es gab heftigen Streit  um die Flensburger SPD.  FOTO:
Arbejderbevægelsens Bibliotek og Arkiv.

Dänischer 3:1-Sieg

Don Juan Hansen und
die Mutter Germania

Die Angst vor dem neuen
Deutschen Gymnasium
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Der Zufall, daß der alte deut-
sche Botschafter Dr. Wilhelm
Nöldeke an der Jahreswende
1954/55 Kopenhagen verließ
und der neue sein Beglaubi-
gungsschreiben erst am 28.
Februar 1955 überreichen konn-
te, führte zu dem schwierigen
Auftrag an den Geschäftsträger,
die heraufziehenden deutsch-
dänischen Minderheitenver-
handlungen diplomatisch vor-
zubereiten. Geschäftsträger war
Botschaftsrat Dr. Carl von Hol-
ten. Einer alten Hamburger
Familie entstammend, deren
Verzweigungen aus der Gesamt-
staatsperiode nach Dänemark
hineinreichen, hatte von Holten
nach der nationalsozialisten
Machtübernahme seine Lauf-
bahn als Diplomat für 13 Jahre
unterbrechen müssen, eine Zeit,
die er in Schweden verbracht
hatte. Eine tiefgehende Kenntnis
nordischer Atmosphäre und
Mentalität, Gewandtheit im
Gebrauch der Sprache des Lan-
des, eine konzessionslose Objek-
tivität in der Beurteilung von
Menschen und Dingen, nicht
am wenigsten schließlich seine
gesellschaftliche Stellung in der
dänischen Hauptstadt schufen
die besten Voraussetzungen für
die Erfüllung des Auftrages. (...)

Konnte das Gespräch auf ein
Abkommen abzielen? Die däni-
sche Publizistik hielt unerschüt-
terlich an dem Standpunkt fest,
daß ein Abkommen nicht in Fra-
ge kommen könne. Im
Anschluß an die Regierungser-
klärung Kai-Uwe von Hassels
am 8. November 1954 hatte Prä-
sident a. D. Holger Andersen,
Vorsitzender des dänischen
Grenzvereins, diesen Stand-
punkt dahin präzisiert, seit den
vergeblichen Verhandlungen
des Kabinetts FrijsFrijsenborg
mit Bismarck 1867/68 über die
Durchführung des Artikels V
des Prager Friedens sei es »ein
fundamentales Prinzip« der
dänischen Außenpolitik, sich
nicht auf Verhandlungen über
ein zwischenstaatliches Abkom-
men einzulassen, das einer deut-
schen Regierung vertragliche
Möglichkeiten geben könne,
sich in innerdänische Angele-
genheiten einzumischen. Alle
deutschen Gegenargumente, die
seit Jahr und Tag vorgebracht
wurden, waren also abgeprallt.
(...)

Am 11. November 1954 erhob
Hassel in einer Stellungnahme
zu den ablehnenden dänischen
Stimmen der Deutschen Presse-
Agentur gegenüber die Frage,
was seine Regierungserklärung
denn zu dieser Frage beinhalte.
Sie bemüht sich um den Nach-
weis, daß die Fünf-Prozent-Klau-
sel nicht isoliert, sondern nur im
Zusammenhang mit einer Reihe
ungeklärter Fragen betrachtet
werden könne. Aus der
Erklärung im Ministerrat der
NATO müsse man schließen,
daß auch Dänemark eine Verein-
barung wünsche. (...)

Ein Minderheitenabkommen
wurde von Dänemark
grundsätzlich abgelehnt, war
aber andererseits für Schleswig-
Holstein keine conditione sine
qua non, vorausgesetzt, daß es
zu einer anderweitigen umfas-
senden Regelung komme. (...) .

Man wird hier einschalten
müssen, daß es ein Leichtes
gewesen wäre, die von dänischer
Seite erhobene Forderung nach
Aufhebung der Fünf-Prozent-
Klausel nicht einmal, sondern
mehrfach aufzuwiegen, wenn
die Möglichkeit bestanden hätte,
die Umstände der Rechtsabrech-
nung und deren immer noch
wirksame Folgen zum Gegen-
stand der offiziellen Erörterung
bei den erwarteten deutsch-däni-

schen Minderheitenverhand-
lungen zu machen.

Dänemark betrachtet diese
Fragen jedoch als Glied eines
innerdänischen Vorganges, der
mit dem Status der deutschen
Nordschleswiger als nationale
Minderheit nichts zu tun hat,
und beruft sich dabei auf die Tat-
sache, daß im Rahmen der
Rechtsabrechnung nur für das
ganze Land geltende Gesetze
erlassen worden sind. Ohne
»unter der Hand« die Überzeu-
gung gewonnen zu haben, daß
diese Auffassung von deutscher
Seite bei Minderheitenverhand-
lungen respektiert werden wür-
de, hätte Dänemark sich schwer-
lich auf ein zwischenstaatliches
Gespräch eingelassen.

Die »Unter-der-Hand«- Klä-
rung dieser Angelegenheit dürf-
te vorwiegend durch die Kontak-
te des Flensburger Bundestags-
abgeordneten und Geschäftsfüh-
rers der CDU-Bundestagsfrakti-
on Will Rasner erfolgt sein. (...)

Wenn also der Rechtsabrech-
nungskomplex ausgeklammert
werden mußte, so gab es den-
noch nördlich der Grenze eine
die Klauselfrage in Schleswig-
Holstein aufwiegende Sperrbe-
stimmung: Die gegen die deut-
sche Minderheit in Nordschles-
wig gerichtete Examensklausel.
Es ist noch sehr die Frage, was
für eine nationale Minderheit,
auf lange Sicht gesehen, lebens-
wichtiger ist, der Zugang zu
einer parlamentarischen Vertre-
tung oder die Möglichkeit der
Durchführung eines kontinuier-
lichen, die höhere Schule mit-
einbeziehenden eigenen Schul-
wesens. Zumindest dürften diese
beiden Interessen, zumal unter
den sprachlichen Bedingungen
des schleswigschen Grenzlan-
des, gleichwertig sein. (...)

Von deutscher Seite konnte es
sich nur prinzipiell um die Auf-
hebung der Examensklausel
handeln, gleichgültig, ob für die
Mittelschulexamen, mittlere
Reife oder Abitur, und ohne Hin-
blick darauf, ob das deutsche
Schulwesen in Nordschleswig
für den Augenblick mehr in
Anspruch nahm, als das
Examensrecht für Mittelschu-
len.

So etwa stellte die Lage sich,
von Kopenhagen gesehen, in der
ersten Hälfte des Monats Januar
1955 dar. Abgesehen von der
maßgeblichen Beteiligung der
liberalen Venstre-Partei an der
Entwicklung, die zur Folge
gehabt hatte, daß die Problema-
tik auf zwischenstaatliche Ebe-
ne hinaufgehoben worden war,
konnte man aber ein starkes
konservatives Drängen auf die
Kontaktaufnahme mit Bonn
beobachten. (...)

Es gelang Rasner, einen Faden
von führenden CDU-Politikern
in Bonn über den Folketingsab-
geordneten Karl Bøgholm zu
führenden konservativen Politi-
kern in Kopenhagen zu ziehen,
was sich auch darin ausdrückte,
daß er in der ersten Hälfte des
Monats Januar 1955 selbst eine
Reise nach Kopenhagen unter-
nahm. Das Neue daran war die
Verbindung zwischen zwei bür-
gerlichen Parteien, denn daß die
beiden sozialdemokratischen
Parteien enge Verbindungen
miteinander unterhalten, ist
nicht neu.

Noch wichtiger aber dürfte
die durch Rasner stark beein-
flußte Klärung gewisser Begriffe
auf inoffizieller Grundlage
gewesen sein. Es handelt sich
hier um das Verhältnis des deut-
schen Wunsches nach einer aus-
drücklichen Anerkennung der
Grenze zu dem Festhalten Däne-
marks an seiner eigenen Ausle-
gung des Prinzips des Selbstbe-

stimmungsrechts.
Deutschland mußte an der

ausdrücklichen Anerkennung
der deutsch-dänischen Grenze
von 1920 durch Dänemark
genau so interessiert sein, wie
Dänemark in der Zwi-
schenkriegszeit an der ausdrück-
lichen Anerkennung dieser
Grenze mit Deutschland gewe-
sen war. Die Umkehrung der
volklichen und kulturellen
Offensiv-Richtung kommt darin
zum Ausdruck. Wie es aber in
der Zwischenkriegszeit aus stim-
mungsmäßigen Gründen in Ber-
lin nicht ratsam erschienen war,
diesen Schritt in aller Form zu
tun, so jetzt in Kopenhagen. Was
nicht ausschließt, daß weder in
der einen noch in der anderen
Hauptstadt an eine Antastung
der Grenze zu denken war und
ist. (...)

Dialektisch hoch begabt, war
Rasner sicherlich derjenige
unter den Beteiligten, der zuerst
und klar erkannte, daß es nur
den Weg gab, diese beiden ein-
ander bedingenden Forderun-
gen auszuklammern, und daß es
bei Verzicht auf ein Minderhei-
tenabkommen vom deutschen
Standpunkt aus darauf ankam,
ein vertrags  ä h n l ic h e s  Ergeb-
nis zu erzielen, das für die däni-
sche Regierung akzeptabel war.
Die Lösung lag in parallelen
Grundsatzerklärungen, die nicht
formell, aber praktisch vonein-
ander abhängig waren: Rezipro-
ke Willenskundgebungen der
beiden Regierungen aufgrund
zwischenstaatlicher Absprache
unter Zugrundelegung  der  b e
s t e h e n d e n  Grenze. Es ist
klar, daß hier der Drehpunkt der
Gespräche sein mußte.

In politischen Kreisen der
dänischen Hauptstadt erwartete
man in der zweiten Hälfte des
Monats Januar 1955 von Tag zu
Tag den Eingang der bundes-
deutschen Einladung. Am 2.
Februar 1955 konnte sie von
dem Geschäftsträger der Deut-
schen Botschaft, Botschaftsrat
Dr. von Holten, überreicht wer-
den. Sie hatte, abgesehen von
den Einleitungs- und Schlußfor-
meln, folgenden Wortlaut, der
auch in der dänischen Presse
veröffentlicht wurde:

»Die Bundesregierung hat die
Auswirkungen des Landeswahl-
gesetzes in Schleswig-Holstein
aufmerksam verfolgt. Anläßlich
der Beantwortung der Großen
Anfrage der Fraktion der SPD
betr. Nationales Minderheiten-
recht hat sie in der 58. Sitzung
des Deutschen Bundestags am 8.
Dezember 1954 den Wunsch
ausgesprochen, daß es der Lan-
desregierung von Schleswig-
Holstein gelingen möge, eine
alle Teile zufriedenstellende
Lösung der Frage einer parla-
mentarischen Vertretung der
dänischen Minderheit zu finden.

Die Bemühungen der Landes-
regierung, in Beratungen mit
Vertretern der dänischen Min-
derheit zu einer vorläufigen
Regelung dieser Frage zu kom-
men, haben bisher zu einem
Erfolg nicht geführt. Anderer-
seits hat der Königlich Dänische
Außenminister, Herr H. C. Han-
sen, auf der NATO-Ratstagung
am 22. Oktober 1954 die däni-
schen Gesichtspunkte in der
Südschleswig-Frage vorgetragen
und die Aufmerksamkeit des
Bundeskanzlers auf diese Frage
gelenkt.

Die Bundesregierung glaubt
aber, der Königlich Dänischen
Regierung vorschlagen zu sollen
zu prüfen, ob die Probleme der
nationalen Minderheiten beider-
seits der Grenze der Bundesrepu-
blik Deutschland und des Köni-
greiches Dänemark den Gegen-
stand zwischenstaatlicher
Besprechungen mit dem Ziel bil-
den sollten, die Rechte der Min-
derheiten in geeigneter, noch zu
vereinbarender Weise festzustel-
len. 

In dem Bestreben, das gute
nachbarliche Verhältnis zwi-
schen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Köni-
greich Dänemark weiter zu ver-
tiefen, hält die Bundesregierung
solche Verhandlungen für nütz-
lich und würde es besonders
begrüßen, wenn sie bereits in
naher Zukunft aufgenommen
werden könnten.« (...)

Die dänische Antwortnote
enthielt nur einen allgemeinen
Hinweis auf die »wohlbekann-
ten grundsätzlichen Gesichts-
punkte«. H. C. Hansen ließ am 8.
Februar 1955 – nach einstimmi-
gem Beschluß im Außenpoliti-
schen Ausschuß – Botschaftsrat
Dr. von Holten zu sich rufen und
überreichte ihm die Note, die
folgenden Wortlaut hatte:

»Der Vorschlag der Bundesre-
gierung ist einer sorgfältigen
Prüfung durch die Königlich
Dänische Regierung und die
übrigen zuständigen hiesigen
Instanzen unterzogen worden.
Anläßlich dieser Prüfung sind
die auch der Bundesregierung
wohlbekannten dänischen
grundsätzlichen Gesichtspunkte
in bezug auf eine Klärung der
Rechte der Minderheiten unter
Hervorhebung ihrer entschei-
denden Bedeutung wieder ein-
mal zum Ausdruck gebracht
worden. Sowohl die Regierung
als auch die im Außenpoliti-
schen Ausschuß des Folketings
vertretenen Parteien begrüßen
mit Genugtuung die von der
Bundesregierung in dieser Ange-
legenheit ergriffene Initiative.

Im Einvernehmen mit den
obengenannten politischen Par-
teien tritt die Königlich Däni-
sche Regierung dem Vorschlag
der Bundesregierung unter
Bezugnahme auf die oben

erwähnten grundsätzlichen
Gesichtspunkte bei.

Indem hinzugefügt wird, daß
die Königlich Dänische Regie-
rung auch ihrerseits bemüht
bleibt, das gute nachbarliche
Verhältnis zwischen dem Köni-
greich Dänemark und der Bun-
desrepublik Deutschland weiter
zu fördern, erklärt sie sich damit
einverstanden, daß die vorge-
schlagenen Verhandlungen
bereits in naher Zukunft aufge-
nommen werden.«

Damit waren die deutsch-
dänischen Minderheitenver-
handlungen eine beschlossene
Sache, und die beiden Regierun-
gen benannten folgende Delega-
tionen:

Deutsche Delegation:
Dr. Wilhelm Nöldeke, Bot-

schafter a. D., Vorsitzender,
Bonn; Dr. Dr. Ernst Kracht, Mini-
sterialdirektor, Kiel; Dr. Josef
Mühlenhöver, Vortragender
Legationsrat, Bonn; Dr. Wilhelm
Holz, Referent im Auswärtigen
Amt, Bonn.

Dänische Delegation:
Nils Svenningsen, Botschafter,

Direktor des dänischen Außen-
ministeriums, Kopenhagen;
Frants Hvass, Botschafter, Bonn;
Hans Jacob Hansen, Ministerial-
direktor, Kopenhagen; Prof. Dr.
Troels Fink, Berater des däni-
schen Außenministeriums für
schleswigsche Angelegenheiten,
Århus; John Knox, Legationsrat,
Kopenhagen; Ole Bjerring,
Sekretär im dänischen Außen-
ministerium, Kopenhagen. (...)

Die deutsch-dänischen Min-
derheitenverhandlungen began-
nen am 28. Februar 1955 in
Kopenhagen hinter den ver-
schlossenen Türen des däni-
schen Außenministeriums. Die
erste Sitzung am Vormittag dau-
erte nur zwei Stunden.

15 Minuten später fuhr bei
strahlender Wintersonne eine
Staatskarosse vor der Deutschen
Botschaft in der Bredgade vor.
Livrierte Diner in roten Mänteln
öffneten die Tür der mit vier
Pferden bespannten Staatskaros-
se und  verneigten sich vor dem
neuen Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland, Georg Fer-
dinand Duckwitz. Vor dem
Repräsentationsflügel des
Schlosses Christiansborg rührte
die Königliche Leibgarde die
Trommel, als der  Botschafter
eintraf, um sein Beglaubigungs-
schreiben zu überreichen. (...)

Der Optimismus freilich, der
sich an dem schönen Winterta-
ge bei Beginn der Minderheiten-
verhandlungen und bei Überrei-
chung des Beglaubigungsschrei-
bens breit machen wollte, schi-
en sich hinter der gepolsterten
Ausschußtür in Christiansborg
nicht zu rechtfertigen. Vielleicht
hatte man sich auf dänischer
Seite – trotz der andersartigen
Aussage der Vorgeschichte – all-
zu sehr darauf eingestellt, eine
Reihe von konkreten Fragen
wenn auch zu beiden Seiten der
Grenze, auszuhandeln? Darauf
schien es hinzudeuten, daß die
dänische Hauptstadtpresse am
Morgen nach dem Beginn der
Verhandlungen einhellig melde-
te, diese würden voraussichtlich
»heute« zum Abschluß kom-
men. Und die dänischen Presse-
leute sahen eine Bestätigung
darin, daß auch das offizielle
Essen des Staats- und Außenmi-
nisters für den Abend des zwei-
ten Verhandlungstages ange-
setzt war.

Was aber hätte ein Ergebnis
genützt, das zwar zu einer Berei-
nigung der Wahlklausel einer-
seits und der Examensklausel
andererseits führte, aber die
grundsätzlichen deutschen
Anliegen unberücksichtigt ließ
und deshalb zumindest in

Schleswig-Holstein auf steifen
politischen Gegenwind
gestoßen wäre?

Wäre etwa der Zweck dieser
Begegnung erreicht gewesen,
wenn statt der erstrebten Befrie-
dung des Grenzlandes sich neue
Spannungen und neue Unruhen
ergeben hätten?

Es lag im deutschen, aber
auch im wohlverstandenen
dänischen Interesse, Komplika-
tionen dieser Art zu vermeiden.
Zu dem Ergebnis mußten alle
Beteiligten ja sagen können.
Unter dieser Voraussetzung –
das war der Eindruck, den man
bekam –, waren die deutschen
Delegierten bereit, auch über die
Fünf-Prozent-Klausel mit sich
reden zu lassen.

Inzwischen ist es kein
Geheimnis mehr, daß die
deutsch-dänischen Minderhei-
tenverhandlungen am 28. Febru-
ar, 1. März und 2. März 1955 an
der Klippe zu scheitern drohten,
daß die dänische Delegation sich
nicht vorstellen konnte, über die
Regelung konkreter Fragen hin-
auszugehen und der Abgabe par-
alleler Grundsatzerklärungen
zuzustimmen. Die deutsche
Delegation – ein gut zusammen-
arbeitendes Team – hielt jedoch
daran fest. Aber es erforderte
unter unter den obwaltenden
Umständen eine bewunderns-
werte Festigkeit. Es lag in der
Natur der Sache, daß Ministerial-
direktor Dr. Dr. Kracht, der die
Interessen Schleswig-Holsteins
vertrat, als der Mann dastand,
der den Schwarzen Peter unter
keinen Umständen annehmen
wollte, und das Spiel machte kei-
nem der Beteiligten Freude.

Die deutschen Delegierten
wohnten im Hotel Codan. Sie
standen dem Grafen Moltke an
Schweigsamkeit nicht nach,
aber ihre Gesichtszüge waren
düster, und sie saßen dauernd in
Beratungen. (...) Am 3. März aber
ergab sich eine deutliche Wand-
lung, und am 4. März begrüßte
mich Botschafter a. D. Dr. Nölde-
ke in der Hotelhalle mit dem
heiteren Ausruf: »Sie sehen es
unseren Gesichtern an, wie es
steht!«

Ging man der Frage nach,
wodurch diese Wandlung, die
sich nur auf die parallelen
Grundsatzerklärungen beziehen
konnte, eingetreten sein  moch-
te, so kam man zu folgendem
Schluß: Am Nachmittag des 3.
März hatte Staats- und Außen-
minister H. C. Hansen erstmalig
maßgeblich Politiker über den
Stand der Minderheitenver-
handlungen informiert, und
offenbar waren  sie bereit gewe-
sen, den dänischen Diplomaten,
die bis dahin eine gebundene
Marschroute hatten, freie Hand
zu geben, parallelen
Grundsatzerklärungen zuzu-
stimmen,  statt ohne Rücksicht
auf die Interessen der deutschen
Minderheit einseitig auf der
Umwandlung der Kieler
Erklärung in eine Bonner
Erklärung zu bestehen, wie es
vielleicht der  unausgesproche-
ne Gedanke gewesen war.

An dem 4. März schließlich,
der Dr. Nöldeke zu dem frohen
Ausruf veranlaßt hatte, trat der
politische Einschlag noch deutli-
cher hervor. Nicht nur kamen
erneut die Fraktionsvorsitzen-
den der demokratischen Partei-
en des dänischen Folketings
zusammen, sondern sie hatten
auch jeweils mehrere ihrer Frak-
tionskollegen mitgebracht, und
mehr als einer der nordschles-
wigschen Parlamentarier ver-
paßte aus diesem  Grunde den
Blitzzug ab Kopenhagen um
17.10 Uhr, der eine reiche Fracht
munterer  Politiker nach Jütland
zu bringen pflegt.

In Wirklichkeit stand das
günstige Ergebnis der Minder-
heitenverhandlung zu diesem
Zeitpunkt bereits fest. Das offi-
zielle deutsche Essen am
Abend des 4. März, die absch-
ließende Sitzung am Vormit-
tag des 5. März zur Formulie-
rung der Presseverlautbarung
und ein Drink um die Mittags-
zeit zum Abschied waren
lediglich ein freundliches
Nachspiel. »Es ist eine große
Sache für den europäischen
Gedanken«, erklärte H. C.
Hansen am Tage nach dem
Abschluß in Århus, »daß wir,
uns haben treffen und durch
Verhandlungen ein Ergebnis
haben erzielen können«. (…)

Das Ergebnis der deutsch-
dänischen Minderheitenver-
handlungen wurde einer breite-
ren Öffentlichkeit erst nach der
feierlichen Unterzeichnung in
Bonn bekannt.

Die Empfehlungen der Dele-
gationen an ihrer Regierungen
hatten eine Kettenreaktion zur
Folge:

1. Die parallelen Grundsatzer-
klärungen über die Rechte der
beiderseitigen Minderheiten, als
Bonner Erklärung bekannt, wur-
den nacheinander am 31. März
1955 von Schleswig-Holsteini-
schen Landtag durch einstimmi-
gen Beschluß am 19. April 1955,
vom dänischen Folketing mit
156 Stimmen gegen neun bei
drei Stimmenthaltungen und
am 6. Juni 1955 vom Deutschen
Bundestag einstimmig gebilligt.
(…)

2. Durch einstimmigen
Beschluß des Schleswig-Holstei-
nischen Landtags vom 23. März
1955 wurde die dänische Min-
derheit von der Anwendung der
fünf-Prozent-Klausel in § 3 des
schleswig-holsteinischen Wahl-
gesetzes ausgenommen. (…)

3. Am 1. April 1955 brachte
der dänische Unterrichtsmini-
ster Julius Bomholt im Folketing
ein Gesetz ein, durch das § 4 des
Schulgesetzes Nr. 412 vom 12.
Juli 1946 und des Änderungsge-
setzes Nr. 214 vom 7. Juni 1952
aufgehoben werden sollte. Das
Gesetz wurde am 16. Mai 1955
mit 154 gegen sieben bei einer
Stimmenthaltung angenom-
men. Bei Beginn des neuen
Schuljahres 1956 – nach den
Sommerferien – wurde auf-
grund dieser Aufhebung des Ver-
bots gegen deutsche Examens-
schulen deutschen Mittelschu-
len in Nordschleswig das
Examensrecht erteilt, und zwar
auch für bereits eingerichtete
Mittelschulklassen. (…)

Die Tatsache, daß vieles noch
in der Schwebe blieb, ändert
nichts an der grundlegenden
Bedeutung der deutsch-däni-
schen Minderheitenverhand-
lungen. Sie schlossen die Periode
deutsch-dänischer Beziehungen
ab, die am 9. April 1940 begon-
nen hatte.

Der Schlußstrich wurde am
29. März 1955 in Bonn gezogen.
Der deutsche Bundeskanzler Dr.
Konrad Adenauer und der däni-
sche Staats- und Außenminister
H. C. Hansen unterzeichneten in
Gegenwart des schleswig-hol-
steinischen Ministerpräsidenten
von Hassel die parallelen
Grundsatzerklärungen, die in
die Geschichte eingehen wer-
den. (…)

Sie schufen den gleichen
rechtlichen Status für beide
Minderheiten, die für die Lan-
desregierung eine Vorausset-
zung gewesen war.

Schweigsam wie Graf Moltke – ein düsterer Beginn
Wie die Verhandlungen zu den Bonn-Kopenhagener Erklärungen 1955 in Kopenhagen abliefen / Auszug aus dem Buch »Disteln am Wege« von Ernst Siegfried Hansen

Will Rasner,
Flensburg, ab 1953 CDU-Bun-
destagsabgeordneter; von 1955
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scher Geschäftsführer der
CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag

Ernst Siegfried Hansen,
November 1945 bis Juni 1953
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wwiiggeerrss; danach bis zum Tod
1980 Korrespondent der Deut-
schen Presse-Agentur in Kopen-
hagen
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Apenrade/Aabenraa

clk. Nach 1945 gab es für
deutsche Nordschleswiger, die
das Abitur machen wollten,
keine Alternative, sie mussten
auf eine dänische Schule
gehen. Nachdem das Deutsche
Gymnasium für Nordschles-
wig 1959 mit zwei Klassen in
gemieteten Räumen der Deut-
schen Privatschule Apenrade
seine Arbeit aufgenommen
hatte, gab es für Angehörige
der deutschen Minderheit
wiederum keine Wahl: man
ging auf das deutsche Gymna-
sium. 

Die Verhandlungen zu den
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen hatten im Vorfeld da-
für gesorgt, dass die deutsch-
sprachigen Schulen wieder
das Recht erhielten, Examina
durchzuführen. Denn die dä-
nische Seite wünschte die Auf-
hebung der Sperrklausel für

den Südschleswigschen Wäh-
lerverbund und die deutsche
die Aufhebung des Examens-
verbots für deutsche Schulen
in Nordschleswig von 1946.
Der damalige Staatskanzlei-
chef Ernst Kracht  hatte den
klaren Verhandlungsauftrag
»Quidproquo«, wie Immo
Doege in der Festschrift zum
25-jährigen Jubiläum des
Gymnasiums schrieb. 

Damit war die Basis für ein
Gymnasium mit Examensbe-
rechtigung gegeben. Eine
Erhebung innerhalb der deut-
schen Minderheit hatte schon
1952 ergeben, dass es ein meh-
rere hunderte Kinder starkes
Potenzial gab.

Heute steht das DGN, wie es
abgekürzt heißt, in Konkur-
renz mit den dänischen Gym-
nasien, der Besuch des DGN
ist für deutsche Nordschleswi-
ger keine reine Selbstverständ-
lichkeit mehr. »Wir setzen auf

Qualität und unsere Schwer-
punkte«, erläutert die Schul-
leiterin Ilse Friis. Diese sind
die Zweisprachigkeit, die sehr
guten Angebote im musisch-
kreativen Bereich und die Ein-
bindung moderner Technolo-
gie in den Unterricht, zum Bei-
spiel durch die Laptop-Rege-
lung. Die Argumente müssen
überzeugen, denn seit 1999,
als es 100 Schüler und Schüle-
rinnen gab, ist die Zahl jetzt
auf knapp 140 Gymnasiasten
gestiegen. llse Friis ist seit
2000 Schulleiterin.

Die Schülerinnen und Schü-
ler legen das dänische »Stu-
denterexamen« ab und kön-
nen eine Anerkennungsprü-
fung machen, die zum Studi-
um in Deutschland berechtigt.
Als Ilse Friis am DGB lernte,
musste man noch einen An-
trag mit Lebenslauf und Bild
für die Anerkennung der däni-
schen Prüfung in Deutschland

einreichen, erinnert sie sich.
Es gab die so genannte
»Nostrifizierungsprüfung«.
»Heute ist die Praxis der Aner-
kennung viel einfacher«, freut
sich der ehemalige Direktor
des Gymnasiums, Hans-Jürgen
Nissen.

Nach Ansicht von Hans-Jür-
gen Nissen hätte es die Ent-
wicklung im Grenzland auch
ohne die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen gegeben. »Die
Erklärungen sind ein Ein-
schnitt in eine Entwicklung,
die sowieso gekommen wäre. 

Sie sind aber ein wichtiges
Dokument, gerade weil sie
kein Rechtsdokument sind.
Sie sind eine moralische Ver-
pflichtung, und das ist wesent-
lich wichtiger«, erläutert er
weiter.

Für Ilse Friis sind die Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
die »Präambel unserer Arbeit.
Sie sind nichts, was man tag-

täglich nutzt, aber kommen
wie das Grundgesetz dann
zum Einsatz, wenn man sie
braucht«.

Der Bekanntheitsgrad der
Erklärungen gehe beim
Durchschnittsbürger, dem
man in der Fußgängerzone be-
gegnet, gegen Null, meint
Hans-Jürgen Nissen. Der In-
halt ist allenfalls, aber auch
nicht immer, wie der Fall Nor-
burg zeigt, den Politikern und
Funktionären bekannt. Hier
müsse sich die Minderheit fra-
gen, was sie für einen besseren
Bekanntheitsgrad tun könne.
Allerdings sei dies immer hei-
kel, wie die heftigen Diskus-
sionen über zweisprachige
Ortsschilder oder die Bildung
der Region Sønderjylland/
Schleswig zeige. 

Das deutsche Gymnasium
habe immer in nachbarschaft-
lich-kollegialer Zusammenar-
beit mit dem dänischen Gym-
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»Eine moralische Verpflichtung
Verhandlungen im Vorfeld führten zu Aufhebung des Examensverbots / Deutsches Gymnasium für Nordschleswig startete 1959 / Jetzt Kon

Apenrade/Aabenraa

In diesem Jahr jährt sich mit
dem Jubiläum der Bonn-Ko-
penhagener Erklärungen ein
Ereignis zum 50. Mal, das
nicht nur bedeutsam für das
Verhältnis von Mehrheit und
Minderheit im deutsch-däni-
schen Grenzgebiet ist, son-
dern auch für Europa, was den
allgemeinen Umgang mit
Minderheiten betrifft. 

Wie wäre aber der Verlauf
der Geschichte gewesen,
wenn es zu den Erklärungen
im Jahre 1955 nicht gekom-
men wäre?

Dieses »was wäre gewesen
wenn?« ist eine Frage, mit der
sich Historiker selten beschäf-
tigen. Die Geschichte stützt
sich im Allgemeinen auf Fak-
ten und Ereignisse, die gesche-
hen sind und aus denen man
Schlüsse ziehen kann. Alles

andere ist dann immer sehr
spekulativ. 

Was die Erklärungen be-
trifft, ist Tatsache, dass man in
den Jahren 1954/55 in Kopen-
hagen sehr daran interessiert
war, dass die dänische Minder-
heit in Schleswig-Holstein
wieder im Landtag repräsen-
tiert ist, nachdem sie bei der
Landtagswahl von 1954 nicht
mehr die Fünf-Prozent-Sperr-
klausel überwunden hatte. 

Der Bundesrepublik unter
dem damaligen Bundeskanz-
ler Adenauer war sehr daran
gelegen, der Nato beizutreten.
Ein Faktum, an dem auch die
USA in den Zeiten des kalten
Krieges sehr interessiert wa-
ren, da man so  einen weiteren
Alliierten gewinnen konnte. 

Es gab aber in der damali-
gen Bundesrepublik viele
Stimmen, besonders in der
SPD, die gegen einen Beitritt

Westdeutschlands in die Nato
waren. Man wünschte es den
Österreichern gleichzutun, die
es geschafft hatten, die Besat-
zungstruppen aus dem Land
zu bekommen, nachdem sie
sich  verpflichtet hatten, nie-
mals einem Verteidigungs-
bündnis beizutreten und neu-
tral zu bleiben.

Dabei übersah man aber,
dass die Bundesrepublik zu
bedeutend war, um neutral
bleiben zu können. 

Hätten sich diese Stimmen
für ein neutrales Deutschland
durchgesetzt, wäre es zu den
Erklärungen wohl erst später
gekommen. 

Aber nicht viel später. Mit
dem Ungarnaufstand von
1956 hätten die USA sehr dar-
auf gedrängt, dass es doch
noch zu einem Beitritt ge-
kommen wäre.

Auch in Dänemark gab es

Stimmen, die gegen eine Nato-
Mitgliedschaft der Bundesre-
publik waren. Unter dem Ein-
druck des noch nicht lange zu-
rückliegenden Zweiten Welt-
krieges waren Radikale Venst-
re und Retsforbundet gegen
einen Beitritt und traten dafür
ein, diese Frage zum Gegen-
stand einer Volksabstimmung
zu machen.

Hätten sich diese beiden
Parteien mit dieser Forderung
durchgesetzt und eine Mehr-
heit der Bevölkerung hätte
sich gegen einen Nato-Beitritt
Deutschlands ausgesprochen,
dann wäre wiederum die Fol-
ge gewesen, dass die Erklärun-
gen hätten auf sich warten las-
sen.

Denn Bedingung war, dass
alle Nato-Länder, auch Däne-
mark, einstimmig für einen
Beitritt der Bundesrepublik
stimmen mussten.

Beim Nichtzustandekom-
men der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen wäre das Paradox
eingetreten, dass die deutsche
Volksgruppe in Dänemark im
Folketing vertreten gewesen
wäre, die dänische Minderheit
in Deutschland aber nicht im
schleswig-holsteinischen
Landtag. Sie wäre weiter an
der Sperrgrenze gescheitert.

Das in den Erklärungen von
1955 festgelegte Verbot der
Überprüfung der nationalen
Gesinnung wäre nicht zustan-
de gekommen, mit weitrei-
chenden Folgen im Alltag der
Menschen im Grenzland.
Eine Überprüfung der Gesin-
nung wäre in vielen Fällen
sicher nicht ausgeblieben. Von
staatlicher oder kommunaler
Seite her hätte man z. B. nach-
prüfen können, ob Eltern, die
ein Kind in den deutschen
Kindergarten oder die deut-
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Wie wäre es nach 1955 im Grenzland 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen weiterg

Der nordschleswigsche Historiker Jürgen Festersen spielt mit einer Vorstellu

In den Jahren ohne Post-
und Normalverkehr sowie
ohne diplomatische Beziehun-
gen zwischen Dänemark und
Deutschland war die Anknüp-
fung neuer Verbindungen
ebenso schwer wie notwen-
dig. Eine wesentliche Rolle
spielten dabei die mit interna-
tionalem Zusammenwirken
vertrauten sozialdemokrati-
schen Parteien beider Länder. 

Karl Raloff, Journalist und
jüngster Reichstagsabgeordne-
ter der sozialdemokratischen
Partei Deutschlands,  musste
1933 nach Dänemark und
1940 nach Schweden flüch-
ten. Er wurde nach dem Krieg
der erste Korrespondent der
Deutschen Presse Agentur
(dpa) für Dänemark und Nor-
wegen. In seinem Buch »Ein
bewegtes Leben« (1969) schil-
dert er die damaligen Proble-
me, die es gewissermaßen als
Vorstufe der Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen zu lösen
galt.

Diesem Buch sind die
nachstehenden Ausführungen
entnommen.

Als dpa-Korrespondent war
Raloff eine inoffizielle Anlauf-
stelle, über die sich erste Kon-
takte errichten ließen. Unter
ihnen solche zwischen Dan-
marks Radio und dem späte-
ren Leiter des NWDR-Hör-
funks in Schleswig-Holstein,
Thomas V. Adolph. Er war auf
die Entschärfung der politi-
schen Spannungen im Grenz-
land bedacht, ein Ziel, das
auch der dänische Staatsmini-
ster Hans Hedtoft und der
schleswig-holsteinische Mini-
sterpräsident Bruno Diek-
mann ansteuerten. Letzterer
hatte im September 1949 dem
Landtag die Kieler Erklärung
über die Stellung der däni-
schen Minderheit vorgelegt,
die mit zwei Gegenstimmen
gebilligt wurde.

Im Jahr danach hatte Hed-
toft als Chef einer Minder-
heitsregierung den Mut, trotz
der starken Aktivität grenzre-
visionistischer dänischer Krei-
se, in deutscher Sprache im
deutschen  Rundfunk zu spre-
chen. Er sah jedoch auch nach
dem Besuch einer Delegation

der deutschen Minderheit bei
ihm in Kopenhagen im Okto-
ber 1949 keine politische
Möglichkeit, eine ähnliche Er-
klärung vom Folketing billi-
gen zu lassen.

Hedtoft hatte sich aber auf
die Begegnung gründlich vor-
bereitet, ihren Inhalt in einem
Protokoll festgehalten und
nannte seine persönliche
Erklärung »ein Notat«. Der
Staatsminister äußerte sein
großes persönliches Bedauern,
denn er hätte gern – wie Diek-

mann – eine ähnliche Erklä-
rung abgegeben, bat aber sei-
ne deutschen Freunde um Ver-
ständnis für seine Lage.

Als dpa-Korrespondent be-
mühte Raloff sich ebenso wie
der Chefredakteur des »Nord-
schleswiger«, Ernst Siegfried
Hansen, der Bitte zu entspre-
chen. »Wir sagten Ja«, war der
deutsche Tenor, die dänischen
Überschriften lauteten »Hed-
toft, Nein«. Sie konnten oder
wollten nur Negatives hören.
Während eines »privaten«

Aufenthaltes von Ministerprä-
sident Bruno Diekmann im
Jahre 1950 in Kopenhagen
wurde er von Hedtoft zu ei-
nem Meinungsaustausch ein-
geladen. Heute wissen wir:
Ohne Kieler Erklärung und
ohne das »Notat« hätte es kei-
ne Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen gegeben.

Sechs Jahre später wurden
die Bonner und Kopenhagener
Erklärungen von Bundeskanz-
ler Konrad Adenauer und
Staatsminister H. C.Hansen,
dem Nachfolger des früh ver-
storbenen Hans Hedtoft,
bestätigt. Es war aber das
Werk Hedtofts, dem auf höch-
ster Ebene zugestimmt wurde.

So weit auszugsweise die
Darlegungen von Karl Raloff.
Nach der Gründung des ersten
deutschen Generalkonsulates,
das im Juni 1951  in eine Bot-
schaft verwandelt wurde,
übernahm Karl Raloff des Amt
des Pressereferenten. Die Bot-
schaft nahm seither an der
Entwicklung im Grenzland
lebhaften Anteil.

Johannes Dose

Vorstufen der Bonn-Kopenhagener Erklärungen

Karl Raloff  im Gespräch mit dem späteren Bundesaußenminister
Heinrich von Brentano. (Foto: Privatarchiv Dose)
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Bonn-Kopenhagener Erklärungen vom März 1955

Erklärung der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland

In dem Wunsche, das friedliche Zusammenleben
der Bevölkerung beiderseits der deutsch-dänischen
Grenze und  damit auch die Entwicklung freund-
schaftlicher Beziehungen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Königreich Dänemark all-
gemein zu fördern

und
eingedenk der völkerrechtlichen Verpflichtung,

welche die Bundesrepublik durch ihre Mitgliedschaft
in der Europäischen Konvention für Menschenrechte
hinsichtlich der Verpflichtung zur Nichtdiskriminie-
rung nationaler Minderheiten (Artikel 14) übernom-
men hat,

erklärt die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land im Sinne der auch im Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland festgelegten Grundsätze, auf wel-
che die Schleswig-Holsteinische Landesregierung in
ihrer Erklärung vom 26. 9. 1949 Bezug genommen
hatte, folgendes: 

I.
Die Angehörigen der Minderheit genießen wie alle

Statsbürger die im Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland vom 23. Mai 1949 garantierten Rechte.
Insbesondere haben sie im Rahmen des Grundgeset-
zes folgende Rechte: 

1. Das Recht auf die Unverletzlichkeit der persönli-
chen Freiheit

2. die Gleichheit vor dem Gesetz,
3. die Glaubens- und Gewissensfreiheit,
4. das Recht der freien Meinungsäußerung und die

Pressefreiheit,
5. die Versammlungs- und Vereinsfreiheit,
6. das Recht, den Beruf und den Arbeitsplatz frei zu

wählen,
7. die Unverletzlichkeit der Wohnung,
8. die freie Gründung der politischen Parteien,
9. den gleichen Zugang zu dem öffentlichen Amt

nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Lei-
stung; bei den Beamten, Angestellten und Arbeitern
des öffentlichen Dienstes darf zwischen Angehörigen
der dänischen Minderheit und anderen Staatsbürgern
kein Unterschied gemacht werden,

10. das allgemeine, unmittelbare, gleiche, freie und
geheime Wahlrecht, das auch für die Kommunalwah-
len gilt,

11. das Recht, bei Verletzung von Rechten durch
öffentliche Gewalt den Schutz der Gerichte anzuru-
fen,

12. das Recht auf gleiche Behandlung, nach dem nie-

mand wegen seiner Abstammung, seiner Sprache, sei-
ner Herkunft oder seiner politischen Anschauungen
benachteiligt werden darf.

II.
In Ausführung dieser Rechtsgrundsätze wird hier-

mit festgestellt:
1. Das Bekenntnis zum dänischen Volkstum  und

zur dänischen Kultur ist frei und darf von Amts
wegen nicht bestritten oder nachgeprüft werden.

2. Angehörige der dänischen Minderheit und ihre
Organisationen dürfen am Gebrauch der gewünsch-
ten Sprache in Wort und Schrift nicht behindert wer-
den.

Der Gebrauch der dänischen Sprache vor den
Gerichten und Verwaltungsbehörden bestimmt sich
nach den diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften.

3. Bei Unterstützungen und sonstigen Leistungen
aus öffentlichen Mitteln, über die im Rahmen des
Ermessens entschieden wird, dürfen Angehörige der
dänischen Minderheit gegenüber anderen Staatsbür-
gern nicht unterschiedlich behandelt werden.

4. Das besondere Interesse der dänischen Minder-
heit, ihre religiösen, kulturellen und fachlichen Ver-
bindungen mit Dänemark zu pflegen, wird anerkannt.

III.
Die Bundesregierung gibt zur Kenntnis, daß die

Landesregierung Schleswig-Holstein ihr mitgeteilt
hat:

1. Da das Verhältniswahlverfahren gemäß der Kom-
munalgesetzgebung bei der Einsetzung von Ausschüs-
sen in den kommunalen Vertretungskörperschaften
Anwendung findet, werden die Vertreter der dänische-
nen Minderheit zur Ausschußarbeit im Verhältnis zu
ihrer Anzahl herangezogen.

2. Die Landesregierung empfiehlt, daß die dänische
Minderheit im Rahmen der jeweils geltenden Regeln
für die Benutzung des Rundfunks angemessen berück-
sichtigt wird.

3. Bei öffentlichen Bekanntmachungen sollen die
Zeitungen der dänischen Minderheit angemessen
berücksichtigt werden.

4. Im Lande Schleswig-Holstein können allgemein-
bildende Schulen und Volkshochschulen (auch solche
mit fachlicher Ausrichtung) sowie Kindergärten von
der dänischen Minderheit nach Maßgabe der Gesetze
errichtet werden. In Schulen mit dänischer Unter-
richtssprache ist ein zureichender Unterricht in deut-
scher Sprache zu erteilen. Eltern und Erziehungsbe-
rechtigte können frei entscheiden, ob ihre Kinder
Schulen mit dänischer Unterrichtssprache besuchen
sollen.

Erklärung der
Dänischen Regierung

In dem Wunsche, das friedliche Zusammenleben
der Bevölkerung beiderseits der dänisch-deutschen
Grenze und damit auch die Entwicklung freund-
schaftlicher Beziehungen zwischen dem Königreich
Dänemark und der Bundesrepublik Deutschland all-
gemein zu fördern

und
bezugnehmend auf Artikel 14 der Europäischen

Konvention für Menschenrechte, gemäß welchem die
durch diese Konvention anerkannten Rechte und Frei-
heiten sichergestellt werden sollen ohne Diskriminie-
rung bezüglich der Zugehörigkeit zu einer nationalen
Minderheit,

erklärt die Königlich Dänische Regierung zur
Bestätigung der für diese Minderheit bereits gelten-
den Rechtsgrundsätze – wie sie auch in der vom
damaligen dänischen Ministerpräsidenten Hans Hed-
toft an Vertreter der deutschen Minderheit in Nord-
schleswig am 27. Oktober 1949 abgegebenen
Erklärung (dem sogenannten Kopenhagener Ver-
merk) niedergelegt sind – folgendes:

I.
Nach dänischem Recht – dem Grundgesetz des

Königreichs Dänemark vom 5. Juni 1953 und sonsti-
ger Gesetzgebung – genießt jeder Staatsbürger und
somit auch jeder Angehörige der deutschen Minder-
heit ohne Rücksicht auf die von ihm benutzte Sprache
folgende Rechte und Freiheiten:

1. Das Recht auf die Unverletzlichkeit der persönli-
chen Freiheit,

2. die Gleichheit vor dem Gesetz,
3. die Glaubens- und Gewissensfreiheit,
4. das Recht der freien Meinungsäußerung und die

Pressefreiheit,
5. die Versammlungs- und Vereinsfreiheit,
6. das Recht, den Beruf und den Arbeitsplatz frei zu

wählen,
7. die Unverletzlichkeit der Wohnung,
8. die freie Gründung der politischen Parteien,
9. den gleichen Zugang zu dem öffentlichen Amt

nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Lei-
stung, d. h. daß bei den Beamten, Angestellten und
Arbeitern des öffentlichen Dienstes zwischen
Angehörigen der deutschen Minderheit und anderen
Staatsbürgern kein Unterschied gemacht werden darf,

10. das allgemeine, unmittelbare, gleiche, freie und
geheime Wahlrecht, das auch für die Kommunalwah-
len gilt,

11. das Recht, den Schutz der Gerichte anzurufen,

wenn er sich durch die öffentliche Gewalt in seinen
Rechten als verletzt ansieht,

12. das Recht auf gleiche Behandlung, nach dem nie-
mand wegen seiner Abstammung, seiner Sprache, sei-
ner Herkunft oder seiner politischen Anschauungen
benachteiligt oder bevorzugt werden darf.

II.
In Ausführung dieser Rechtsgrundsätze wird hier-

mit festgestellt:
1. Das Bekenntnis zum deutschen Volkstum und

zur deutschen Kultur ist frei und darf von Amts
wegen nicht bestritten oder nachgeprüft werden.

2. Angehörige der deutschen Minderheit und ihre
Organisationen dürfen am Gebrauch der gewünsch-
ten Sprache in Wort und Schrift nicht behindert wer-
den.

Der Gebrauch der deutschen Sprache vor den
Gerichten und Verwaltungsbehörden bestimmt sich
nach den diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften.

6. Bei Unterstützungen und sonstigen Leistungen
aus öffentlichen Mitteln, über die im Rahmen des
Ermessens entschieden wird, wird keine unterschied-
liche Behandlung der Angehörigen der deutschen
Minderheit gegenüber anderen Staatsbürgern stattfin-
den.

8. Das besondere Interesse der deutschen Minder-
heit, ihre religiösen, kulturellen und fachlichen Ver-
bindungen mit Deutschland zu pflegen, wird aner-
kannt.

4. Da das Verhältniswahlverfahren gemäß der Kom-
munalgesetzgebung bei der Einsetzung von Ausschüs-
sen in den kommunalen Vertretungskörperschaften
Anwendung findet, werden die Vertreter der deut-
schen Minderheit zur Ausschußarbeit im Verhältnis
zu ihrer Anzahl herangezogen.

5. Die Dänische Regierung empfiehlt, daß die deut-
sche Minderheit im Rahmen der jeweils geltenden
Regeln für die Benutzung des Rundfunks angemessen
berücksichtigt wird.

7. Bei öffentlichen Bekanntmachungen sollen die
Zeitungen der deutschen Minderheit angemessen
berücksichtigt werden.

3. Allgemeinbildende Schulen und Volkshochschu-
len (auch mit fachlicher Ausrichtung) sowie Kinder-
gärten können von der deutschen Minderheit gemäß
dem in Dänemark geltenden Grundsatz der Unter-
richtsfreiheit nach Maßgabe der Gesetze errichtet
werden. 

Erklärung der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland

vom 29. März 1955
Ergebnisse der deutsch-dänischen Besprechungen

Das Auswärtige Amt gibt bekannt:

Die dänisch-deutschen Besprechungen über die
Rechte der beiderseitigen Minderheiten haben zu fol-
genden Ergebnissen geführt:

I.
1. Die Bundesregierung legt dem Bundestag die bei-

gefügte Erklärung über die allgemeinen Rechte der
dänischen Minderheit zur Billigung vor.

2. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die
im Bundeswahlgesetz vom 8. 7. 1953 (Bundesgesetzbl.

I S. 470) in § 9 Abs. 5 zu Gunsten der nationalen Min-
derheiten getroffene Regelung in das künftige Bundes-
wahlrecht übernommen wird.

3. Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat die
Bundesregierung davon unterrichtet, daß sie bereit ist:

a) darauf hinzuwirken, daß der Schleswig-Holsteini-
sche Landtag eine Ausnahmebestimmung von der
5%-Klausel in § 3 des Schleswig-Holsteinischen Lan-
deswahlgesetzes zu Gunsten der dänischen Minder-
heit baldmöglichst beschließt;

b) die Zuschüsse für die Schulen der dänischen Min-
derheit in Zukunft wieder auf 80% der laufenden per-
sönlichen und sachlichen Aufwendungen für Schüler
der öffentlichen Volksschulen im Lande Schleswig-
Holstein zu  bemessen;

c) gemäß Ziffer XI des Erlasses des Landesministers
für Volksbildung vom 7. 3. 1950 über die Regelung des

Schulwesens der dänischen Minderheit auf Antrag die
Errichtung von weiterführenden allgemeinbildenden
Schulen der dänischen Minderheit mit der Möglich-
keit anerkannter Examina unter der Voraussetzung
der Angleichung dieser Schulen an das deutsche
Schulwesen zu gewähren.

4. Die Bundesregierung gibt im Einvernehmen mit
der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung der
Erwartung Ausdruck, daß alle beteiligten Stellen sich
bemühen werden, die Rechte der Minderheit im Gei-
ste der in Ziffer I genannten Erklärung zu achten und
zu wahren.

II.
1. Die Dänische Regierung legt dem Folketing die

beigefügte Erklärung über die allgemeinen Rechte der
deutschen Minderheit zur Billigung vor.

2. Die Dänische Regierung wird darauf hinwirken,
daß § 4 des Gesetzes Nr. 412 vom 12. Juli 1946, wie
durch Gesetz Nr. 214 vom 7. Juni 1952 geändert, bald-
möglichst aufgehoben wird. Die Dänische Regierung
ist bereit, auf Antrag die Errichtung von weiterführen-
den  allgemeinbildenden Schulen der deutschen Min-
derheit mit der Möglichkeit anerkannter Examina
unter der Voraussetzung der Angleichung dieser
Schulen an das deutsche Schulwesen zu gewähren.

3. Die Dänische Regierung gibt der Erwartung Aus-
druck, daß alle beteilligten Stellen sich bemühen wer-
den, die Rechte der Minderheit im Geiste der in Ziffer
I genannten Erklärung zu achten und zu wahren.

Beim Abschluß der deutsch-dänischen Besprechun-
gen haben der Herr Bundeskanzler und der Herr Mini-
sterpräsident im Namen ihrer Regierungen nachfol-
gende Erklärungen abgegeben:

Eigene Examensschulen und Aufhebung der Sondergesetze
Empfehlungen der außerordentlichen Delegiertenversammlung

des Bundes deutscher Nordschleswiger in Tingleff am 26. Februar 1955
(sog. Tingleffer Empfehlungen)

1. Grundsatzerklärung:
Empfohlen wird eine Erklärung für beide Minderheiten im Sinne einer Festlegung der Grundsätze, so wie sie etwa in der
Kieler Erklärung, die noch zu überarbeiten wäre, enthalten sind. Die Kieler Erklärung würde demnach für die dänische Min-
derheit auf die Ebene Bonn verlagert und durch eine entsprechende Kopenhagener Erklärung für die deutsche Minderheit
ergänzt. Dabei ist ein formeller Vertrag denkbar, aber nicht unbedingt erforderlich, weil z.B. auch sich entsprechende Grund-
satzerklärungen, gegebenenfalls in Verbindung mit einem Notenwechsel, ausreichend sein könnten.
2. Deutsch-dänischer Ausschuß:
Empfohlen wird die Schaffung eines deutsch-dänischen Gremiums, bestehend aus Vertretern der beteiligten Staaten und der
Minderheiten, zur Klärung von Fragen, die das Leben der Minderheiten sowie die Stellung der einzelnen Minderheitenan-
gehörigen betreffen bzw. beeinflussen. Das Gremium müßte die Möglichkeit haben, Vorschläge an die beteiligten Regierun-
gen zu leiten.
3. Examensrecht:
Empfohlen wird die unbeschränkte Einräumung des Rechts auf Examensschulen für die Minderheiten unter den Bedingun-
gen wie sie bis 1945 in Nordschleswig gegeben waren.
4. Abwicklung von Nachkriegsfragen:
Der Bund deutscher Nordschleswiger ist der Auffassung, daß eine Befreiung von den Nachwirkungen der Sondergesetzge-
bung des Jahres 1945 durch entsprechende dänische Maßnahmen ganz entscheidend für eine Befriedung und positive Ent-
wicklung im Grenzland ist. Er weist in diesem Zusammenhang auf die Wünsche hin, die von dem deutschen Abgeordneten
im Folketing in seiner Programmrede vom 15. Oktober 1953 und in seiner Rede aus Anlaß der Debatte über den Schlußbe-
richt der Parlamentarischen Kommission am 17. Februar 1955 der dänischen Regierung und dem Folketing vorgelegt worden
sind. 

Bundeskanzler Konrad Adenauer und Staatsminister H.C. Hansen auf dem Flughafen Köln-Wahn (heute
Köln-Bonn): Die Maschine, mit der der dänische Regierungschef nach Deutschland flog, ist heute ein
Museumsstück... (Foto: Bundesbildstelle, Bonn)
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Minderheit ist,
wer will.

Wir wollen!
»Das Bekenntnis zur deutschen Minderheit und zur deutschen Kultur

ist frei und darf nicht bestritten oder nachgeprüft werden«.
(BONN-KOPENHAGENER ERKLÄRUNGEN 1955)

www.nordschleswig.dk
www.schleswigsche-partei.dk

KULTURELLE
VIELFALT
- DIE SICHERN WIR!
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DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr::  Die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen vom 29. März 1955
werden anlässlich ihres 50-
jährigen Bestehens so groß
wie noch nie markiert – mit
einem Festakt im Sonderbur-
ger Schloss in Anwesenheit
des dänischen Staatsministers
Anders Fogh Rasmussen und
des deutschen Bundeskanzlers
Gerhard Schröder. Teilen Sie
den Eindruck, dass die beiden
Minderheitenerklärungen erst
in den letzten 20 Jahren ver-
stärkt  in das Bewusstsein der
Öffentlichkeit gerückt sind,
während sie vorher allenfalls
den Minderheiten bekannt
waren?

KKuurrtt  SScchhuullzz:: Schon in der
Weimarer Reichsverfassung-
gab es einen Minderheitenar-
tikel, und in der preußischen
Schulverfassung von 1928 gab
es einen Artikel über die däni-
schen Schulen. Zu erinnern ist
auch an das Stauning-Wels-
Abkommen vom November
1923, in dem auch von den
kulturellen Rechten beider
Minderheiten die Rede ist.
Schon damals hat man also
Minderheitenpolitik gemacht.
Dann kam der Krieg dazwi-
schen. Was nachblieb, war ein
Volk auf der anderen Seite der
Grenze, das besetzt gewesen
war, und hier ein Volk, das den
Krieg verloren hatte, mit einer
Minderheit, die in der ersten
Landtagswahl knapp 100.000
Stimmen erzielte, wozu auch
ein Teil der Einheimischen-
und Flüchtlingsstimmen zähl-
te. Die Dänen forderten im
ersten ernannten Landtag die
Abtretung des Landesteils
Schleswig und als das nicht
ging, ihn unter Verwaltung
der Engländer zu stellen, und
die zweite Forderung war:
Flüchtlinge raus aus dem Lan-
desteil Schleswig. In der Lon-
doner Konferenz erhielten sie
den Ratschlag der Engländer,
sich mit Deutschland über die
Grenze zu verständigen. Dann
kam 1949 die Kieler Erklä-
rung. Ministerpräsident Her-
mann Lüdemann hat sie ange-
schoben, sein Nachfolger Bru-
no Diekmann (beide SPD) hat
sie unterzeichnet. 

RReennaattee  SScchhnnaacckk:: Die Inhalte
der Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen haben in den letz-
ten 20 Jahren auch internatio-
nal Fuß gefasst. Ihre Aspekte
spiegeln sich in internationa-
len Konventionen wider. Viel-
leicht hätte es die Bonn-Ko-
penhagener Erklärungen gar
nicht gegeben, wenn es die
Kieler Erklärung nicht gege-
ben hätte.

SScchhuullzz:: Im Vorfeld der
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen ging es zunächst dar-
um, die dänische Minderheit
bei Wahlen von der Fünf-Pro-
zent-Klausel zu befreien, die
sogar auf 7,5 Prozent heraufge-
setzt worden war, weil sich die
CDU-Regierung und die Min-
derheit zerstritten hatten.
Dann gab es die Verhandlun-
gen über den Nato-Beitritt der
Bundesrepublik. Bundeskanz-

ler Konrad Adenauer konnte
es sich nicht erlauben, den
Nato-Partner Dänemark zu
vergrellen, und er bestellte Mi-
nisterpräsident Kai-Uwe von
Hassel zu sich, um das Pro-
blem zu lösen.

TThhiieess UUwwee  vvoonn  LLeeeesseenn:: Die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen sind in den 50 Jahren
ihres Bestehens nie in Verges-
senheit geraten. Sie spielten
im Leben des Grenzlandes
und zwischen Deutschland
und Dänemark ständig eine
große Rolle – nur sie wurden
nicht täglich angesprochen,
das ist richtig. Sie wurden in
Feierstunden gewürdigt. Die
Erklärungen haben zweifellos
große Ein- und Auswirkungen
auf die Volksgruppen. Dass die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen auf der Kieler Er-
klärung beruhen, ist meines
Erachtens nicht ganz zutref-
fend. Es sind zwei völlig unter-
schiedliche Erklärungen. Die
Kieler Erklärung war eine ein-
seitige Erklärung der schles-
wig-holsteinischen Landesre-
gierung und des Landtagses
zugusten der dänischen Min-
derheit. Sie wurde in der
bestimmten Erwartung abge-
geben, dass die dänische Seite
eine entsprechende Äußerung
abgeben würde. Kurz darauf
kam das Kopenhagener Notat
über die Rechte der deutschen

Minderheit; damit war in etwa
wieder das Gleichgewicht her-
gestellt. Ich sehe auch nicht,
dass Adenauer in die Nato
wollte; es waren vielmehr die
Siegermächte. Diesen Hebel
benutzte der dänische Staats-
minister Hans Christian Han-
sen auf der Nato-Ratsver-
sammlung im Oktober 1954
zu einem Gespräch mit Aden-
auer über die Minderheiten-
fragen in Schleswig-Holstein.
Mit den Bonn-Kopenhagener
Erklärungen wurde ein
Gleichgewicht hergestellt; die
Kieler Erklärung konnte
damit zu den Akten gelegt
werden. Auch der Landtag ent-
schied, dass die Kieler Er-
klärung erledigt sei. Von Has-
sel achtete darauf, dass eine
Gegenseitigkeit gewahrt blieb.

Regierungen müssen
Willen kundtun, die
Inhalte umzusetzen

SScchhnnaacckk:: In der Kieler Er-
klärung spielt auch die friesi-
sche Bevölkerung eine Rolle.
Das ist in den Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen nicht der
Fall. Das korrigiert Schleswig-
Holstein mit seiner Minder-
heitenpolitik der letzten 15
bis 20 Jahre ... 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: ...
auch indem nicht allein die

dänische Minderheit, sondern
auch die friesische Volksgrup-
pe in Artikel 4 der Landesver-
fassung von 1990 genannt ist.

SScchhnnaacckk:: Die Landesregie-
rungen haben die Minderhei-
tenpolitik auch aus den Erfah-
rungen der Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen weiterent-
wickelt und auf die heutige
Situation in Schleswig-Hol-
stein auch mit Friesen und
Roma und Sinti bezogen. Die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen sind wegen ihrer Par-
allelität und wegen ihrer Ge-
genseitigkeit von hoher Be-
deutung. Die Regierungen
müssen ihren Willen kund-
tun, die Inhalte umzusetzen.
Die Erklärungen selbst for-
dern das nicht heraus. Wenn
beide Regierungen das tun,
dann funktioniert es auch.
Das ist das Besondere: Bei den
Erklärungen handelt es sich ja
nicht um einen Staatsvertrag.

VVoonn  LLeeeesseenn::  Auch wenn
man vielleicht anfangs lange
nicht von den Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen gespro-
chen hat, ist inzwischen ein
völliger Sinnes- und Bedeu-
tungswandel im Minderhei-
tenbegriff eingetreten. Die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen gehen allein auf die
nationalen Minderheiten,
Deutsche und Dänen im
schleswigschen Grenzland,

ein. Diese ursprüngliche Defi-
nition einer Minderheit gilt
heute noch bei der Föderalisti-
schen Union Europäischer
Volksgruppen (FUEV), nach
der eine Minderheit drei Vor-
aussetzungen erfüllen muss:
Eine Minderheit ist eine
Gemeinschaft in Kultur, Spra-
che und Tradition, die außer-
halb des Staates ihrer nationa-
len Gesinnung lebt; eine
Volksgruppe hingegen ist eine
Gemeinschaft in Kultur, Spra-
che und Tradition ohne Mut-
terland. Friesen, Sinti und Ro-
ma spielten in den Erklärun-
gen also noch keine Rolle.
Heute hat man den Begriff
Minderheit völlig erweitert. Er
steht zudem europaweit mehr
im Blickpunkt, weil man heu-
te alle möglichen Gruppierun-
gen unter Minderheiten ein

Der Begriff Minderheit
ist inzwischen
völlig erweitert

geordnet. Das ist nicht abwer-
tend gemeint! 

SScchhnnaacckk::  In den Bonn-Ko-
penhagener Erklärungen geht
es um die nationalen Minder-
heiten. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Wel-
che Rolle spielten die Er-
klärungen denn in der tägli-
chen Arbeit vor 20 Jahren?

VVoonn  LLeeeesseenn:: Sie waren im
Hinterkopf. Wir hatten ja
damals schon den Beratenden
Ausschuss für Fragen der däni-
schen Minderheit beim Bun-
desinnenministerium. Sollte
der dänische Sprecher Bericht
erstatten, sprach er von einer
Fleet in Being. Er werde ange-
rufen, wenn etwas schief läuft.
Genauso ist es in meinen
Augen mit den Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen. Ich
kann mich aber nicht daran
erinnern, dass jemals eine der
Minderheiten zu uns kam und
sagte: Hier liegt ein Verstoß
gegen die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen vor. Das habe ich
nie erlebt.

SScchhnnaacckk::  Inzwischen hat es
der Europarat den einzelnen
Vertragsstaaten überlassen,
die nationalen Minderheiten
seines Staates und ebenso die
Kriterien zu benennen, nach
denen man nationale Minder-
heit ist. Die Bundesrepublik
Deutschland sagt insofern,
dass die dänische Minderheit,
die friesische Volksgruppe, die
Sinti und Roma und die Sor-
ben nationale Minderheiten
sind. Diese vier nationalen
Minderheiten in Deutschland
zählen 200.000 bis 250.000
Angehörige. Sie sind nach
dem Rahmenübereinkommen
zum Schutz nationaler Min-
derheiten anerkannt. Auch

dabei haben die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen eine Rol-
le gespielt – als Beispiel, dass
man mit wenigen Rechtsprin-
zipien und wenigen Rechten
klären kann, wie das Zusam-
menleben funktionieren soll. 

SScchhuullzz:: Die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen sind im-
mer die Grundlage unseres
Handelns gewesen. Daran ha-
ben wir uns gehalten. Es ist so
– wie Thies Uwe von Leesen
richtig sagte –, dass Be-
schwerden irgendwelcher Art,
dass wir gegen irgendetwas
verstoßen hätten, nicht einge-
treten sind. Die Grundlagen
waren immer gegeben ...

VVoonn LLeeeesseenn:: ... auch für alle
Parteien im Lande!

SScchhuullzz:: Ja, die Fraktionen
der Parteien im Landtag haben
in Minderheitsfragen stets zu-
sammengearbeitet.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Be-
ruht diese bis heute gegebene
Einmütigkeit der Fraktionen
nicht auch auf den Minderhei-
tenerklärungen?

SScchhuullzz:: Sie beruht mit dar-
auf, aber auch auf Einsicht
und Vernunft ...

VVoonn  LLeeeesseenn:: ... und Verant-
wortung.

SScchhuullzz:: ... und auf dem Prin-
zip »Über die Grenze hin-
weg«: Unsere Minderheit dort
soll genauso behandelt wer-
den wie die Minderheit hier
im Lande. Das kommt ja auch
in den beiderseitigen Er-
klärungen der damaligen Re-
gierungschefs zum Ausdruck,
die annähernd gleichlautend
sind.

SScchhnnaacckk::  Dass die Inhalte
der Bonn-Kopenhagener Min-
derheitenerklärungen in den
letzten Jahren bekannter ge-
worden sind, liegt auch auch
daran, dass sich die Minder-
heiten stärker mit ihnen be-
schäftigt haben, selbstbewuss-
ter geworden sind ...

VVoonn  LLeeeesseenn:: ... und Minder-
heitenfragen weltweit an Be-
deutung gewonnen haben ...

SScchhnnaacckk:: Natürlich!
VVoonn  LLeeeesseenn:: ... indem sie

Selbstbewusstsein zeigen. Auf
der einen Seite gibt es Auf-
stände und Totschlag, auf der
anderen Seite gibt es Forde-
rungen.

SScchhuullzz:: Wenn Minderhei-
tenfragen nicht vernünftig
geregelt werden, können –
wie auf dem Balkan – Kriege
entstehen. Das sollte man
unter allen Umständen ver-
meiden! Deswegen behandeln
wir unsere Minderheiten wie
es sich gehört, wie wir es auf
beiden Seiten mit diesen Er-
klärungen vereinbart haben.

SScchhnnaacckk:: Heute ist es durch-
aus üblich, dass die Minder-
heiten gucken und sagen:
Worin bestehen unsere Rech-
te? Wir als Landesregierung
schauen ins Rahmenüber-
einkommen, wir gucken uns
die Europäische Charta der
Regional- oder Minderheiten-
sprachen an – und auch die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen. Wir haben sie inso-

»Ein Meisterstück deutscher, dänischer
und alliierter Nachkriegspolitik«

Nordschleswiger-Interview mit Minderheitenbeauftragter Renate Schnack und ihren Vorgängern
Kurt Schulz und Thies Uwe von Leesen über die Bedeutung der Bonn-Kopenhagener Erklärungen

Renate Schnack, Kurt Schulz und Thies Uwe von Leesen (v. l.) im NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr-Interview. (Foto: Karin Riggelsen)

Renate Schnack
(51; SPD) aus Braderup/Nordfriesland ist seit April 2000
Beauftragte der schleswig-holsteinischen Ministerpräsi-
dentin für nationale Minderheiten und Volksgruppen,
Grenzlandarbeit und Niederdeutsch. Von 1990 bis 1998
gehörte sie dem Kreistag Nordfriesland an und war als
Kreispräsidentin von 1994 bis 1998 erste deutsche Vorsit-
zende des 1997 gebildeten Regionalrates Sønderjylland-
Schleswig.

Kurt Schulz
(82; SPD), Eckernförde, war als Nachfolger von Kurt
Hamer (SPD), der dieses Amt von November 1988 bis zu
seinem Tod im Januar 1991 innehatte, und Vorgänger
Schnacks von Mai 1991 bis März 2000 Beauftragter für
Grenzland- und Minderheitenfragen in Schleswig-Hol-
stein. Von 1958 bis 1975 war Schulz Abgeordneter des
Schleswig-Holsteinischen Landtags, von 1971 bis 1975
dessen Erster Vizepräsident.

Thies Uwe von Leesen
(71; parteilos), Raisdorf (bei Kiel), war von Dezember
1972 bis Oktober 1988 Sonderbeauftragter für Minder-
heiten-, Grenzland- und Skandidavienfragen in der
Staatskanzlei Schleswig-Holstein, Kiel. In Flensburg auf-
gewachsen, erwarb sich von Leesen umfassende minder-
heitenpolitische Kenntnisse von 1956 bis 1958 als Volon-
tär und von 1960 bis 1965 als politischer Redakteur beim
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr.
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In diesen Tagen werden wir
in dieser Region viel Lob hö-
ren über die Errungenschaften
im Umgang mit einander, so-
wohl Mehrheit als auch Min-
derheit auf beiden Seiten der
deutsch-dänischen Grenze.
Wir sollten uns jedoch nicht
auf den Lorbeeren ausruhen,
sondern gerade diese Vorrei-
terrolle zum Anstoß nehmen.
Das Motto könnte lauten: 

Wer aufhört besser zu wer-
den, hat aufgehört, gut zu
sein.

Vor 50 Jahren hätte wohl
kaum jemand gedacht, dass
die Menschen im deutsch-
dänischen Grenzgebiet heute
als Musterregion für das Zu-
sammenleben zwischen
Mehrheits- und Minderheiten-
bevölkerung  dastehen  wür-
de.

Wir feiern dieses Jahr, dass
die dänische Minderheit in
Schleswig-Holstein gut mit
der deutschen Mehrheit aus-
kommt. Ebenso feiern wir,
dass die deutsche Minderheit
in Sønderjylland sich gut mit
der dänischen Mehrheit ver-
steht und umgekehrt.

Kritisch betrachtet könnte
man jedoch einige Fragen stel-
len:

Worin besteht die Beispiel-
haftigkeit unserer Region?

Was zeichnet uns eigentlich
anderen Regionen in Europa
gegenüber aus?

Reicht es, dass Mehrheit
und Minderheit gut miteinan-
der auskommen – jede in
ihrem Land?

Aus Sicht der Wirtschaft
gibt es noch einen weiten Weg
zu absolvieren, bevor wir
gemeinsam dem wachsenden
Druck der Globalisierung
standhalten können. Ein deut-
scher Wirtschaftswissen-
schaftler sagte vor einiger Zeit:
Mit der Globalisierung ist es
wie mit dem Wetter. Es ist da,

man muss sich nur richtig
anziehen. 

Wenn wir die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit
zwischen der Mehrheit
Deutschland und der Minder-
heit Dänemark als vorbildlich
feiern können, dann sind wir
in wirtschaftlicher Hinsicht
einen großen Schritt weiter
gekommen. 

Wir brauchen Produktent-
wicklung.

EEiinn  ddyynnaammiisscchheerr  AArrbbeeiittss--
mmaarrkktt  üübbeerr  ddiiee  GGrreennzzee  hhiinnwweegg

Das mehrheitliche Zusam-
menleben in der Region hat
sich im Verlauf der letzten
Jahrzehnte meiner Meinung
nach primär am Grenzhandel
orientiert. Treibende Kraft
waren die unterschiedlichen
Preise verschiedener Waren-
gruppen, die sich auf der je-
weils anderen Seite günstiger
erwerben ließen. 

Kulturell hat sich das Zu-
sammenleben dagegen viel zu
schwach entwickelt. Wer in
Aabenraa weiß zum Beispiel,
welcher Film gerade in Flens-
burg im Kino läuft oder umge-
kehrt. Es könnten sehr gern
viel mehr Menschen aus
Flensburg am Ringreiterfest in
Sønderborg teilnehmen, und
viel zu wenig aus Sønderjyl-
land besuchen z. B. die Rum-
Regatta in Flensburg.

Durch fehlende gegenseiti-
ge breit gefächerte Informati-
on sind die Voraussetzungen
nicht gegeben. Das grenzüber-
schreitende Zusammenleben
orientiert sich aber besonders
an gewachsener Praxis. Nur
durch sie können die Barrie-
ren in den Köpfen der Men-
schen aufhoben werden.

Handel und Wirtschaft
waren schon immer die
grundlegenden Voraussetzun-
gen, damit sich Menschen bes-
ser kennen lernen. Attraktive
Jobs auf der anderen Seite der

Grenze können ein Antrieb
sein, die Vorteile des jeweils
anderen Teils der Region zu
nutzen. Über den Alltag müs-
sen die Menschen in der Regi-
on mit einbezogen werden. 

Fast überall auf der Welt
gibt es in Grenzgebieten mehr
Pendler als bei uns. Das möch-
te ich gern ändern. Wir haben
deshalb ein Projekt initiiert,
das untersucht, wie wir auf
beiden Seiten der Grenze
mehr Industrie und damit
neue Arbeitsplätze ansiedeln
können, um so den grenzüber-
schreitenden Arbeitsmarkt
noch mehr als bisher zu öff-
nen und damit die Menschen
verstärkt zum Pendeln über
die Grenze zu motivieren.

EErrsscchhaaffffuunngg  eeiinneerr  MMeecchhaa--
ttrroonniikk--HHoocchhbbuurrgg  FFlleennssbbuurrgg--

SSøønnddeerrbboorrgg--AAaabbeennrraaaa
Die deutsch-dänische

Grenzregion als Chance zu
begreifen für unternehmeri-
sches Engagement in Europa,
als Gundlage für wirtschaftli-
ches Wachstum weltweit, ist
besonders auf dänischer Seite
nur bedingt gelungen. Es ist
ein Prozess, dem sich kom-
mende Generationen unter-
ziehen werden müssen, um
konkurrenzfähig zu bleiben.

Eine der Grundlagen für die
Errichtung der Region Sønder-
jylland/Schleswig war es, eine
gemeinsame Region in ge-
samteuropäischem Kontext
wirtschaftlich zu stärken. Die
Zusammenarbeit von zwei Re-
gionen, beide geografisch fern
von Ballungszentren und Me-
tropolen, ist keine günstige
Voraussetzung, um Fachkräfte
anzuziehen. Hier gilt es, die
Stärken beider Regionen, ihrer
Menschen, ihrer Wirtschaft

und ihrer Medien  fü r  ein ge-
meinsames Wirtschaftswachs-
tum zu nutzen. 

Wirtschaft, Politik und Me-
dien sind gleichermaßen ge-
fordert. Fördern und nutzen
wir gemeinsam die Vorteile
einer geografischen Lage,
nicht am Rande eines Landes,
sondern in der Mitte zwischen
skandinavischem Lebensstil
und europäischem Denken.

Geben wir der Globalisie-
rung regionale Werte mit auf
den Weg.

Osteuropäische Länder sind
bereits Teil der EU. Industrie,
Fischerei und Handwerk in
Osteuropa entwickeln ihre
Wettbewerbsfähigkeit. Diese
Länder haben im Moment
hauptsächlich landwirtschaft-
liche Produkte anzubieten.
Der Agrarsektor in unserer
Region wird dadurch noch

bedrohter sein, als er es bereits
ist. Der Landwirtschaft wer-
den zunehmend schärfere
Umweltauflagen und Ein-
schränkungen auferlegt. Die
Möglichkeit größerer Produk-
tionsanlagen und damit zu-
sätzlicher Gewinnchancen
scheinen aufgrund des star-
ken Ostangebotes nicht gege-
ben. Nur mit dem Blick auf
traditionelle Arbeitsplätze ist
der Region nicht geholfen. Es
steht uns eine Umstellung
von der Industriegesellschaft
zur Wissensgesellschaft bevor.

Also müssen wir uns auf die
Herstellung dessen konzen-
trieren, was sich durchsetzen
wird. Hightech-Produkte, Soft-
ware mit Wissen um moderne
Produktionstechnologien
zum Beispiel auf dem Biotech-
nik- und Medizinsektor. Es
dreht sich um Wissenspro-
dukte, die auch von Nicht-
Ingenieuren produziert wer-
den können.

Die Bitten und Mads Clau-
sen Stiftung versucht dazu
beizutragen, indem wir eine
umfassenden Cluster Analyse
vornehmen lassen. Darüber
wurde bereits ausführlich im
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr berichtet.

Es ist ein sehr komplexes
Projekt zur Analyse von Kom-
petenz-Clustern und deren
Rahmenbedingungen in der
Region, das über mehrere Pha-
sen laufen wird. Mit der Struk-
turreform der dänischen Krei-
se und Ämter wird es eine
größere süddändische Region
geben. Unser Projekt soll auf-
zeigen, an welchen existieren-
den und künftigen wettbe-
werbsfähigen Kompetenz-Clu-
stern sowohl von dänischer
als auch von schleswig-hol-
steinischer Seite Interesse für
eine gemeinsame Förderung
bestehen könnte. Erste Ergeb-
nisse haben gezeigt, dass in
den Bereichen Mechatronik,

Tourismus und Service gute
Chancen bestehen, künftige
Arbeitsplätze zu plazieren.

Der Mechatronik-Bereich
liegt uns als Wirtschaftsunter-
nehmen mit dieser Fachkom-
petenz besonders am Herzen.
Im Gebiet Sønderborg verfü-
gen wir über die höchste Kon-
zentration an Ingenieuren
außerhalb Kopenhagens. Des-
halb streben wir den gemein-
samen Standort Flensburg-
Sønderborg-Aabenraa als Me-
chatronik-Hochburg an. Be-
reits jetzt existiert in diesem
Gebiet eine hervorragende
Fachkompetenz. Künftig soll
in Mechanik gebettete Com-
putertechnologie, die in vie-
len verschiedenen Geschäfts-
bereichen Anwendung findet,
hier ihren Ursprung haben.

DDiiee  ddeeuuttsscchh--ddäänniisscchhee
GGrreennzzrreeggiioonn  aallss  MMoottoorr  ffüürr

UUnntteerrnneehhmmeerrttuumm
Fachliche Voraussetzungen

für neue Technologien müs-
sen vor Ort in der Region ge-
schaffen werden, für die
Arbeitnehmer und für die Fir-
men.

Viele neue Arbeitsplätze in
Dänemark werden nicht von
den großen dänischen Unter-
nehmen geschaffen. Nicht ein-
mal, wenn wir in eine längere
Wachstumsperiode eintreten.
Globalisierung, Effizienzstei-
gerung und Wettbewerb set-
zen dem eine ganz natürliche
Begrenzung. Das bedeutet
aber nicht, dass sich größere
und etablierte Firmen der Ver-
antwortung entziehen kön-
nen. Wir müssen unseren
eigenen Platz in der globalen
Arbeitsteilung finden – durch
Wissen.

Schleswig-Holstein muss
die Grundlagen für die »Pro-
duktion« von Wissen schaf-
fen, um neue Unternehmen
für den Standort zu interessie-
ren. Es muss attraktiver wer-

Englisch als neues regionales Produkt
Die Musterregion im Lichte der Globalisierung / Von Jørgen M. Clausen, Vorstandsvorsitzender Danfoss A/S

Vier Schülerinnen des Alten Gymnasiums in Flensburg überreichen Jørgen Mads Clausen  ihr »Junior«-
Projekt beim europäischen Wettbewerb »Young Enterprise – Junior Achievement« in Odense.
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den, sich in Schleswig-Hol-
stein selbstständig zu machen.
Es gilt, bestimmte Einstellun-
gen zu fördern – Unterneh-
mergeist zu schaffen, damit
eine Existenzgründung etwas
Positives hat. Unternehmen
muss jetzt der Boden bereitet
und sie müssen gepflegt wer-
den, damit sie wachsen und
groß werden können. Heute
muss gesät werden, damit in
etwa 25 Jahren geerntet wer-
den kann. Dies gilt ebenso in
Dänemark.

Es ist eine zunehmend
belegte Tatsache, dass die klei-
nen und mittelständischen
Unternehmen die meisten
neuen Arbeitsplätze schaffen.
Zugleich ist es jedoch leider
Fakt, dass es in Dänemark und
der Grenzregion nicht genü-
gend erfolgreiche Neugrün-
dungen gibt. Unter diesen bei-
den Gegebenheiten lassen
sich künftige neue Einnahme-
quellen für Dänemark, die
Grenzregion und deren Be-
wohner nur schwer ausma-
chen, wenn sich nicht minde-
stens eine der Voraussetzun-
gen ändert.

Eine festgefügte globale
Wirtschaftsstruktur zu verän-
dern, erscheint wenig realis-
tisch. Deshalb gibt es keinen
Zweifel daran, dass man sich
künftig auf die Gründung
neuer, lebenstüchtiger und
langfristig erfolgreicher Un-
ternehmen konzentrieren
muss.

Weitaus niedrigere Etablie-
rungs- und laufende Kosten
für ein Unternehmen in unse-
rer Region machen Verkaufs-
preise für Serviceleistungen
»made in Sønderjylland-
Schleswig« wettbewerbsfähig.
Call Centers mit englischspra-
chigem Personal, Programmie-
rer oder kreative Berufe, um
nur einige zu nennen, können
heute international über das
Internet agieren. Für große
Unternehmen in Metropolen
wie z.B. Hamburg und Kopen-
hagen durchaus ein finanziel-

ler Anreiz, so auf Dienstleis-
tungen aus unserer Region zu
bauen. 

Die vorhandenen, großen
Unternehmen müssen hierbei
eine weitaus aktivere Rolle
spielen. In nahezu allen Be-
trieben gibt es »Primus Moto-
ren« und kompetente Men-
schen, die den Wunsch hegen,
sich neuen Herausforderun-
gen zu stellen. Diese Men-
schen benötigen nur einen
kleinen und wohlgemeinten
Anstoß, um ihre eigene Firma
zu gründen. Es sind oft reife
Menschen, die wissen, was sie
wollen und seit vielen Jahren
einen Traum hegen, denen je-
doch der letzte Mut und ein
felsenfester Glaube an die
Tragfähigkeit ihrer Idee fehlt. 

Alle großen Unternehmen
haben einmal klein angefan-
gen. Zum Beispiel versuchte
mein Vater, seinen Arbeitge-
ber, den Kühlschrankbauer
Gram, davon zu überzeugen,
Thermostatventile zu produ-
zieren. Als dieser nicht mit-
zog, gründete er seine eigene
kleine Firma. Er wollte ein
Produkt fertigen, das anderen
überlegen war, und es gelang
ihm.

So können die heutigen Pro-
bleme, etwa die Firmen- und
Arbeitsplatzverlagerung, zum
Guten gewendet und als posi-
tive Herausforderung gesehen
werden, wenn wir uns der
Entwicklung anpassen. Le-
benslanges Lernen, Forschung
und Existenzgründungen
müssen vorangetrieben wer-
den.

DDeerr  IInnttrraapprreenneeuurr
Wir benötigen in der Region

mehr Firmengründer, weil sie
Arbeitsplätze schaffen und
neue Produkte entwickeln.
Wenn wir aber einen Turboef-
fekt in Gang setzen wollen,
dürfen wir nicht nur auf Exi-
stenzgründer außerhalb unse-
rer Unternehmen setzen. Wir
müssen alles unterstützen,
was das Potenzial besitzt,
schnell zu wachsen. Dann

müssen wir auf  Intrapreneure
setzen, so habe ich sie mal
genannt, weil sie aus einem
existierenden Unternehmen
herauswachsen.

Ein Intrapreneur ist ein
Mensch mit dem Drang, ein
neues Produkt oder einen neu-
en Geschäftsbereich zu initiie-
ren – entweder innerhalb des
Unternehmens oder außer-
halb.

Er ist die Teamarbeit ge-
wohnt, die in allen großen
Firmen dazu beiträgt Resulta-
te zu schaffen.

Ein Anstoß muss jedoch mit
Unterstützung verbunden
sein. Insbesondere bei der For-
mulierung und Vorbereitung
eines Geschäftsplans. Analy-
sen haben gezeigt, dass gerade
der Geschäftsplan für viele
Existenzgründer die Achilles-
ferse ist. Deshalb sollten Eta-
blierte die notwendige Bera-
tungshilfe für diejenigen lei-
sten, die aus den eigenen Rei-
hen außerhalb des Unterneh-
mens ihr Glück versuchen
wollen.

Es sind die Großen, die
durch ihre Arbeit in der globa-
len Wirklichkeit den Finger
am Puls haben. Dadurch wis-
sen sie besser als andere, was
die Märkte benötigen, welche
Nachfrage besteht, und wo die
Basis für die Gründung eines
neuen Unternehmens gege-
ben sein könnte. Die Kunden
sind oft die beste Quelle für
Inspiration.

Häufig kann der »große Bru-
der« dieses Wissen nicht
selbst nutzen. Vielleicht ist die
Idee zu weit vom eigenen
Kerngeschäft entfernt. Viel-
leicht ist das Unternehmen
nicht daran interessiert, das
Potenzial selbst zu nutzen,
weil es nicht ins eigene Kon-
zept passt, oder weil die Kom-
petenzen fehlen. Vielleicht
sind auch die Möglichkeiten
nicht groß genug für eigene
Ambitionen. Dessen ungeach-
tet kann die Idee trotzdem ein
neues Unternehmen tragen.

Vielleicht werden daraus nur
zehn Arbeitsplätze. Die wirt-
schaftlichen Perspektiven für
die Gesellschaft sind bei 100
oder 200 Gründungen dieser
Art  jedoch enorm.

Dies kann nur im Interesse
der bereits etablierten, großen
Unternehmen sein, weil ein
dynamisches Wirtschaftsum-
feld im eigenen Einzugsgebiet
motiviert. Zugleich stellt es
sicher, dass immer neue Ent-
wicklungsmöglichkeiten, Ge-
schäftspartner und Anzie-
hungskraft für Talente und
Kompetenzen geboten wer-
den. Besonders in Jütland und
auf Fünen sind wir daran
interessiert, mehr wirtschaftli-
che Möglichkeiten in unserer
Gegend zu schaffen, um für
Menschen mit Potenzial und
ihren Ehepartnern attraktiv
zu werden.

Unternehmen müssen sich
der Realität anpassen und
dazu beitragen, so neue und
andersartige Arbeitsplätze zu
schaffen – als treibende Kraft!
Langfristig zum eigenen Nut-
zen, zum Nutzen der Gesell-
schaft und der vielen Men-
schen in der Region, die sich
heute darüber Gedanken
machen, wovon sie in Zukunft
leben.

JJuunnggee  EExxiisstteennzzggrrüünnddeerr
Wir müssen auch auf die

Jugend setzen, indem wir eine
neue Existenzgründer-Genera-
tion ausbilden.

Eine Initiative der däni-
schen Regierung wurde gera-
de im Raum Kolding umge-
setzt.

Die Akademie für Existenz-
gründung, IDEA (Internatio-
nal Danish Entrepreneurship
Academy), wird neben ihrem
Hauptsitz in Kolding auch re-
gionale Abteilungen auf Fü-
nen und in Jütland einrichten.
Allein in Kolding entstehen
dadurch zirka 20 neue akade-
mische Arbeitsplätze.

Die Akademie soll eine Kul-
tur der Selbstständigkeit bei
dänischen Studenten schaf-

fen, eine Weiterbildung für
Existenzgründer aufbauen
sowie die dänische Forschung
auf diesem Gebiet stärken und
koordinieren.

Die neue Akademie wird in
einem internationalen Netz-
werk verankert, das Forscher,
Dozenten, Berater, Investoren
und  »Wirtschaftsführer« an
einen Tisch bringt, um mehr
kompetente Anfänger mit
einem Wissen auszustatten,
das in einer Hochschulausbil-
dung wurzelt. Wir brauchen
unbedingt eine Initiative, die
uns auf dem Gebiet der Exi-
stenzgründungen auf ein hö-
heres Niveau bringt. Die IDEA
ist seit dem 1. März aktions-
fähig, und ich freue mich dar-
über, dass ich deren Aufsichts-
ratsvorsitz übernehmen durf-
te. 

Eine weitere Initiative setzt
darauf, Jugendlichen Entre-
preneurship beizubringen. An
Handelsschulen und techni-
schen Schulen werden Ju-
gendliche von trainierten Leh-
rern an das Unternehmertum
herangeführt. In Projekten
gründen sie eine Firma, lernen
sie zu managen und ein Pro-
dukt zu entwickeln und zu
vermarkten. Das jeweilige Pro-
dukt wird jährlich auf eine
Veranstaltung vorgestellt und
das beste Unternehmen mit
dem zukunftsträchtigsten Pro-
dukt gekürt. In Dänemark
nehmen jährlich etwa 5.000
Schüler an diesen Projekten
teil, im gesamten Bundesge-
biet sind es etwa 10.000 und
auf europäischer Ebene 1,4
Millionen. Der Sieger des je-
weiligen Landes nimmt da-
nach am europäischen Wett-
bewerb teil. So lernen Jugend-
liche bereits früh internatio-
nale Konkurrenz als Heraus-
forderung zu betrachten und
ihr Produkt ohne Angst in der
Wirtschaftssprache Englisch
an den Markt zu bringen. 

Der Verein »Young Enterpri-
se« unterstützt diese Initiati-
ven in der Praxis durch Kurse

und verbesserte Rahmenbe-
dingungen, damit weitaus
mehr Neulinge überleben und
Wachstumsunternehmen
gründen. Das deutsche Pen-
dant zu »Young Enterprise«
heisst »Junior«, im Internet zu
finden unter: http://www.juni-
orprojekt.de . Wir versuchen
derzeit eine Zusammenarbeit
zwischen dem Verein in Søn-
derjylland und dem in Schles-
wig-Holstein zu initieren. Als
europäischer Vorsitzender
von »Young Enterprise« setze
ich mich aktiv dafür ein, dass
das Jungunternehmertum an-
zukurbeln. 

Gerade unsere Jugend ist
mit wachsender globaler
Informationsflut einem Wis-
sensangebot ausgesetzt, dem
wir regionalen Inhalt zufügen
müssen.

Die elektronische Interna-
tionalisierung, Globalisierung
und Vernetzung müssen wir
als Herausforderung begrei-
fen, nicht als Gefahr. Nur
dann können wir wettbe-
werbsfähig bleiben. Und wir
müssen uns sprachlich der
kollektiven interaktiven Platt-
form Internet anpassen. 

MMiinnddeerrhheeiitteenn  aallss  KKoommppee--
tteennzzzzeennttrruumm  ffüürr  »»RReeggiioonnss--

sspprraacchhee  EEnngglliisscchh««
Sønderjysk, Plattdeutsch,

Friesisch, Dänisch und
Deutsch sind als Ausdruck in-
dividueller Zugehörigkeit und
regionaler Eigenart unver-
kennbar und wichtig. In der
globalen Kommunikation
können wir uns diesen Luxus
auch regional nicht leisten,
wenn wir internationalen
Wettbewerb bestehen wollen.

Immer weniger Dänen ler-
nen Deutsch, den meisten
Deutschen fällt das Erlernen
der dänischen Sprache sehr
schwer. Auf dänischer Seite
herrscht Verständnis dafür,
dass Deutsche nicht dänisch
sprechen. Es ist aber keine
Selbstverständlichkeit, dass
wir der deutschen Sprache
mächtig sind.

Selbst die interskandinavi-
sche Verständigung, wo Nor-
weger, Schweden und Dänen
die Sprache des anderen bis zu
90 Prozent verstehen, weicht
auf die Verhandlungssprache
Englisch aus, um Missver-
ständnisse auszuräumen. Es
ist für alle komfortabler, wenn
man auf eine gemeinsame
Fremdsprache ausweichen
kann.

Englisch muss auch in unse-
rer Region als sprachliche Vor-
aussetzung für gemeinsames
Handeln akzeptiert werden. 

Die Minderheiten haben in
den letzten 50 Jahren ihre Rol-
le hervorragend gemeistert.

Nicht zuletzt durch pragma-
tische Kooperation haben sie
den Weg des Vordenkens und
und Vorhandelns gewiesen.

Die sprachliche Kompetenz
der Minderheiten ist unum-
stritten. Die Erfahrung der
Minderheiten, Sprache und
Kultur zu vermitteln, ebenso.
Warum nicht Englisch als
»neues Produkt Regionsspra-
che« hinzufügen und damit
»neue Kunden« gewinnen?
Oder vielleicht sogar als
Unterrichtssprache einfüh-
ren? In einer Welt, die zuneh-
mend zusammenwächst,
könnte so die kulturelle Viel-
falt der Region auf eine
gemeinsame sprachliche Platt-
form gestellt werden. 

Warum hier nicht für die
Minderheiten im Grenzgebiet
eine neue Aufgabe und Kom-
petenz entstehen lassen?
Sozusagen Produktentwick-
lung durch einen umgekehr-
ten und innovativen Blick-
winkel – grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit auf Eng-
lisch zwischen Mehrheiten
und Minderheiten.

Denn es gilt bei Allem, was
wir in dieser Region tun: Wir
können nur wettbewerbsfähig
bleiben, wenn unsere Produk-
te anders und innovativ sind.
Innovation ist das, wovon wir
in Zukunft leben müssen.
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Ob in Bülderup-Bau, Tokio oder Milwaukee
Gedenktage oder vom Lob der Vielfalt /  Gedanken von Konzernchef Hans Michael Jebsen, Hongkong

Hongkong

2005 ist wieder ein Jahr der
Gedenktage: Sechzig Jahre
Ende des Zweiten Weltkriegs,
sechzig Jahre Befreiung von
Auschwitz sowie nun auch
das Fünfzigjährige der Bonn-
Kopenhagener Erklärungen,
der Grundlage des heute
gemeinhin und mit Recht als
mustergültig empfundenen
nationalen Miteinanders im
deutsch-dänischen Grenzland.

Diese Gedenktage feiert
einstweilen in der Mehrheit
bereits die Enkelgeneration
derer, die zu jenen denkwürdi-
gen Ereignissen beigetragen
oder sie zumindest als Zeitzeu-
gen erlebt haben.

Was ist nun die Bilanz nach
fünfzig bzw. sechzig Jahren,
die unsere Generation ziehen
kann? Ist die Welt friedlicher
geworden? Nie wieder Krieg?
Kaum. Gegenwärtig herrschen
global mehr blutige Konflikte
denn je, und dies keineswegs
nur im Mittleren Osten. Hier-
bei liegt die Wurzel sehr häu-
fig in der Missachtung und
Verletzung von Minderheits-
rechten, ethnischen, ideologi-
schen sowie religiösen. 

Das deutsch-dänische
Grenzland nimmt sich vor
diesem Hintergrund ver-
gleichsweise idyllisch aus.

Revisionismus und Grenz-
kampf gehören einer fernen
Vergangenheit an.

Vielmehr muten unsere
Minderheiten im Grenzland
heute zuweilen wie gepäppel-
te Stiefkinder ihrer Herbergs-
staaten an, um deren Gunst, so
weit  politisch opportun, hef-
tig gebuhlt wird. Vorsicht ist
daher geboten vor all zu viel
feierlicher Rhetorik, die ein
Bild entwickelt, das mehr
Chimäre als Wirklichkeit ist.

Was mir in meiner nord-
schleswigschen Schulzeit
Anfang der siebziger Jahre auf-
fiel, war die damals nur sehr
marginale Beschäftigung mit
den geschichtlichen Grundla-
gen der  Minderheiten im
Grenzland. Zu einer bewus-
sten und – gelebten – Identität
gehört aber nicht nur Gegen-
wart: »Wer hoch wachsen
will, muss tief wurzeln«.

Auch mag man sich fragen:

Sind Minderheiten überhaupt
noch zeitgemäß? 

All jene, die im Grenzland
leben, gelebt haben oder aus
ihm stammen, wissen um des-
sen besondere Gemengelage,
das Gemisch aus Insulaner-
tum, staatlich gefördertem
Brückenschlag, wohlgemein-
ter altfränkischer Folklore
sowie schwindender Volks-
tums- und Bekenntnisbegei-
sterung; sie wissen aber auch
von den zahlreichen positiven
Elementen kultureller Viel-
falt, der Vielschichtigkeit und
Buntheit des Grenzlands, die
nicht nur auf Einheimische so
anziehend wirkt.

Dennoch besteht kein
Grund zur Selbstzufrieden-
heit, wie sie gelegentlich im
Anzug anmutiger Festreden
durchscheinen mag: Das

Marginalisierung. Eine Min-
derheit, die sich aus der Exklu-
sivität definiert, hat wenig
Zukunft, zumal wenn sie sich
nur sehr unwesentlich von
der sie umgebenden Mehrheit
unterscheidet. 

Also ist Inklusivität gefor-
dert. Dazu gehört neben der
ernsthaften Beschäftigung mit
beiden Kulturen auch eine
echte Mehrsprachigkeit. Das
bedeutet schlichtweg mehr
Arbeit. Ein Sich-Beschränken
auf den engen Raum des
Regionalismus führt in die
Sackgasse und hat mit dem
vielbeschworenen minder-
heitlichen Brückenschlag zwi-
schen den Kulturen in Wahr-
heit wenig zu tun. Es gilt
zusätzliche Dimensionen in
Sprache, kulturelle Vielfalt
und ein überregionales

hen von gelegentlichem rhe-
torischen Mummenschanz –
außer einer gleichermaßen
zählebigen wie verständli-
chen Reserviertheit gegen
eine allzu massive Überfrem-
dung – im Wesentlichen – der
Vergangenheit angehören. 

Was die Lebensfähigkeit
und raison d’etre nationaler
Minderheiten ausmacht, ist
deren Fähigkeit, ihre Identität
zu leben. Sei es in Familie,
Schule oder Kirche. Nicht
durch Subventionsrechtferti-
gungsmaßnahmen im abge-
kapselten Kreis der Getreuen,
sondern im offenen Dialog
und pluralitätsbejahendem
Wetteifer im täglichen Mitein-
ander in der Umwelt und der
Kultur, in die die jeweilige
Minderheit hineingestellt ist
und deren Bestandteil sie bil-

von Abkapselung oder Assi-
milation zu finden, ist indes-
sen für die Minderheiten
nicht immer einfach. Ange-
sichts des europäischen Inte-
grationsprozesses, der von den
Gründervätern der Idee Euro-
pas als Antwort auf die kata-
strophalen Irrwege, die zur
größten geschichtlichen Kata-
strophe des letzten Jahrhun-
derts, dem Zweiten Weltkrieg
geführt haben, können Min-
derheiten nur wirklich dann
eine ernstzunehmende und
konstruktive Rolle spielen,
wenn sie diesen Integrations-
prozess nicht nur unterstüt-
zen, sondern ihn als Repräsen-
tanten europäischer Vielfalt
vorleben. Die Erreichung die-
ses Ziels fällt indessen nicht in
den Schoß, sie muss täglich
neu, im kleinen und großen,
gewollt und praktiziert wer-
den. 

Ganz gleich in welchen Tei-
len Europas oder der Welt,
sind es bezeichnenderweise
sehr häufig jene Regionen, in
denen sich mehrere Kulturen
begegnen und in einem positi-
ven Wettstreit miteinander
leben, die die größte Innovati-
ons- und Leistungsfähigkeit
an den Tag legen. 

Bei seiner Abschiedsveran-
staltung als Bürgermeister
von New York antwortete Giu-
liani auf die Frage, was New
York seine Einmaligkeit und
Strahlkraft als heimliche
Welthauptstadt verleihe, dass
es die kulturelle Vielfalt einge-
bettet in einem gemeinsamen
Wertekonsensus sei, die New
York diese Rolle erst ermög-
licht hätte.

Ob New York, Straßburg
oder Hongkong, nicht die
Gleichförmigkeit macht diese
Plätze zu den Angelpunkten
und Motoren ihres geografi-
schen Umfeldes, sondern ihre
Vielfalt. So ist es auch mit
dem Grenzland. Dessen soll-

ten wir uns auch im deutsch-
dänischen Grenzland hüben
wie drüben bewusst bleiben.

Statt Anpassung und Nivel-
lierung eifere da getreu Nat-
hans des Weisen - »Nicht mit-
zuhassen, mitzulieben bin ich
da.« – ein jeder nach seiner
Facon und seinen Fähigkeiten
der Lösung dieser monumen-
talen Herausforderungen
nach. Ganz so wie es uns
damals als »2-G-lern« von
Volker Lindemann nahegelegt
wurde. 

Im übrigen sind es heute
ganz andere Herausforderun-
gen als vor fünfzig Jahren, die
uns beschäftigen müssen: Kli-
maveränderung, Ressourcen-
verknappung sowie Globali-
sierung, überregionale Inte-
gration Europas und die
Begegnung mit dem Islam
sind an die Stelle von Hege-
monialansprüchen und natio-
nalen Eitelkeiten getreten.

Wenn die Jubelfeiern anläss-
lich des Gedenktages der fünf-
zigsten Wiederkehr der Bonn-
Kopenhagener Erklärungen,
die sich ja im Prinzip mit
einem abgeschlossenen Teil
der Weltgeschichte befassen,
auch auf diese Aspekte unse-
rer gegenwärtigen Herausfor-
derungen ausstrahlen und
anregend wirken, an Offen-
heit und differenzierte Reflek-
tion sowie Mut zur zuweilen
gebotenen Gelassenheit und
Selbstinfragestellung appellie-
ren,  dann haben sie eine Mis-
sion erfüllt, die über die obli-
gatorische Rückschau mit Fei-
ergesicht hinausgeht.

Die Zustimmung der Grün-
derväter der Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen, den Geist
dieser Verträge zum Grund-
stein einer weiteren gegen-
wartsrelevanten und zukunfts-
tauglichen Betrachtungsweise
zu machen, denke ich, wären
den heutigen Akteuren sicher.

Hans Michael Jebsen, geboren 1956, hat das Abitur am Deutschen Gymnasium für Nordschleswig bestanden und ist für seine enge Verbunden-
heit zur nordschleswigschen Heimat und zur deutschen Minderheit bekannt und geschätzt.

De sønderjyske købstæder glæder
sig over festligholdelsen af
50 års dagen for
København-Bonn erklæringerne
og ser frem til fortsatte frugtbare
dansk-tyske relationer i grænse-
landet.

Venlig hilsen

Købstædernes hilsen
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sterung; sie wissen aber auch
von den zahlreichen positiven
Elementen kultureller Viel-
falt, der Vielschichtigkeit und
Buntheit des Grenzlands, die
nicht nur auf Einheimische so
anziehend wirkt.

Dennoch besteht kein
Grund zur Selbstzufrieden-
heit, wie sie gelegentlich im
Anzug anmutiger Festreden
durchscheinen mag: Das
deutsch-dänische Grenzland
mit den Brandherden etwa des
Balkans zu vergleichen, wäre
ohnehin reichlich weit herge-
holt: Schließlich haben wir es
in unseren Grenzbreiten ganz
überwiegend mit Menschen
des gleichen kulturellen, eth-
nischen und religiösen Hin-
tergrunds sowie einer durch-
aus verwandten Gemütsdispo-
sition, kurzum des gleichen
Strickmusters, zu tun. Hierzu
gehört unter anderem die
Fähigkeit, sich je nach Zeit-
geist und Strömung – zuwei-
len chamäleonartig – neuen
Realitäten anzupassen. 

Im wirtschaftlichen Zusam-
menhang bedeutet Stillstand
Rückschritt. Für die Minder-
heiten auf beiden Seiten der
Grenze führt Stillstand zur

p g
bedeutet schlichtweg mehr
Arbeit. Ein Sich-Beschränken
auf den engen Raum des
Regionalismus führt in die
Sackgasse und hat mit dem
vielbeschworenen minder-
heitlichen Brückenschlag zwi-
schen den Kulturen in Wahr-
heit wenig zu tun. Es gilt
zusätzliche Dimensionen in
Sprache, kulturelle Vielfalt
und ein überregionales
Bewußtsein in den Mehrheits-
kontext einzubringen. Das
Goethesche Zitat von »Dass
ich eins  und doppelt bin« hat
hier in diesem Zusammen-
hang durchaus einen Platz
verdient. 

Eben diese Vielfalt ist es
sowie die Bereitschaft zur
Offenheit und die Fähigkeit zu
einer differenzierten Sicht der
Dinge, durchaus auch einer
gewissen wohlwollenden
Gelassenheit, die das Rüstzeug
zum Brückenschlag mit auf
den Weg geben.  Brücken
ruhen bekanntlich auf zwei
Pfeilern.

Wie belastbar das Verhält-
nis zwischen den Lagern wirk-
lich ist, zeigen in der Regel
erst Bewährungsproben, die –
so sollte man meinen, abgese-

g
zu leben. Sei es in Familie,
Schule oder Kirche. Nicht
durch Subventionsrechtferti-
gungsmaßnahmen im abge-
kapselten Kreis der Getreuen,
sondern im offenen Dialog
und pluralitätsbejahendem
Wetteifer im täglichen Mitein-
ander in der Umwelt und der
Kultur, in die die jeweilige
Minderheit hineingestellt ist
und deren Bestandteil sie bil-
det. Ob in Büderup-Bau, Tokyo
oder Milwaukee. 

»Mein Feld ist die Welt« war
das Motto des aus Horsens
stammenden Gründers der
Hapag Lloyd – und Kaiser-
freundes – Albert Ballin. Er
hätte auch aus Nordschleswig
stammen können, so wie Emil
Nolde oder Ernst Reuter.

»Die Lust am anderen«
sowie ehrliches Interesse an
einem substanziellen Mitein-
ander sind die Voraussetzun-
gen für gegenseitige Anre-
gung und geistige Bereiche-
rung. Schließlich ist es diese
kulturelle Vielfalt, diese krea-
tive Gärmasse, die den Reiz
und den Reichtum unserer
europäischen Kultur aus-
macht.

Einen eigenen Weg jenseits

50 års dagen for
København-Bonn erklæringerne
og ser frem til fortsatte frugtbare
dansk-tyske relationer i grænse-
landet.

Venlig hilsen

HADERSLEV
KOMMUNE

AABENRAA
KOMMUNE

TØNDER
KOMMUNE

SØNDERBORG
KOMMUNE

Carl Teichert (74), im
Ruhestand, Rothenkrug:

Zwischen den Dänen
und den Deutschen gibt es
gar nicht so große Ge-
gensätze. Die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen hat-
ten auf mich keinen gro-
ßen Einfluss. Wir haben so
richtig nichts davon
gemerkt. Im täglichen
Leben ist es, glaube ich,
eingeschlafen. So richtig
merken tun wir nichts.
Sicherlich sind diese
Erklärungen wichtig gewe-
sen für unser Leben und
den Frieden, aber bewusst
habe ich es nicht im Kopf.
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»Ich kann ohne Begrenzung deutsche
Minderheit sein«

Stephan Kleinschmidt (28), Präsident der Jugend Europäischer Volksgruppen

Apenrade/Aabenraa

(can) »Die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen sind im-
mer der Grundsatz dafür ge-
wesen, dass die deutsche Min-
derheit so agieren konnte, wie
es auch heute der Fall ist –
befreit und selbstbewusst«, so
Stephan Kleinschmidt, Apen-
rade, Präsident der Jugend
Europäischer Volksgruppen
(JEV). Auch ihm persönlich
hätten die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen ermög-
licht, sich selbstbewusst in der
Arbeit der deutschen Minder-
heit zu engagieren, allerdings
habe er dafür nicht kämpfen
müssen, wie die Generationen
vor ihm: »Ich bin in einer Zeit
groß geworden, wo ich einfa-
cher in der sprachlichen und
kulturellen Vielfalt leben
kann. Natürlich ist mir dies
durch die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen ermög-
licht, denn sie haben eine Si-
tuation im deutsch-dänischen
Grenzland geschaffen, die der
deutschen Minderheit Selbst-
bewusstsein gegeben hat«,
erklärt der 28-Jährige, der mit
dieser Gegebenheit groß ge-
worden sei und es als etwas
ganz Natürliches empfinde.
»Die Zeit davor habe ich nicht
erlebt, aber die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen bieten
mir die Möglichkeit so zu
leben, wie ich möchte, das
heißt in der deutschen Min-
derheit in Dänemark, mit
zwei Sprachen, zwei Kulturen
und einer regionalen Identität.
Ich kann also ohne Begren-
zung deutsche Minderheit
sein und mich ganz selbstver-
ständlich in die deutsche Ver-
einsarbeit einbinden«, freut
sich der JEV-Präsident, und er
hoffe, dass auch in Zukunft
durch die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen die Rechte
der deutschen Minderheit
gesichert seien, und dass der
Tenor der Erklärungen – Ver-
ständnis und Respekt zwi-
schen Mehrheits- und Minder-
heitenbevölkerung, Zusam-
menarbeit auch in Bezug auf
die Strukturreform und der
grenzüberschreitenden Akti-
vitäten, Selbstbewusstsein der
deutschen Volksgruppe in
Bezug auf ihre regionale Posi-
tionierung sowie auf europäi-
scher Ebene – auch künftig

Deutsch sprechen, ohne
diskriminiert zu werden

Jesper Jessen (26), Wahlausschussmitglied der Schleswigschen Partei

Apenrade/Aabenraa

(can) »Das Erste, was mir
zum Begriff Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen einfällt, ist
das Entstehungsjahr 1955 und
damit einhergehend natürlich
als Zweites die durch die
Erklärungen garantierten
Rechte für die Minderheiten
im deutsch-dänischen Grenz-
land«, erklärt Jesper Jessen aus
Tondern, Wahlausschussmit-
glied der Schleswigschen Par-
tei. »Mir persönlich bedeuten
die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen eine ganze Menge,
denn sie geben mir die Frei-

heit, mich der deutschen Min-
derheit anzuschließen und die
deutsche Sprache zu sprechen,
ohne dass ich dadurch recht-
lich gesehen ein schlechterer
Mensch bin«, betont der 26-
Jährige. Für eine Person, die
sich in der deutschen Minder-
heit aktiv engagiert, sei das
das Alpha und Omega, dass
ihr diese Rechte zugesichert
sind ebenso wie jedem ande-
ren Mitglied der deutschen
Minderheit auch. Gegen das
Argument, dass ihm eine Rei-
he dieser Rechte ohnehin
schon als dänischer Staatsbür-
ger durch das dänische Grund-

gesetz eingeräumt würden, er-
klärt Jesper Jessen, dass es für
eine Minderheit wichtig sei,
dass auf die ihr zugesproche-
nen Rechte gesondert auf-
merksam gemacht wird.
»Somit können wir uns in
Zweifelsfällen immer direkt
darauf berufen, was wir auch
tun sollten, damit sie nicht in
Vergessenheit geraten.«

Für die Zukunft erwarte er,
dass die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen auch weiterhin
der deutschen Minderheit für
ihre weitere Existenz die nöti-
ge Absicherung geben werden
und die Bedingungen weiter
verbessert werden können.
Zum Beispiel im Rundfunkbe-
reich, indem bessere Abspra-
chen für deutschsprachige
Radiosendungen im Interesse
der deutschen Minderheit
getroffen werden können. »Es
wird immer schwieriger für
die deutsche Minderheit, die
ja auch nicht größer wird, sich
in der Öffentlichkeit Geltung
zu verschaffen, und es kom-
men in Zukunft neue Heraus-
forderungen auf uns zu. In
diesem Zusammenhang ist es
gut, die Bonn-Kopenhagner
Erklärungen als Rückenstütze
zu haben«, so Jesper Jessen
weiter, denn zwar denke er im
Täglichen wenig über die
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen nach, aber indirekt
würden sie sein Leben bestim-
men: »Ich kann deutsche Ver-
eine besuchen, die deutsche
Sprache sprechen, als
Angehöriger der deutschen
Minderheit genieße ich unter
anderem auch das Versamm-
lungsrecht, ich kann in der
Partei der Volksgruppe aktiv
sein. Alles ohne dafür verfolgt
oder diskriminiert zu wer-
den«, erklärt der Jungpoliti-
ker, was ihm sehr viel bedeu-
te, denn all diese Dinge wür-
den seine Identität ausmachen
bzw. würden ihm ermögli-
chen, seine Identität auszule-
ben. »Das tue ich auch im
Deutschen Ruderverein Hoyer
bei unseren Gemein-
schaftsabenden und unseren
Festen, bei denen wir deutsche
Lieder singen und auch sonst
die deutsche Sprache und Kul-
tur pflegen«, nennt Jesper Jes-
sen, der Vorsitzender des
Rudervereins ist, ein Beispiel.

»Wir denken zu wenig darüber nach,
wie gut es uns eigentlich geht«

Lisbet Molt Ipsen (21), Mitglied im JEV-Ausschuss von »Sydslesvigs danske Ungdomsforeninger«
Apenrade/Århus

(can) »Erst wenn ich mich
auf den Weg mache und ande-
re Minderheiten in Europa
besuche, merke ich, dass ich
als Mitglied der dänischen
Minderheit in Südschleswig
sehr privilegiert bin. Nur im
Alltag denke ich nicht viel
darüber nach«, schildert Lis-
bet Molt Ipsen,
Flensburg/Århus, Mitglied in
»Sydslesvigs danske Ung-
domsforeninger« (SdU) und
Delegierte bei Veranstaltun-
gen der Jugend Europäischer
Volksgruppen, was ihr als
Erstes zum Thema Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
einfällt. Jugendliche anderer
Minderheiten, zum Beispiel
der slowenischen Minderheit
in Italien, seien sich ihrer
Minderheitenzugehörigkeit
viel bewusster. Sie wüssten

ganz genau, weshalb sie Mit-
glied einer Minderheit sind,
und es bedeute ihnen sehr
viel. Sie selbst und viele ande-
re junge Südschleswiger wür-
den eher weniger darüber
nachdenken. »Ich würde es
gut finden, wenn man sich
öfter mit dieser Frage ausein-
andersetzt und darüber nach-
denkt, was es einem persön-
lich bedeutet oder auch nicht
bedeutet, Mitglied einer Min-
derheit zu sein«, so Lisbet.

»In dem Augenblick, wo ich
andere Minderheiten besuche,
wird es mir wieder bewusst,
und ich denke darüber nach,
wie privilegiert wir eigentlich
als dänische Minderheit in
Südschleswig sind. Wir kön-
nen zum Beispiel dänische
Schulen, Vereine und Kirchen
besuchen. Es ist für uns nur so
normal geworden, dass wir die
vielen Vorzüge genießen kön-

nen, die uns unter anderem
durch die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen gegeben
sind, und dass wir mit der
Mehrheitsbevölkerung fried-
lich und ohne Probleme
zusammen leben können. Das
würde ich auch anderen Min-
derheiten wünschen«, so die
junge Südschleswigerin, die
sich aber auch darüber im Kla-
ren sei, dass das Modell Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
und das viel gelobte deutsch-
dänische Grenzregionmodell
nicht ohne weiteres auf ande-
re Minderheiten zu übertra-
gen sei. »Aber von der Idee der
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen könnten sich andere
Länder und ihre Minderheiten
inspirieren lassen«, sieht es
die 21-Jährige, die in Århus
studiert und immer wieder in
die Situation kommt, anderen
erklären zu müssen, was es

heißt, einer nationalen Min-
derheit anzugehören.

»Jemandem, der nicht selber
einer Minderheit angehört, ist
dies schwer zu erklären, und
manchmal habe ich auch gar
keine Lust«, lacht Lisbet.
Wenn sie dennoch den Ver-
such mache und erkläre, dass
das Vorhandensein nationaler
Minderheiten historisch be-
dingt und die deutsch-däni-
sche Grenze durch Kriege ver-
schoben worden sei, werde sie
oft mit der Aussage konfron-
tiert: »Wenn die Grenze ver-
schoben wird, kann man doch
einfach auf die andere Seite
ziehen!« Aber so einfach sei
das ja nicht. »Das verstehen
die Leute nur nicht immer.«

Mehr Aufklärungsarbeit
leisten

Fabian Gerwien (21), Vorstandsmitglied »Sydslesvigs danske Ungdomsforeninger«
Apenrade/Flensburg

(can) »Es ist etwas ganz
Natürliches, dass es zum Bei-
spiel in der Flensburger Nor-
derstraße eine dänische
Bücherei gibt oder das däni-
sche ‘Aktivitetshuset’, beides
Einrichtungen, die nicht nur
von der dänischen Minderheit
genutzt werden, sondern auch
von der Mehrheitsbevölke-
rung«, freut sich Fabian Ger-
wien als Angehöriger der
dänischen Minderheit. Und
dass es sich so verhalte, gelte
es zum 50-jährigen Jubiläum
der Bonn-Kopenhagener
Erklärungen zu feiern, ebenso
wie die Tatsache, dass es vor
50 Jahren zwischen den Län-
dern Deutschland und Däne-
mark überhaupt zu dieser
damals wie auch heute noch
so bedeutungsvollen Abspra-
che kommen konnte, und die

es seitdem jedem erlaubt, sich
zum Beispiel zur dänischen
Minderheit zu bekennen. 

»Wir von der dänischen, der
friesischen und der deutschen
Minderheit können so dasein,
wie wir wollen. Sowohl das
Zusammenleben der Minder-
heiten mit den Mehrheitsbe-
völkerungen, als auch die
Zusammenarbeit und die Ver-
bindungen unter den Minder-
heiten sind einzigartig auf der
Welt«, so der junge Südschles-
wiger, und er hoffe, dass es
auch in Zukunft so bleiben
werde. Doch die in letzter Zeit
von Seiten einiger CDU-Politi-
ker hervorgebrachten Äuße-
rungen würden bei ihm
Besorgnis hervorrufen: »Es ist
für mich sehr sehr traurig zu
sehen, wie einige CDU-Vertre-
ter mit ausfallenden Bemer-
kungen gegen den Südschles-
wigschen Wählerverband um

sich geworfen und damit so
deutlich gezeigt haben, dass
sie vom SSW und von Minder-
heiten überhaupt keine
Ahnung haben. Das ist wirk-
lich traurig, zumal es die CDU
war, die einst die Erklärungen
mit unterzeichnet hat. Als
Minderheiten müssen wir in
solchen Situationen zusam-
menhalten und einiges in
Sachen Aufklärung dafür tun,
damit sich so etwas nicht wie-
derholt«, lautet die Aufforde-
rung des 21-Jährigen, dessen
Alltag die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen in ent-
scheidender Weise beeinflusst
haben. »Ich habe die dänische
Schule besuchen und mich in
dänischen Vereinen engagie-
ren können«, beschreibt Fabi-
an Gerwien die Bedeutung der
Erklärungen für sein Leben als
Südschleswiger.

Stephan Kleinschmidt (Foto: DN)

Jesper Jessen (Foto: Katrin Hofmann)

Fabian Gerwien (Foto: Karin Riggelsen) Lisbet Molt Ipsen (Foto: Privat)

Texte
Ruth M. Candussi

eingebracht werden könne.
Er könne sich durchaus vor-

stellen, zum »Export« der
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen in andere Länder Euro-
pas beizutragen, was zum Bei-
spiel auch schon durch das
Thema der JEV 2005 der Fall
sei. »Wir haben uns in diesem
Jahr für das Thema Partizipati-
on entschieden und meinen
damit die Teilnahme der Min-
derheiten an öffentlichen Ent-
scheidungsprozessen und der
Meinungsbildung«, erklärt
der JEV-Präsident, und eben
hier dienten die Bonn-Kopen-

hagener Erklärungen als Vor-
bild, die der deutschen Min-
derheit in Nordschleswig
genau dies gewährleisten wür-
den. Bei einem Besuch bei den
Minderheiten auf dem Balkan
– den Ungarn und Kroaten in
Serbien und den Serben und
Ungarn in Kroatien – habe er
auch schon das Prinzip der
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen als Beispiel dafür, wie
man sich gegenseitig zu Min-
derheitenschutz verpflichten
kann, vorgestellt. »Ich nutze
aber nie die Bonn-Kopenha-
gener Erklärungen, um die

deutsch-dänische Grenzregion
als Modellregion für Minder-
heitenschutz zu präsentie-
ren«, betont Stephan Klein-
schmidt. Davon distanziere er
sich, weil die politischen und
soziokulturellen Rahmenbe-
dingungen von Land zu Land
unterschiedlich seien und bei
der Ausarbeitung von Er-
klärungen zum Minderheiten-
schutz berücksichtigt werden
müssten. »Dabei können die
Bonn-Kopenhagener Erklär-
ungen gut als Inspiration die-
nen.«
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Wer unser Angebot wahrnimmt,
bekennt sich zu uns

Büchereidirektor Nis-Edwin List-Petersen zur kulturellen Entwicklung

Apenrade/Aabenraa

clk. Apenrader Theaterho-
tel, Haus Adalbert in Sonder-
burg, Schweizerhalle in Ton-
dern und der Bürgerverein in
Hadersleben – bei den älteren
Mitgliedern der deutschen
Minderheit wecken diese Ort
wehmütige Erinnerungen an
viele zusammen verbrachte
Stunden und die Kultur, die
man dabei genoss. Heute
muss, wer deutsches Theater
sehen will, nach Flensburg
fahren. Und dieses Angebot
wird nachgefragt. Die Abozah-
len steigen.

Warum dies aber nicht
unbedingt eine Entwicklung
zum Schlechteren ist, erläu-
tert Büchereidirektor Nis-
Edwin List-Petersen, der über
viele Jahrzehnte die kulturelle
Entwicklung des Grenzlandes
mitverfolgt und auch mitbe-
stimmt hat.

Vor 50 Jahren hatten die
Mutterländer die klare Aufga-
be, ihre jeweilige Minderhei-
ten zu unterstützen. »Das Lan-
destheater bekam Zuschüsse
auch ausdrücklich mit der
Maßgabe, Nordschleswig mit-
zuversorgen«, erinnert sich
Nis-Edwin List-Petersen. Dem
Sønderjyllands Symfoniorke-
ster erging es ähnlich. Aller-
dings mussten in beiden Fäl-
len die Veranstalter manches
Mal erleben, dass mehr Men-

schen auf der Bühne waren als
im Saal. Denn zu einer Veran-
staltung der Minderheit ging
die Mehrheitsbevölkerung
nicht. Das waren geschlossene
Kreise. 

Auch nach Inkrafttreten der
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rungen dauerte es lange Jahre
und setzte sich es langsam
von der Funktionärsebene zur
Basis durch, dass die Minder-
heiten kein Störfaktor, son-
dern »unbezahlbare Brücken-
bauer mit hoher Sachkompe-
tenz sind«, so Nis-Edwin List-
Petersen. Aber viele Jahre ver-
mieden es deutsche Nord-
schleswiger hier im Landes-
teil, sich für Spitzenpositio-
nen zu bewerben. »Die Nicht-
Überprüfung der Gesinnung
stand zwar auf dem Papier,
aber...«

»Seitdem gibt es aber eine

sehr positive Entwicklung,
auch vorangetrieben durch
die FUEV, weil sich die Min-
derheiten dort auf europäi-
scher Ebene, auf neutralem
Boden begegneten.« 

Nach Nis-Edwin List-Peter-
sens Ansicht ist es heute nicht
böser Wille, wenn die Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
nicht beachtet werden, wie in
Norburg, als die Gesinnung
der Kindergarteneltern über-
prüft werden sollte, »sondern
Unwissenheit«. Aber die Er-
klärungen bedeuten, »dass
eine Gleichberechtigung nur
bei Sonderrechten für die
Minderheiten erreicht wird«,
erläutert der Büchereidirektor
weiter.

Wie weit vorangeschritten
das gute Zusammenleben ist,
macht er an mehreren Beispie-
len deutlich: Das deutsch-
dänische Bibliotheksforum
wurde maßgeblich von den
Minderheitenbüchereien mit
angeschoben. Und im Kon-
fliktfall, als die Sønderjyske
Landsbibliotek ihren Status
als Zentralbücherei verlor,
konnte der gemeinsame Pro-
test von deutschen und däni-
schen Büchereien diesseits
und jenseits der Grenze
wenigstens erreichen, dass die
Bibliothek eine Million Kro-
nen mehr erhielt, weil sie eine
grenzüberschreitende Aufga-
be hat. 

Die deutsche Bücherei ver-
zeichnet steigende Besucher-
zahlen von Dänen, die das
ganz spezielle Angebot nutzen
wollen.

Das gemeinsame Grenz-
landportal im Bibliothekswe-
sen bringt auch die Minder-
heitenbücherein in weiteren
Kreisen Beachtung.

Ein anderes Beispiel ist die
Nordschleswigsche Musikver-
einigung. Hier singen mittler-
weile gestandene Dänen mit,
was vor etlichen Jahren
undenkbar gewesen wäre. 

Die Fahrten über die Grenze
ins Theater zeigen vor allem,
dass die Grenze wirklich
durchlässig ist und dass Flens-
burg für Nordschleswiger
durchaus eine Oberzentrums-
funktion haben kann.

»Aber«, warnt Nis-Edwin
List-Petersen, »das Eis ist nicht
sehr dick.« Strukturreform,
eventuelle Schließungen klei-
ner dänischer Schulen,
während die deutschen Min-
derheitenschulen bestehen
bleiben, die Wahl in Schles-
wig-Holstein – die Harmonie
kann leicht wieder beein-
trächtigt werden. 

»Dennoch: Es gibt keine
Alternative zu den Bonn-
Kopenhagener Erklärungen«,
lautet sein Resümee. Und für
ihn gilt: »Wer unser Angebot
wahrnimmt, bekennt sich zu
uns.«

»Musik ist friedenstiftend«
Peter von der Osten zur Musik im Grenzland

Apenrade/Aabenraa

clk. Als Peter von der Osten
vor fast 21 Jahren von Lübeck
nach Apenrade kam, sagten  ihm
die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen noch nichts. »Ich
lernte sie aber bald kennen. Sie
sind für mich wie Ergänzungen
des Grundgesetzes, und auf das
habe ich als Lehrer meinen
Amtseid abglegt.«

Peter von der Ostens Aufgabe
als »Generalmusikdirektor im
Kleinformat«, wie er sich mit
einem Schuss Selbstironie be-
zeichnet, war es, Musik und Kul-
tur zu fördern. Vom Bund Deut-
scher Nordschleswiger, insbe-
sondere in Person von General-
sekretär Peter Iver Johannsen,
gab es keinerlei Vorgaben. »Ich
sollte selbst die Initiative ergrei-
fen. Ein Füreinander in der
Musik schaffen.«

Der Austausch zwischen deut-
schem und dänischem Gymna-
sium in Apenrade, der ist »jetzt
eine Selbstverständlichkeit, vor-
her war da höfliche Distanz«,
erinnert sich der Musikkonsu-
lent und Dirigent der Nordsch-
leswigschen Musikvereinigung.
»Ich war es gewohnt, dass in
anderen Grenzgebieten die
Deutschen  mit Holländern oder
Franzosen zusammen musizier-
ten und war erstaunt, dass das
hier nicht so selbstverständlich
der Fall war.«

Abgesehen davon, dass ihm
einmal von Minderheitenseite
vorgeworfen wurde, auf einer
Reise zu viel Dänisch gespro-
chen zu haben, hat Peter von der

Osten nie Schwierigkeiten mit
der Balance zwischen Minder-
heit und Mehrheit, Deutsch und
Dänisch gehabt. 

»Musik ist immer friedenstif-
tend«, so seine Haltung.

Rückblickend kann er aber
durchaus erkennen, dass die
Hemmschwellen gesunken
sind. Dass Deutsche und Dänen
eher aufeinander zugehen und
gemeinsam musizieren, wie
zum Beispiel der Schulchor der
Duborg Skole und das Deutsche
Gymnasium für Nordschleswig,
an dem Peter von der Osten
Musik unterrichtet.

»Heute ist alles vollkommen
durchlässig. Wer Zeit hat, geht
zu allen Veranstaltungen, denen
der Minderheit und denen der
Mehrheit. Es werden keine
Unterschiede gemacht, wohin
und zu wem man ins Konzert
geht.«

Allerdings bleiben Unter-
schiede bestehen, und das ist
Peter von der Ostens Ansicht
nach auch nur gut. Denn davon
lebt das Grenzland, das ist das
Mehr.

»Sprache bedeutet Denken,
Philosophie, Kultur. Diese Schät-
ze zeigen wir jetzt.« Pe-ter von
der Osten will zum Beispiel die
dänische Kammermusik der
deutschen gegenüberstellen.
»Ein dänisches Streichquartett
spielt mit anderem Ausdruck
und anderer Interpretation als
ein deutsches.« Das zu zeigen, ist
eine Bereicherung.

»Ich sehe keine Gefahr einer
Assimilierung, weil es durch die
sprachliche Grundlage so viele

Unterschiede und Werte gibt,
die das Mehr im Grenzland
immer bedeuten werden«, so
Peter von der Osten, der seine
Worte bewusst als die eines
Musikers verstanden haben
möchte, der immer auch inter-
national ist.

Nis-Edwin List-Petersen

Norbert Klöcker (53),
Internatsleiter am Deut-
schen Gymnasium für
Nordschleswig, Apenrade:

Die Bonn-Kopenhagen-
Erklärungen bedeuten für
mich, dass man friedlich in
einer Mehrheit zusam-
menleben kann, dass man
als Minderheit gesetzlich
akzeptiert wird. Man muss
sich also nicht schämen,
Deutscher zu sein. Ich
weiß nicht, ob das was
damit zu tun, aber ich
wundere mich, wo wir in
dieser Konstellation zu-
sammen leben, wie die
Aufenthaltsgenehmigun-
gen in den Ämtern auf
Englisch, Dänisch und
Französisch, aber nicht auf
Deutsch sind. 
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Die Grenze im Blick 
Matthias Janz, Kirchenmusikdirektor, überschreitet die Grenze(n)

Flensburg

clk. Über die Stationen Hei-
delberg und Karlsruhe kam
der gebürtige Lübecker Mat-
thias Janz vor rund 30 Jahren
als Kirchenmusikdirektor an
die St.-Marien-Kirche in Flens-
burg. «Ich kam ganz unbefan-
gen. Die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen sagten mir
nichts«, so der Musikprofes-
sor.

In den Jahrzehnten seines
musikalischen Wirkens aber
hat er die Erklärungen mit
Leben erfüllt. 

Vorurteile hat er zunächst
nicht gespürt, sondern vor al-
lem die Chance, mehr zu se-
hen und (kennenzu-) lernen,
zum Beispiel den Haderslebe-
ner Dom und die Kirche in Lü-
gumkloster. »Die Kultur hat
mich fasziniert.«

Schockiert hat ihn aber, als
er nach zwei, drei Jahren die
Bach-Tage veranstaltete und
wegen Umbauarbeiten auf die
Heiliggeistkirche ausweichen
wollte. Die Kirche war bis vor
kurzem Teil von St. Marien,

wurde aber von der dänischen
Minderheit genutzt. 

»Kurz bevor das Konzert
begann, kam der dänische Pas-
tor und sagte »das deutsche
Programm darf hier nicht ver-
teilt werden«. Draußen stan-
den die Gäste. Ich war total
geschockt«, erinnert sich der
Musiker.

Positiv überrascht wurde er
von einer älteren Deutschen,
die im Bachchor in der nach
dem Mauerfall zur Tradition
gewordenen Aufführung von
Beethovens Neunter zusam-
men mit Dänen vom Sønder-
jyllands Symfoniorkester sang
»Alle Menschen werden Brü-
der« und sich daran erinnerte,
wie sie als Flüchtlingskind
von den Dänen mit Steinen
beworfen wurde. »Und jetzt
singe ich mit den Kindern
derer, die mich damals bewar-
fen, zusammen«, sinnierte sie. 

Dieses musikalische Zusam-
menspiel von deutschem
Bachchor und dänischem Sin-
fonieorchester, dänischen Sän-
gern und deutschen Musikern
ist für Matthias Janz gelebte
Bonn-Kopenhagener Erklä-
rung.

Und wie Peter von der Osten
bei der Nordschleswigschen
Musikvereinigung stellt auch
er beim Bachchor fest, dass
gestandene Dänen mitsingen,
die sogar aus Hadersleben da-
für anreisen. Und wenn der
Bachchor zusammen mit dem
Sønderjyllands Symfoniorke-
ster auftritt, ist das Haus auch
voll. Denn das Orchester al-
lein füllt den Saal häufig
nicht, so seine Erfahrung. Hier
überschreitet die deutsche

Mehrheitsbevölkerung die
Schwelle noch nicht im
großen Umfang.

Einen ganz ungewöhnli-
chen Schritt über die Grenze
machte Matthias Janz aber
schon in den 70er Jahren, als
der damalige Geschäftsführer
des Sønderjyllands Symfonior-
kester, Jørgen Billesbølle, ihn
als Gastdirigent anwarb. Das
Orchester war zu dem Zeit-
punkt noch stramm dänisch,
wenige ausländische Musiker
spielten mit. Aber Matthias
Janz machte seine Sache so
überzeugend, dass das Orche-
ster ihn immer wieder als
Gastdirigent auswählte, Or-
chester aus Odense und Århus
zogen nach. Die grenz-
überschreitende Musik klingt
nördlich wie südlich der Gren-
ze.

Die Zusammenarbeit ist
»beglückend und anregend«.
Aber für Matthias Janz ist klar,
dass Unterschiede Unterschie-
de bleiben müssen und nicht
alles in einen Topf geworfen
werden darf. »Wir machen ein
deutsches Programm. Das Ei-
gene muss bleiben.« Und Mat-
thias Janz scheut sich auch
nicht vor dem klaren Wort,
dass »deutsche Disziplin nicht
schadet«, wenn diese denn
mit der Lockerheit der Dänen
gepaart wird, kommt Vielver-
sprechendes dabei heraus.

Ein nächstes Beispiel der
Grenzüberschreitung ist die
Einweihung der neuen Orgel
in der Kirche Hohe Kolstrup
in Apenrade. Hier ist Matthias
Janz gebeten worden mitzu-
wirken. Eine Ehre, der er ger-
ne nachkommt.

Matthias Janz

»Ein deutscher Künstler?«
Heike Jakobsens Galerie Drehpunkt für deutsch-dänische Kunst

Warnitz/Værnæs

clk. Die Frage, ob ein Kunst-
werk nun von einem deut-
schen Künstler stammt oder
doch von einem dänischen
wird Heike Jacobsen in ihrer
Galerie »Den gyldne Løve« in
Warnitz kaum noch gestellt.
Sie kann sich aber noch gut an
die Zeiten erinnern, zu denen
solche Fragen bei dänischen
Käufern und insbesondere bei
den Kunstvereinen eine Rolle
spielten. »Es gab Kunstverei-
ne, die kauften nur Werke von
dänischen Künstlern«. Mitt-
lerweile aber werden die Wer-
ke von deutschen Malern, Ke-
ramikern oder andern Kunst-
handwerkern oft ebenso nach-
gefragt wie die von Dänen.
Dafür sind Dänen wie Ken
Denning in Deutschland be-
kannt geworden. Und genau
das ist auch das Anliegen von
Heike Jacobsen, die im Früh-
jahr 1996 die erste Ausstel-
lung in ihrer malerisch gelege-
nen Galerie zeigte. Sie will
deutsche und dänische Kunst
diesseits und jenseits der
Grenze zeigen und Künstler
zusammenbringen. Das ist
dies gelungen ist, zeigen die
zahlreichen gut besuchten
Ausstellungen, die vielen
Sammler, die inzwischen dar-
auf vertrauen bei Heike Jacob-
sen »ihren Maler/ihre Male-
rin« zu finden und die Bitten
um Teilnahme an Ausstellun-
gen, die Heike Jacobsen als
Galeristin wie als Künstlerin
erreichen. Ihr Entschluss, die
Galerie zum 1. April zu
schließen, wird deshalb einen
Einschnitt und möglicherwei-

se einen Rückschritt bedeu-
ten.

Die Botschaft der Bonn-
Kopenhagener Erklärungen,
die Heike Jacobsen in ihrem
von Toleranz geprägten
Elternhaus in Eiderstedt prak-
tisch erlebte, fasst sie in den
Worten zusammen: »die Men-
schen gleichwertig behan-
deln. Mehr gibt es darüber
nicht zu reden«.

Ihr liegt die Tat mehr und
deshalb bemüht sie sich mit
ganz viel Engagement und

Herzblut – »ohne das geht es
nicht« – die Grenzen durch-
lässig zu machen. Ihre Galerie
am  Meer ist ein Sammel-
punkt für Kunst und Künstler.

In den Jahren seit 1955 ist
ihrer Beobachtung nach
durchaus ein Wandel einge-
treten. Die Menschen sind
offener für die Kunst aus dem
Nachbarland, aber die Unter-
schiede bleiben bestehen.

»Die deutschen Künstler
sind ernster, akademischer,
malen in dunkleren Farben.

Die dänischen hingegen be-
vorzugen Humor, helle Far-
ben, sind witzig und spru-
delnd«, nennt Heike Jacobsen
Unterschiede, die ihr auffal-
len.

Ihr Entschluss, sich in Pri-
vatleben zurückzuziehen,
wird von Künstlern wie vom
Publikum bedauert, weil die
Grenze wieder dichter werden
könnte, wenn keiner den Stab
übernimmt.

Am Ostersonntag ist die Galerie zum letzten Mal geöffnet.

Wir freuen uns über 50 Jahre Bonn-Kopenhagener Erklärungen
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Gewinn für Dänemark und
Deutschland

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Poul
Schlüter, wie schätzen Sie als
gebürtiger »Sønderjyde« und
als ehemaliger Staatsminister
die Bedeutung von 50 Jahren
Bonn-Kopenhagen ein?

PPoouull  SScchhllüütteerr: Es waren
glückliche Erklärungen, die
große Bedeutung und die vor
allem die Grundlage dafür
geschaffen haben, dass den
Minderheiten auf beiden Sei-
ten der Grenze damals gute
Rahmenbedingungen einge-
räumt worden sind. Und sie
reichten ja weit über das
deutsch-dänische Grenzland
hinaus, weil Dänemark in Ver-
bindung mit den Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen damals
grünes Licht für den westdeut-
schen Nato-Beitritt gab. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Wenn
Sie mit Bundeskanzler Hel-
mut Kohl gesprochen haben,
war Bonn-Kopenhagen auch
ein Thema?

PPoouull  SScchhllüütteerr: Nein, wir

sprachen nur selten über die
Minderheiten, denn es ging ja
vor allem um wichtige EU-Fra-
gen. Allerdings haben wir bei-
de oft genug darauf hingewie-
sen, dass wir stolz waren darü-
ber, was nach den Bonn-Ko-

penhagener Erklärungen alles
erreicht worden war. Früher
waren die Minderheiten in der
Geschichte oft eine Belastung
für das deutsch-dänische Ver-
hältnisse, aber heute sind sie
ein Gewinn für Dänemark

und Deutschland. 
DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Nun

gibt es ja CDU-Verärgerung
südlich der Grenze, weil sich
der SSW, trotz Befreiung von
der Fünf-Prozent-Sperrklausel
durch die Bonn-Kopenha-
gener Erklärung, nun als
Zünglein an der Waage in Kiel
für die rot-grüne Regierung
entschieden hat. Wie beurtei-
len Sie diese historische Zäsur
in der Minderheitenpolitik?

PPoouull  SScchhllüütteerr: Die SSW-
Abgordneten sind gewählt,
und sie bestimmen selbst, wie
sie ihre Mandate nutzen wol-
len. Trotz eines Sonderstatus
haben sie nach meiner An-
sicht die Pflicht zur Regie-
rungsbildung. Und das sage
ich, obwohl ich ja Konservati-
ver bin.

Gesten auf Gegenseitigkeit
DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Herr

Botschafter, wie beurteilen Sie
als einer der erfahrensten dä-
nischen Diplomaten die Bonn-
Kopenhagener Minderheiten-
erklärungen?

EEiiggiill  JJøørrggeennsseenn: Das Kopen-
hagen-Bonn-Abkommen aus
dem Jahre 1955 markiert
einen Meilenstein im Verhält-
nis zwischen Dänemark und
Deutschland und hatte ent-
scheidende Bedeutung für die
Minderheiten nördlich und
südlich der Grenze. Die Tatsa-
che, dass die dänische Minder-
heit nach dem Abkommen
trotz der  allgemeinen Fünf-
Prozent-Sperrklausel wieder
im schleswig-holsteinischen
Landtag in Kiel vertreten wur-
de, war eine große deutsche
Geste (»storsindethed«), die
bemerkenswert war. Das
Abkommen von 1955 muss
jedoch in einem größeren
Zusammenhang gesehen wer-
den.  Das Abkommen schuf
die Grundlage dafür, dass in
der Nato Einigkeit über die
Aufnahme der Bundesrepu-
blik erzielt werden konnte
und leitete zugleich Deutsch-
lands natürliche Position als

bedeutender europäischer
Partner in Zusammenarbeit
mit den USA ein. Es war
Staats- und Außenminister H.
C. Hansen, der den ersten
Schritt zu diesem Abkommen
unternahm – durch ein
Gespräch mit Bundeskanzler
Konrad Adenauer während
einer Nato-Sitzung in Paris.
Und es war der Direktor des
dänischen Außenministeri-
ums, Nils Svenningsen, der als
treibende Kraft die Verhand-
lungen über das Abkommen
prägte, die in der Form von

zwei einseitigen Erklärungen
ein diplomatisches Meister-
stück darstellen. Alle haben
erkannt, dass H. C. Hansen ein
eminent tüchtiger und einma-
liger dänischer Innenpolitiker
war. Seine Initiative zum
Abkommen von 1955, seine
markante Haltung zur Nato
und seine Grönlandpolitik
mit der Rücksichtnahme auf
den Thule-Stützpunkt bewei-
sen jedoch, dass er auch im
außen- und sicherheitspoliti-
schen Bereich für Dänemark
eine ganz entscheidende Rolle
gespielt hat.  

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: 50
Jahre später, besteht da aus
Ihrer Sicht noch ein Grund,
dass die beiden Regierungs-
chefs Schröder und Fogh am
29. März dieses Jubiläum fei-
ern?

EEiiggiill  JJøørrggeennsseenn: Ja, es gibt
durchaus einen guten Anlass,
diesen Tag feierlich zu bege-
hen.  Man denke an die Situa-
tion unmittelbar nach 1945,
als die dänische Regierung
beschlossen hatte: die Grenze
liegt fest! Die Grenze stand
auch 1955 nicht zur Dispositi-
on, aber das Abkommen ze-
mentierte sozusagen die Hal-
tung, die Dänemark 1945 in
dieser Frage eingenommen
hatte. Damit hatte Dänemark
Rücksichtnahme auf Deutsch-
land bewiesen, und umge-
kehrt hat Deutschland 1945
auch eine große Geste gegen-
über Dänemark an den Tag
gelegt. Das zeigt, dass beide  –
trotz der Streitigkeiten, die es
zwischen unseren Ländern
von Geburt an gegeben hat –
in entscheidenden  Situatio-
nen doch Rücksicht aufeinan-

der genommen haben. Klar:
wenn eine Großmacht wie
Deutschland Rücksichtnahme
demonstriert, dann hinterlässt
dies im Sande mehr Spuren,
als wenn ein kleines Land
Rücksichtnahme beweist.
Aber hier verzeichnen wir
eben eine Gegenseitigkeit, die
das Abkommen von 1955 cha-
rakterisiert und die damit
kennzeichend geworden ist
für das Verhältnis zwischen
Dänemark und Deutschland.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Aber
trübt der Wirbel um den SSW
als Zünglein an der Waage in
Kiel nicht die Freude am Ju-
biläum, ist etwa sogar das Fun-
dament von 1955 gefährdet?

EEiiggiill  JJøørrggeennsseenn: Nach mei-
ner Meinung sollten sich alle
Kräfte darum bemühen, die
Ereignisse in Kiel zu einem
Ereignis minderer Bedeutung
im Verhältnis zwischen Däne-
mark und Deuschland zu ma-
chen. Die Entscheidung ist
allein eine Entscheidung der
dänischen Minderheit, und in
solche Angelegenheiten  kann
weder eine dänische noch um-
gekehrt eine deutsche Regie-
rung eingreifen. Die dänische
Regierung wird, davon bin ich
überzeugt, jedenfalls alles tun,
um sich nicht einzumischen. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr: Der
Bonn-Kopenhagener Geist
lebt also weiter?

EEiiggiill  JJøørrggeennsseenn: Ja, denn
ganz parallel stehen so große
Fragen sowohl für die deut-
sche als auch für die dänische
Regierung auf dem Spiel, dass
alle guten Kräfte sich dafür
einsetzen sollten, diese Kieler
Frage so niedrig wie möglich
zu halten.  

Weiterhin mit einer gewissen
Vorsicht behandeln

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Als
gebürtiger Haderslebener und
als sicherheitspolitischer
Chefberater der Regierung
Schlüter, wie bewerten Sie die
Bonn-Kopenhagener Minder-
heitenerklärungen? 

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Die bei-
den Erklärungen waren ein
kluger Schachzug, denn sie
schufen die Grundlage für die
Entspannung im deutsch-
dänischen Verhältnis.  Bei der
Geschichtslosigkeit, die wir in
Dänemark zur Zeit erleben,
werden manche vielleicht mit
einem Achselzucken sagen:
Na, und … das Problem ist
doch gelöst, aber das stimmt
so nicht. Wir haben tiefe Ge-
fühle auf dänischer und deut-
scher Seite zu berücksichti-
gen, obwohl es vielleicht
schwer sein wird, jemanden
auf dänischer Seite zu finden,
der die Bedeutung von Ge-
fühlen in diesem Zusammen-
hang offen erkennen wird.
Aber das ist der Fall. Unterm
Strich bleibt jedoch als Fazit:
Die Erklärungen waren gün-
stig und wichtig für die Ent-
wicklung des deutsch-däni-
schen Verhältnisses.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Und
das Abkommen von 1955 ent-
hielt ja auch eine sicherheits-
politische Dimension sowohl
für Konrad Adenauer als auch
für H. C. Hansen durch den
westdeutschen Nato-Beitritt?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Genau.
Die Historiker werden ja die
tieferen, auch taktischen Mo-
tive aus der damals vorliegen-
den Situation beleuchten,
denn die hat es ganz sicher
gegeben. Wenn man an die
übergeordneten, staatsmanns-
ähnlichen Entscheidungen
von damals denkt, so war
sowohl für Deutschland als
auch für Dänemark von größ-
ter Bedeutung, dass es 1955
die Nato gab und dass Däne-
mark bereits Mitglied der
westlichen Verteidigungsalli-
anz war. Die deutsche Wieder-
aufrüstung war natürlich für
die Nato von fundamentaler
Bedeutung. Daran gibt es
überhaupt keine Zweifel,
obwohl dieser Aspekt seltsa-
merweise so tabuisiert wor-
den ist. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr::  Nun
bezeichnet man heute ja
schon das Husten von Regie-
rungschefs oft als staatsmän-
nisch, aber war das, was H. C.
Hansen damals leistete, nicht
wirklich staatsmännisch? Im-
merhin setzte der sozialdemo-
kratische Staatsminister  die
westdeutsche Nato-Mitglied-
schaft gegen den starken Wi-
derstand in  der Bevölkerung
durch, vor allem aber gegen
den massiven Widerstand der
eigenen Partei und der Ge-
werkschaften.

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Das
möchte ich unterstreichen.
Ich hege große Bewunderung
für H. C. Hansens staatsmän-
nische Leistung. Zwar kann
ich seinen Einsatz als Innen-
politiker nicht bewerten, aber
außenpolitisch hatte er ein
Format, das zu Recht als staats-
männisch gewürdigt werden
kann.

DDeerr  NNoorrttddsscchhlleesswwiiggeerr:: Das
Hamburger Nachrichtenma-
gazin  »Der Spiegel« schrieb
nach den Bonn-Kopenhagener
Erklärungen über einen däni-
schen 3:1-Sieg, aber kann man
nach 50 Jahren nicht feststel-
len, dass am Ende sowohl die
beiden Mehrheiten als auch
die beiden Minderheiten ge-
wonnen haben? 

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Diese

Einschätzung teile ich, und
das ist ja das Geniale am
Abkommen von 1955. Gerade
die Tatsache, dass man diese
besondere Konstruktion mit
den beiden unilateralen Er-
klärungen gewählt hat, lässt
heute die Feststellung zu, dass
damals niemand besiegt wor-
den ist und dass auch keine
Seite durch  den  Abschluss
gedemütigt wurde. Obwohl
aber alles so entspannt wirkt
und das deutsch-dänische Ver
hältnis heute ausgezeichnet
ist, möchte ich darauf hinwei-
sen: es gibt weiterhin etwas,
das man mit einer gewissen
Vorsicht behandeln soll.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Geo-
politik ist Schicksal?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb::  Ja, und
wenn man die Situation süd-
lich der Grenze verfolgt – ich
denke jetzt nur als Observa-
teur aus alten Zeiten – , dann
sollten die Dänen südlich der
Grenze beachten, dass sie mit
ihrer Politik ein privilegiertes
Wahlrecht für sich beanspru-
chen. Politik hat aber auch
immer etwas mit Gefühlen zu
tun.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Soll-
ten Schröder og Fogh denn am
29. März den 50. Jahrestag
überhaupt gemeinsam feiern?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Selbstver-
ständlich. Was jetzt aktuell
geschieht, darf nicht das Er-
reichte überschatten oder gar
verdrängen. Das aber legt eine

große Verantwortung auf die
Schultern der Menschen, die
sich zur dänischen Minder-
heit bekennen. Ob sie diese
Verantwortung tragen kön-
nen, das kann ich heute nicht
beantworten. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Sie
sind also skeptisch angesichts
des historischen Übergangs
im  SSW von einer reinen
Minderheitenpartei zu einer
Regionalpartei, die nun auch
über die Regierungsbildung
entscheidet? 

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Genau,
und wenn dies der Fall ist,
dann muss man die Verfas-
sung ändern. Diese Haltung
wird auch von Leuten geteilt,

die es durchaus gut mit der
dänischen Minderheit südlich
der Grenze meinen. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Wir
wissen aus den Archiven, wie
sehr die Briten nach 1945 die
dänische Regierung vor terri-
torialen Experimenten in der
Südschleswig-Frage gewarnt
haben, aber welche Rolle
spieltt die Supermacht USA?
Sie haben ja selbst entschei-
dende Verhandlungen mit den
Amerikanern über Grönland
und die amerikanischen
Atomwaffen geführt, wie
schätzen Sie die damalige Hal-
tung der USA in Zusammen-
hang in Sachen Bonn-Kopen-
hagen ein?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Ich habe
da kein konkretes Wissen,
aber ich bin mir völlig sicher,
dass es im Unterbewusstsein
aber auch im Bewusstsein der
dänischen Nation gelegen hat,
dass es in dieser Deutschland-
Frage darum ging, mit den
USA zusammenzustehen – als
Teil der freiheitlichen westli-
chen Welt.

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Also
kann der Ratschlag aus Wa-
shington etwa so gelautet
haben: Freunde in Dänemark,
hier gibt es im Zusammen-
hang mit den Minderheiten-
fragen und der westdeutschen
Nato-Mitgliedschaft ein Anlie-
gen, wo ihr Dänen entschei-
dend Rücksicht nehmen
müsst?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Das ist
sicher sehr diskret und
freundlich geschehen. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr:: Wel-
che Rolle hat damals für Däne-
mark neben Südschleswig
auch die Frage Grönland ge-
spielt?

HHeennnniinngg  GGoottttlliieebb:: Grönland
war selbstverständlich eine
ganz wichtige Karte für Däne-
mark, denn so konnten wir
kompensieren, was wir aus
amerikanischer Sicht zu we-
nig an eigenen Verteidigungs-
anstrengungen geleistet ha-
ben, aber die Grönland-Frage
ist in meiner Erinnerung erst
nach 1955 entscheidend gewe-
sen.  

Poul Schlüter und Helmut Kohl

Henning Gottlieb

Eigil Jørgensen

Poul Holmskov Schlüter
Geboren am 3. 4. 1929 in

Tondern und aufgewachsen
in Hadersleben (Student
1948), war von 1964 bis
1994 Folketingsabgeordne-
ter und viele Jahre auch Vor-
sitzender der Konservativen
Volkspartei. 1982 übernahm
der Jurist (seit 1960) nach
dem freiwilligen Rücktritt
des Sozialdemokraten

Anker Jørgensen die Regie-
rungsgeschäfte und war ein
populärer Staatsminister bis
zu seinem freiwilligen
Rücktritt 1993, der dem So-
zialdemokraten Poul Nyrup
Rasmussen an die Macht
kommen ließ.

Schlüter war als Staatsmi-
nister direkt beteiligt an der
Errichtung des deutschen

Sekretariats in Kopenhagen
1983, und er interessiert
sich noch heute für Minder-
heitenfragen und das
deutsch-dänische Grenz-
land. Schlüter war sowohl
in der Nato als auch vor
allem in der EU ein enger
Partner des damaligen deut-
schen CDU-Bundeskanzlers
Helmut Kohl. 

Eigil Jørgensen
Geboren 1921 in Hu-

lemølle, Allerslev, als Sohn
des legendären früheren
liberal-radikalen Unter-
richtsministers Jørgen Jør-
gensen, war einer der er-
fahrensten Diplomaten Dä-
nemarks mit hoher inter-
nationaler Reputation. Jør-
gensen war u. a. Departe-

mentschef im Staatsminis-
terium und Direktor im
Außenministerium. Er be-
kleidete höchste Botschaf-
ter-Posten sowohl in Wa-
shington als auch in Bonn,
wo er damals gleichzeitig
auch noch Leiter der däni-
schen Militärmission in
Berlin war.

Henning Vincent Gottlieb
Geboren 1926 in Kopen-

hagen, aber 1944 Student
von »Haderslev Katedral-
skole«, hat als sicherheits-
politischer Berater von
Staatsminister Poul Schlü-
ter – hinter den Kulissen
als »graue Eminenz« – eine
große Rolle gespielt in
etscheidenden Phasen des
Kalten Krieges. 1960 be-
gann cand. polit. Gottlieb
seine Karriere im Außen-
ministerium, die 1963 im
Staatsministerium fortge-
setzt wurde, wo er 1969
zum Konsulenten/Berater
aufstieg. Als Sonderbeauf-
tragter (»kommitteret«) in
inter- nationalen Fragen

diente er den Regierungs-
chefs von 1980-1995, von
1988-1994 war er auch Vor-
sitzender des sicherheits-
und abrüstungspolitischen
Ausschusses. Chefanalyti-
ker Gottlieb hat 2001 seine
Erinnerungen »I Kronens
Tjeneste« herausgegeben,
hat u. a. auch Bücher über
die Verhandlungspolitik
von Erik Scavenius
während der deutschen
Besatzungszeit, über »Tysk-
land i Europa« (1995) und
zuletzt 2003 auch über die
EU mit dem kritischen
Titel »Der er en grænse for
EÚs staatsdannelse« ge-
schrieben.
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Tingleff/Tinglev
jki

»Da steckte mehr Politik drin als ich je
erwartet hatte«, sagt Friedrich Hartung,
langjähriger Handballer und von 1970
bis 1975 auch Vorsitzender des SV Tingl-
eff. 

Der 59-Jährige setzte sich lange Jahre
für seinen Verein ein, der sowohl bei
dänischen als auch deutschen Verbän-
den  zunächst vergeblich um Anerken-
nung bemüht war und erst nach hart-
näckigem Kampf die Hindernisse aus
dem Weg räumen konnte.

Hartung gehörte beim SV Tingleff
einer talentierten Generation mit
Namen wie u. a. Heinz Jespersen und
Günther Zink an, die in der neun Mann-
schaften starken Jugendverbandsrunde
Anfang der sechziger Jahre sehr erfolg-
reich war. An einer Teilnahme an der
dänischen Punktrunde war zu dieser
Zeit nicht zu denken, doch auch auf
deutscher Seite gab es Hindernisse.
Geduldet wurde, dass der SV im schles-
wig-holsteinischen Verband in der
Bezirksliga spielte, doch ein Aufstieg in
eine höhere Spielklasse war nicht
erlaubt. »Es gab damals eine Abstim-
mung in Kiel, die es uns untersagte, in
die Regionalliga aufzusteigen – das war
eine große Enttäuschung, und für uns
war damit auch die Grundlage weg«,
sagt Hartung und erinnert sich an eiskal-
te Vormittage in der Husumer Viehhalle,
wo der Mist zur Seite gefegt wurde und
sich die Spieler auf dem Betonboden
wunde Knie holten: »Wir wollten
danach wieder in Dänemark spielen –
lieber in Dänemark als Deutsche ausge-
schimpft werden als in Deutschland als
Dänen.«

Der sportlichen Herausforderung
wegen wechselte Hartung für vier Jahre
nach Baistrup, wo die Mannschaft von
der Serie 1 in den »Storkreds« aufstieg,

doch die Aufführung der Sporthalle in
Tingleff (1968) zog die Rückkehr zum SV
mit sich. »Baistrup spielte wie der SV in
Bülderup und wollte nicht in der Sport-
halle spielen, weil es eine deutsche Halle
war – das empfand ich auch als Ent-
scheidung gegen mich, und unter diesen
Umständen wollte ich nicht mehr für
Baistrup spielen und bin aus dem Verein
ausgetreten.«

Friedrich Hartung setzte sich stattdes-
sen für die Anerkennung des SV Tingleff
bei dänischen Verbänden ein, doch 1970
scheiterte unter großem Medieninteres-
se der Antrag an Sønderjysk Idrætsfore-
ning (SI). Bei einer Versammlung im
Tingleffer Kirchenkrug stand der dama-
lige SI-Vorsitzende Helge Jensen aus
Döstrup dem Beitritt positiv gegenüber,
doch der SV konnte sich mit dem
Zweckparagrafen von SI nicht an-
freunden, der davon sprach, den natio-
nalen Geist zu wecken und zu wahren

sowie Dänentum bis zur Eider. Der Bei-
tritt bei Jysk Håndbold Forbund (JHF)
erfolgte jedoch relativ einfach und
unproblematisch durch Zusendung des
Zweckparagrafen des SV Tingleff.

»Es geschah allerdings nicht ohne
Widerstand aus den eigenen Reihen,
und zwar auf höchster Ebene – da wurde
mir klar, wie viel Politik hier drinsteck-
te«, sagt Friedrich Hartung, als er mit
dem NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr durch die zahlrei-
chen Zeitungsausschnitte blättert: »Ich
bin aber ein fanatischer Sportler, der da-
mals wie heute der Auffassung ist, dass
ein gewisses Verständnis erreicht wird,
wenn man gegen die dänischen Vereine
spielt – wir waren eine kleine Gruppe,
die überzeugt davon war, dass dies der
richtige Weg war.«

Für Friedrich Hartung hat sich der
Kampf um die Anerkennung gelohnt,
auch wenn es unterwegs einige Rück-
schläge gegeben hat.

»Von offizieller Seite gibt es keine Pro-
bleme mehr, aber die Dummen sterben
nie aus und haben immer noch ein Tole-
ranzproblem«, so Hartung und erinnert
sich an verschiedene Vorfälle: »Vieler-
orts hat es böse Zurufe gegeben. Es gab
einige schlimme Erlebnisse in Bau, dar-
unter ein Jugendspiel mit meinem Sohn,
wo Leute wie bei einem Länderspiele
mit dem Danebrog saßen und unsere
Spieler als ‘Nazi-Schweine‘ beschimpf-
ten – das wollten wir unter keinen Um-
ständen hinnehmen und sind zur Zei-
tung gegangen, aber es gibt auch andere
Beispiele, wo ein kurzes Gespräch viel
bewirken kann. Ich denke da an ein
Spiel in Woyens, wo es in der ersten
Halbzeit von einigen Jugendlichen eini-
ge üble Zurufe gab. Auf dem Weg in die
Umkleidekabine bin ich auf die Jugend-
lichen zugegangen und habe kurz mit
ihnen gesprochen – in der zweiten Halb-
zeit gab es keine Zurufe mehr und ver-
einzelt sogar Beifall für gelungene Aktio-
nen von uns, und da ist mir klar gewor-
den, wie bedeutend ein kurzes Gespräch
sein kann.«

Der Kampf um die Anerkennung bei
den Verbänden hatte aber auch sportlich
seinen Preis. »Ich bin davon überzeugt,
dass wir weiter gekommen wären, wenn
nicht die gleichen Leute nebenher Poli-
tik gemacht hätten. Das ärgert mich
heute noch, weil wir das Zeug dazu hat-
ten. Wir schlugen Divisions-Teams bei
Weihnachtsturnieren, haben aber
immer wieder entscheidende Spiele um
den Aufstieg zur Dänemarkserie knapp
verloren – es gab auch Spiele, wo wir uns
verpfiffen fühlten, auch weil wir von
dem ‘Knüppelhandball‘ aus Deutsch-
land kamen.«

Der Aufstieg in die Dänemarkserie
gelang dem SV Tingleff später zweimal,
Ende der siebziger Jahre und wieder in
den achtziger Jahren.

»Da steckte mehr Politik drin 
als ich je erwartet hätte«

Friedrich Hartung bemühte sich um die Anerkennung des SV Tingleff bei den Verbänden

Friedrich Hartung (unten links) ist weiter in der Grand-Old-Boys-Mannschaft des
SV Tingleff aktiv, die sich für die dänische Meisterschaft im April qualifiziert hat.
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»Müssen erst erklären, was

die deutsche Minderheit ist«
Michael Ludwigsen rudert für Dänemark

Gravenstein/Gråsten
jki

Michael Ludwigsen aus Rinkenis
und sein Apenrader Partner Christi-
an Asmussen sorgten im vergange-
nen Oktober in Ruderkreisen für
Aufsehen, als sie höchstüberra-
schend den einzigen Sieg für Däne-
mark beim Baltic Cup in Kopenha-
gen holten, einem Ländervergleich
zwischen zehn Ostsee-Staaten.

Die beiden Talente des Nordsch-
leswigschen Ruder-Verbandes
(NRV) sorgten weniger durch ihre
Herkunft, vielmehr durch ihre
sportliche Leistung für Aufsehen,
wobei in der Vergangenheit nur sel-
ten Sportler aus
der deutschen
Minderheit für
internationale
Aufgaben beru-
fen wurden.

»Wir müssen
erst erklären,
was die deut-
sche Minderheit überhaupt ist«,
sagt Michael Ludwigsen, der bei
internationalen Aufgaben oder
Lehrgängen mit der Jugend-Natio-
nalmannschaft desöfteren Fragen
von verwunderten Teamkollegen
beantworten musste: »Anfangs
dachten sie, dass wir aus Deutsch-
land wären und fragten, ob wir
überhaupt für Dänemark starten
dürfen, aber wenn wir es ihnen erst
erklärt haben, verstehen und akzep-
tieren sie es auch.«

Negative Erfahrungen oder gar
Beschimpfungen hat es für den 16-
Jährigen vom Deutschen Ruderver-
ein Gravenstein keine gegeben. »Es
hat natürlich Fragen gegeben, ob
wir Deutsche sind, aber wenn sie
hören, dass wir dänische Staatsbür-
ger sind, spielt es keine große Rolle,
dass wir aus der deutschen Minder-
heit kommen – wir sprechen ja

auch dänisch genau so gut wie die
anderen auch«, so Michael Lud-
wigsen.

Von Verbandsseite ist den nord-
schleswigschen Talenten keine Stei-
ne in den Weg gerollt worden – das
war aber vor Jahren ganz anders.
Die 52-jährige Geschichte des Nord-
schleswigschen Ruder-Verbandes
ist von mühsamen Kämpfen um
Anerkennung und um Aufnahme
in nationale Verbände geprägt. 

Die nordschleswigschen Ruderer
wollten Anfang der fünfziger Jahre
an Regatten in Deutschland teilneh-
men und durften auch gern mitfah-
ren, doch die Siege wurden zu-

nächst nicht
anerkannt,
weil sie weder
im deutschen
noch im däni-
schen Ruder-
Verband Mit-
glied waren.
Der erste An-

trag an den Deutschen Ruder-Ver-
band wurde 1953 mit der Begrün-
dung abgelehnt, dass der DRV keine
ausländischen Vereine als Mitglie-
der aufnimmt. Der Nordschleswig-
sche Ruder-Verband musste sich bis
1971 gedulden, als der damalige
DRV-Vorsitzende Dr. Claus Heß
Nordschleswig besuchte und sich
für den NRV einsetzte. Erst elf Jahre
später gab es die Aufnahme in den
dänischen Verband, der nur Vereine
und keine Verbände als Mitglieder
wollte. Der »Nordslesvigsk Roklub«
wurde 1982 als »siebter Ruderver-
ein« des NRV gebildet und besteht
damals wie heute nur auf dem
Papier. Die Nordschleswiger mach-
ten keinen Hehl daraus, wer sie
waren und was sie wollten, und
auch »Dansk Forening for Rosport«
begrüßte damals »die deutschen
Ruderer in Nordschleswig«.

Ludwigsen (l.) und Asmussen

Wir freuen uns über 50 Jahre Bonn-Kopenhagener Erklärungen
Familienberatung
Psychologenhilfe
Kuraufenthalte
Tonzeitung
Behindertenausflüge
Kinderfreizeiten
Familienfreizeiten
Seniorenfreizeiten
Reisen
Seminare

SOZIALDIENST
NORDSCHLESWIG
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Deutscher
Presseverein

Der Nordschleswiger
DEUTSCHE TAGESZEITUNG IN DÄNEMARK

Deutscher Schul- und Sprachverein
für Nordschleswig

Mehr als  80 Jahre
deutsche Bildungsarbeit

in Nordschleswig
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1954 
Am 12. September 1954

scheitert der Südschleswigsche
Wählerverband SSW mit 3,5
Prozent Stimmenanteil – das
entspricht 42.242 Stimmen –
an der Fünf-Prozent-Sperrklau-
sel und fliegt aus dem schles-
wig-holsteinischen Landtag.
Seit 1953 vertritt Hans Schmidt-
Oxbüll die deutsche Minderheit
im Folketing – auf Basis von
9.721 Stimmen. Bei den Kom-
munalwahlen in Dänemark
steigen die Stimmenzahlen der
Schleswigschen Partei stark an.
In den Kreisen Tondern und
Apenrade wird ein Zuwachs
von 24 Prozent registriert. 

Die dänische Zeitung »Hejm-
dal« fragt, weshalb das offizielle
Dänemark nicht gegen Äuße-
rungen Professor Hansen Lar-
sens bei der Einweihung einer
neuen dänischen Schule protes-
tiert hat, die dänischen Schulen
sollten »Südschleswig heim
nach Dänemark« holen.

Am 3. Oktober 1954 wird
erfolgreich die Londoner Konfe-
renz beendet. Die Außenminis-
ter der USA, Großbritanniens,
Frankreichs, Italiens, Belgiens,
der Niederlande, Luxemburgs,
Kanadas und der Bundesrepu-

blik Deutschlands unterzeich-
nen eine Akte, mit der die
Bewaffnung der Bundesrepu-
blik vereinbart und die Aufnah-
me in die Nato vorbereitet wird.
Das Papier enthält eine Er-
klärung Bundeskanzler Aden-
auers, dass die westdeutschen
Streitkräfte nicht für eine
gewaltsame Wiedervereini-
gung Deutschlands genutzt
werden. Die drei Siegermächte
des 2. Weltkrieges verzichten
auf ihre Besatzungsbefugnisse
in Deutschland und verpflich-
ten sich zur Herstellung der
vollen Souveränität. Die Regie-
rung der Bundesrepublik wird
von den Westmächten als einzi-
ge frei und rechtmäßig gebilde-
te Regierung anerkannt. Es wer-
de weiter eine friedensvertragli-
che Lösung für Gesamtdeutsch-
land angestrebt, erklären die
USA, Großbritannien und
Frankreich. 

Am 11. Oktober 1954 wird
Kai Uwe von Hassel (CDU) zum
neuen Ministerpräsidenten
Schleswig-Holsteins gewählt. Er
wird Nachfolger von Friedrich
Wilhelm Lübke (CDU), der
kurz vor seinem Tod aus Ge-
sundheitsgründen zurückgetre-
ten ist. Von Hassel äußert sich
zur Frage der Beteiligung der

dänischen Minderheit an der
landespolitischen Arbeit. Eine
echte Beteiligung im Landtag
sei sehr schwierig, die Staats-
rechtler der Landesregierung
hätten in den letzten Monaten
die einschlägigen Fragen ge-
klärt und in einem umfangrei-
chen Gutachten niedergelegt.

»Den ganzen Fragenkomplex
möchte ich in einer ruhigen,
von der Wahlpsychose befrei-
ten Atmosphäre mit den Vertre-
tern der Minderheit durchspre-
chen«, so von Hassel. Von Has-
sel führt Ende Dezember 1954
Gespräche mit Vertretern der
dänischen Minderheit und
schlägt als Übergangslösung
einen Minderheitenbeirat vor.  

Am 20. Oktober erklärt der
dänische Außenminister H. C.
Hansen im Folketing, dass die
Regierung die Ergebnisse der
Londoner Konferenz befürwor-
te. Es sei unrealistisch zu glau-
ben, dass eine deutsche Wieder-
bewaffnung vermieden werden
könne. Er gibt zugleich der
Hoffnung Ausdruck, dass man
in Schleswig-Holstein der däni-
schen Minderheit eine Vertre-
tung im Landtag gebe. Das Fol-
keting nimmt eine Erklärung
an, »dass der Außenminister in
der bevorstehenden Sitzung des

Nato-Rates der Aufnahme West-
deutschlands in das westliche
Verteidigungssystem nach den
auf der Londoner Konferenz
festgelegten Richtlinien zu-
stimmt und gleichzeitig den
Außenminister auffordert, bei
der Sitzung des Nato-Rates die
dänischen Gesichtspunkte über
die Interessen der dänisch
gesinnten Südschleswiger gel-
tend zu machen«. 

Das deutsche Folketingsmit-
glied Hans Schmidt Oxbüll
spricht sich am 21. Oktober im
Parlament für eine Lösung des
Problems der Fünf-Prozent-
Sperrklausel in Schleswig-Hol-
stein aus. Er legt gleichzeitig
nordschleswigsche Klauseln
vor, u. a. das Examensrecht für
deutsche Schulen in Nord-
schleswig und Lösung offener
Fragen bei Pensionszahlungen
an deutsche Nordschleswiger. 

Am 8. Dezember fordern die
Parteien der Regierungskoaliti-
on in Bonn in einem Antrag die
von Bundeskanzler Adenauer
geführte Regierung auf, umge-
hend Verhandlungen mit Däne-
mark aufzunehmen, um durch
einen Minderheitenvertrag
oder eine andere zwischenstaat-
liche Regelung den Wünschen
der Minderheiten beider Natio-

nen auf der Basis der Gegensei-
tigkeit großzügig Rechnung zu
tragen. 

1955
Ein neuer Abschnitt für das

deutsch-dänische Grenzland:
Am 29. März unterzeichnen
Staatsminister Hansen und
Bundeskanzler Adenauer
beim Besuch des dänischen
Regierungschefs in Bonn die
Minderheitenerklärungen. 

Bei seinem Besuch in
Moskau vereinbart Bundes-
kanzler Adenauer die Heim-
kehr der letzten noch in der
UdSSR befindlichen deut-
schen Kriegsgefangenen. Am
7. Oktober treffen 24 ehemali-
ge Wehrmachtsgenerale nach
zwei Tagen Fahrt von Moskau
an der »Zonengrenze« ein,
meldet der NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr.   

Staatsminister H. C. Hansen
teilt dem BDN-Hauptvorsit-
zenden Hans Schmidt Oxbüll
am 2. Oktober mit, dass der
Bau einer deutschen Schule in
Sommerstedt vorerst nicht
möglich ist, da keine Material-
bewilligung erteilt werden
kann.  

Der dänische Export nach
Deutschland steigt 1955 um

380 Millionen auf 1,22 Milli-
arden Kronen. Der deutsche
Export geht um 44 Millionen
auf 1,5 Milliarden Kronen
zurück. Dänemark verkauft
vor allem Schlachtvieh.
Deutschland liefert vor allem
Industriewaren. 

In Tingleff findet am 4. No-
vember die feierliche Eröff-
nung der deutschen Volks-
hochschule in Tingleff statt.
Der Flensburger CDU-Bun-
destagsabgeordnete Will Ras-
ner übermittelt die Grüße
des Bundestages, der Anteil
am Geschehen nördlich der
Grenze nehme. Westdeutsch-
land verfolge eine Politik der
Aufrichtigkeit, Verträge wür-
den eingehalten, das deutsch-
dänische  Minderheitenab-
kommen sei ein fruchtbarer
Anfang. 

In Genf scheitert die Vier-
Mächte-Konferenz, auf der
der sowjetische Außenmini-
ster Molotow den westlichen
Drei-Punkte-Plan zur Wie-
dervereinigung Deutsch-
lands ablehnt, der u. a. freie
Wahlen vorsieht. Molotow
erklärt, der Westmächteplan
verkenne die Realitäten,
auch lehne die UdSSR eine
Remilitarisierung und eine
Eingliederung Gesamt-
deutschlands in die Nato ab.
Die Arbeiter der DDR woll-
ten ihren Staat nicht in
einem parlamentarisch-kapi-
talistischen Regime aufgehen
lassen. Der Kalte Krieg geht
weiter.  

In Kopenhagen vereinba-
ren die Spitzen der Däni-
schen Staatsbahnen (DSB)
und der Deutschen Bundes-
bahn (DB) den Ausbau der
Häfen Puttgarden und Rødby
im Zuge der Verbindung
Hamburg-Kopenhagen über
die Vogelfluglinie. 

Der Bund deutscher Nord-
schleswiger blickt auf sein
zehnjähriges Bestehen
zurück. Der NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr
berichtet am 22. November
1955 über die Wiederauffin-
dung der Niederschrift des
antinazistischen Haderslebe-

ner Kreises vom 11. November
1943 durch dessen Mitverfas-
ser Pastor Friedrich Prahl. Das
Dokument, in dem u. a. auf
Grenzrevisionsforderungen
verzichtet wird, gilt als Grund-
lage der Loyalitätserklärung
des BdN von 1945. 

Ein Liter Milch kostet nach
einer umstrittenen Preiser-
höhung 74 Öre. 

In Dänemark wird über die
Begnadigung von 59 Personen
gestritten, die sich noch auf-
grund von Straftaten in Ver-
bindung mit der deutschen
Besetzung Dänemarks in Haft
befinden. Staatsminister Hans
Hedtoft weist Vorwürfe zu-
rück, eine Begnadigung von
Nazi-Kollaborateuren sei eine
Verhöhnung der Widerstands-
kämpfer. 

Am 10. Dezember schlägt
DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeer Alarm
wegen eines starken Absin-
kens der Speckpreise, das sei
eine Katastrophe für die Land-
wirtschaft. 

Mit Inbetriebnahme des
Senders Sdr. Hørup auf Fünen
kann auch in Teilen Nord-
schleswigs Fernsehen empfan-
gen werden

1956
In Dänemark beginnt das

Jahr mit einem langwierigen
Arbeitskampf, viele Branchen
werden lahmgelegt. Es geht
neben Lohnerhöhungen um
die Verkürzung der Wochenar-
beitszeit von 48 auf 44 Stunden.
Das angespannte soziale Klima
verbessert sich in Verbindung
mit der Einführung der Volks-
pension, die allen Bürgern eine
Alterssicherung verschafft.  

Der Ost-West-Konflikt er-
reicht einen neuen Höhepunkt
mit der Niederschlagung des
Volksaufstandes durch sowjeti-
sche Truppen in Ungarn. Auch
in Dänemark werden ungari-
sche Flüchtlinge aufgenom-
men. In Dänemark wird den
mehreren Tausend Opfern des
Aufstandes gedacht.

In Dänemark kommt es in
Verbindung mit der Blockade
des Suez-Kanals zu Öl-Versor-
gungsengpässen. Israelische
Truppen hatten ägyptisches
Gebiet besetzt. Britische und
französische Truppen waren
später am Suezkanal gelandet.  

An der Grenze bei Krusau
kommt es zu Staus, dänische
Autofahrer tanken in Deutsch-
land. Die Kontrolle wird streng
und gewissenhaft vorgenom-
men. 

In Kopenhagen einigen sich
eine deutsche und eine  däni-
sche Delegation auf ein Abkom-
men über den deutsch-däni-
schen Warenaustausch 1957.

Im Luxemburger Vertrag eini-
gen sich Bonn und Paris auf die
Eingliederung des Saargebiets
in die Bundesrepublik. 

Am 8. Dezember wehrt sich
der Deutsche Schul- und
Sprachverein für Nordschles-
wig (DSSV) gegen den in der
Zeitung »Jydske Tidende« erho-
benen Vorwurf, es würden däni-
sche Kinder für deutsche Schu-
len »gekauft«, indem deren
Eltern Aufträge in Aussicht
gestellt würden. Der Vorsitzen-
de des DSSV, Lassen, weist die
Vorwürfe zurück und erklärt,
viele deutsche Eltern schickten
nach wie vor Kinder auf däni-
sche Schulen, weil sie wirt-

schaftliche Nachteile fürchten.
Im NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr  wird auf
die »Kopenhagener Erklärung«
verwiesen, die vom Folketing
gebilligt feststellt, dass die
Gesinnung im Grenzland frei
ist und von niemandem nach-
geprüft werden darf. 

1957 
Seit mit dem sowjetischen

Sputnik 1957 erstmals ein
Satellit die Erde umkreiste, lie-
fern sich die Weltmächte USA
und UdSSR einen Wettkampf
im All. Ziel ist, die Überlegen-
heit des jeweiligen Systems zu
demonstrieren. »Sowjetischer
Erdsatellit umrast unseren
Planeten« lautet die Schlagzei-
le des NNoorrddsscchheesswwiiggeerrss am 7.
Oktober 1957. Und während
von Testflügen amerikani-
scher Raketen berichtet wird,
heißt es am 4. November, eine
Hündin umkreise die Erde in
1.500 Kilometern Höhe im
Sputnik 2.

Ab 1. Januar müssen die
Besitzer von dänischen Autos
eine Haftpflichtversicherung
nachweisen, wenn sie ihre
Fahrzeuge in Deutschland be-
nutzen wollen. Es kann auch
ein Grenzversicherungsschein
für einmalige Fahrt erworben
werden. 

Das Saargebiet wird zum Jah-
resbeginn Teil der Bundesrepu-
blik Deutschland. In Berlin
wird Willy Brandt (SPD) zum
Regierenden Bürgermeister ge-
wählt. 

In Kopenhagen demonstrie-
ren »Kommunisten« gegen den
Besuch des deutschen Nato-
Generals Speidel in Kopenha-
gen, weil dieser ein enger Mitar-
beiter Hitlers gewesen sei. Sein
Besuch sei Hohn gegen die
Opfer der Besatzungszeit

Jugoslawien erkennt die DDR
diplomatisch an. Bonn reagiert
entsprechend der Hallstein-
Doktrin mit dem Abbruch der
diplomatischen Beziehungen. 

Im Folketing wird über die
Beteiligung Dänemarks am
»Gemeinsamen Markt« debat-
tiert. 

Außenhandelsminister Jens
Otto Krag spricht sich für einen
dänischen Beitritt zur EWG aus
– zusammen mit England.  

In Apenrade wird am 20.
Oktober das neue deutsche
Konsulatsgebäude bezogen. 

Am 25. Oktober wird Konrad
Adenauer zum dritten Mal zum
Bundeskanzler gewählt. 

Der frühere dänische Außen-
minister Ole Bjørn Kraft bringt
während der beratenden Ver-
sammlung des Europarates die
Frage der nationalen Minder-
heiten zur Sprache. Er weist
darauf hin, dass in Dänemark
9.000 deutsche Stimmen für
einen Vertreter im Folketing
ausreichen, 32.000 dänische
Stimmen reichten aber nicht
für einen SSW-Sitz im deut-
schen Bundestag. 

1958
Bei der Folketingswahl muss

die Schleswigsche Partei Verlus-
te hinnehmen, bewahrt aller-
dings das Mandat von Hans
Schmidt Oxbüll. Bei den Kom-
munalwahlen wird ein Erfolg
verbucht. In 35 Gemeinden
stieg die deutsche Stimmenzahl
von 7.828 auf 8.396. 

In Nordschleswig zerplatzt

50 Jahre Zeitgeschehen aus dem
Nordschleswiger Gesammelt von
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der Traum vom »schwarzen
Gold«, die letzte Probebohrung
nach Erdöl wird bei Rothen-
krug eingestellt. 

In den deutschen Privatschu-
len Nordschleswigs ist die Zahl
der Schüler auf 1.208 gestiegen.
In Tingleff werden die ersten
deutschen Realexamen nach
dem 2. Weltkrieg durchgeführt.
Bei den Landtagswahlen in
Schleswig-Holstein erringt der
SSW zwei Sitze. 

In den dänischen Schulen
und Kindergärten in Südschles-
wig sinkt die Kinderzahl. In den
dänischen Schulen dort werden
5.234 Kinder unterrichtet. 

Der deutsche Schul- und
Sprachverein teilt mit, dass im
Sommer 1959 wieder ein deut-
sches Gymnasium in Apenrade
eingerichtet wird. Zum Leiter
wird Studienrat Jörgen Hansen
Jensen berufen. 

Der sozialdemokratische Fol-
ketingsabgeordnete Peter Gorr-
sen erklärt, dass die Zeit für ein
dänisches Entgegenkommen
bei der Errichtung eines deut-
schen Gymnasiums in Apenra-
de gekommen sei. 

In Tondern wird der Bau
eines deutschen Kindergartens
genehmigt. 

Sønderjyllands Erhversråd
teilt mit, dass in den Jahren
1946 bis 1955 55 Prozent des
Geburtenüberschusses aus
Nordschleswig abgewandert ist. 

In Norburg präsentiert der
Danfoss-Konzern ein Heizver-
fahren als Alternative zur
modernen Ölheizung, bei dem
Erdwärme zur Aufwärmung
von Wohnraum mit Hilfe von
»Freon« in die Gebäude ge-
pumpt wird. 

1959
Mit dem Beginn des Jahres

rücken die sechs europäischen
Staaten Frankreich, Italien,
Deutschland, Belgien. Nieder-
lande und Luxemburg zur
Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) zusammen.
Bis spätestens 1973 sollen die
Binnenzölle verschwinden.  

In Kopenhagen existiert die
DDR-Handelsvertretung zehn
Jahre. Am 7. Oktober feiert die
DDR ihr zehnjähriges Jubiläum.
DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr berichtet
über »10 Jahre Sowjetzonenre-
publik«, das Staatsgebilde sei
»weder deutsch noch demokra-
tisch«. Es wird über Flaggenpro-
vokationen in Westrberlin be-
richtet, wo die neue Staatsflag-
ge der DDR mit Hammer und
Zirkel an den S-Bahnhöfen ge-
hisst wird, die auch im Westteil
Berlins von der DDR-Reichs-
bahn verwaltet werden. 

In Sonderburg erklärt Bürger-
meister Anders Andersen, dass
die Stadt am Alsensund eine
Einwohnerzahl von 40.000 er-
reichen werde. Die Marke
20.000 wird gerade überschrit-
ten. 

Folketingsmitglied Peter
Gorrsen verteidigt die Pläne
zum Bau eines Hafens in Hav-
neby auf Röm gegen Kritik aus
Westjütland und erinnert an
die Vorhaben südlich der Gren-
ze im Rahmen des Programms
Nord. 

In Lügumkloster wird im
»Hotel Løgumkloster« vom
Norddeutschen Rundfunk ein
»bunter Abend« veranstaltet,
u. a. wirken 19 Solisten der von
Jan Hoffmann geleiteten Rund-
funkkapelle, Polly Pfeifer und
Gretl Prelli mit. 

Die Regierung setzt den  Vor-
schlag im Folketing durch, dass
Ausländer, die nicht länger als
fünf Jahre in Dänemark gelebt
haben, keine Grundstücke er-
werben dürfen. Kapitalstarke
Ausländer sollten nicht die Feri-
enhausgebiete aufkaufen. 

Der gebürtige Apenrader, der
Historiker Professor Troels
Fink, wird dänischer General-
konsul in Flensburg. 

In Hadersleben sterben am 8.

Juli 57 Menschen bei einem
Feuer auf einem Ausflugsboot
auf dem Haderslebener Damm. 

Beim Untergang des Grön-
landschiffes »Hans Hedtoft«
sterben 95 Menschen, das
Wrack bleibt verschollen. 

Das Bruttonationalprodukt
wächst um zehn Prozent, in
Dänemark herrscht Hochkon-
junktur. 

1960
Die Gräber von 26.000 Deut-

schen, die in der Kriegs- und
Nachkriegszeit in Dänemark
verstorben sind, werden zusam-
mengelegt. Drei Fünftel der
Toten sind Flüchtlinge, der Rest
Soldaten. 

Bei der Folketingswahl am
15. November behauptet die
deutsche Minderheit ihr Man-
dat, mit 9.045 liegt das Ergebnis
157 Stimmen unter dem Ergeb-
nis von 1957. Wahlsieger ist
neben der Sozialdemokratie
mit 76 Mandaten die Sozialisti-
sche Volkspartei unter Führung
des Ex-Kommunisten Aksel
Larsen.

Im Februar stirbt Staatsminis-
ter H. C. Hansen. Nachfolger
wird sein sozialdemokratischer
Parteifreund Viggo Kampmann. 

Der Folketingsabgeordnete
Hans Schmidt-Oxbüll bemüht
sich um Lösung von Fragen wie
der Rückgabe der Pensionsrech-
te an deutsche Nordschleswi-
ger, die diese im Zuge der
Rechtsabrechnung verloren
hatten. Auf dänischer Seite wer-
den diese Fragen an Entschädi-
gungszahlungen aus der Bun-
desrepublik Deutschland für
Opfer der deutschen Besatzung
Dänemarks während des Krie-
ges geknüpft.  

In den USA wird der Demo-
krat John F. Kennedy zum neu-
en Präsidenten gewählt. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr berich-
tet, dass in Dänemark die engli-
sche Sprache Deutsch als
Fremdsprache in den Schulen
immer weiter zurückdrängt. 

In Genf scheitern Abrü-
stungsverhandlungen zwi-
schen Ost und West, der
Rüstungswettlauf spitzt sich zu.
Sowjetisches Militär schießt das
US-Spionageflugzeug U 2 ab.

Harro Marquardsen wird
zum neuen BDN-Hauptvorsit-
zenden gewählt. Er löst Hans
Schmidt-Oxbüll in dieser Funk-
tion ab. Dahinter verberge sich
kein politischer Kurswechsel,
so DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr, beide
verbinde »das Bekenntnis zum
Deutschtum mit dem Willen
zur Zusammenarbeit im eu-
ropäischen Sinne im Grenz-
land«. 

1961
Die Berliner Mauer wird

errichtet, es herrschen Erschüt-
terung und Empörung über die
nun komplette Teilung
Deutschlands. Zwei jungen
DDR-Bürgern gelingt trotz Kon-
trolle mit Suchhunden die
Flucht in den Westen in einem
plombierten Güterwagen, der
über Warnemünde-Gedser
nach Dänemark kommt. 

DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr kriti-
siert einen Beitrag der Zeitung
»Dannevirke-Hejmdal« als An-
schlag auf die Kopenhagener
Erklärung, in dem es als Zumu-
tung für dänische Bewohner
bezeichnet wird, dass sie auf-

grund des neuen Krankenkas-
sengesetzes zum »deutschen«
Arzt in Rapstedt gehen müss-
ten, weil die 10-Kilometer-
Bestimmung sie dazu verpflich-
te. Die Kritik habe nichts mit
den ärztlichen Fähigkeiten des
Mediziners zu tun.  

Über eine »Revolution an der
Grenze« wird im Juni berichtet.
Die Grenzpolizei verzichtet dar-
auf, alle Pässe an der deutsch-
dänischen Grenze zu stempeln.
Allerdings wird von der däni-
schen Seite der Stempelzwang
nur für dänische Pässe aufgeho-
ben. 

Am 12. April 1961 gelingt der
UdSSR ein neuer Coup: Der
sowjetische Kosmonaut Juri A.
Gagarin umkreist die Erde und
ist damit der erste Mensch im
All. Die USA fühlen sich her-
ausgefordert und wollen den
sowjetischen Vorsprung aufho-
len. Der amerikanische Präsi-
dent John F. Kennedy ruft des-
halb im Mai 1961 zu verstärk-
ten Anstrengungen auf und
kündigt noch für die 60er Jahre
die Landung eines Amerikaners
auf dem Mond an. 

Das Justizministerium in
Kopenhagen lehnt erneut den
Antrag auf Erteilung einer Auf-
enthaltsgenehmigung für Rek-
tor Gimm ab, der als Schulleiter
der deutschen Privatschule vor-
gesehen ist. Gimm wirkte in
den 30er Jahren maßgeblich an
der Nazi-Propaganda in Nord-
schleswig mit. 

Einem Ehepaar im Kreis Ha-
dersleben wird vom Ortspfarrer
untersagt, dem Grabstein ihres
verunglückten Kindes eine
deutsche Inschrift zu geben.
Propst Schou entscheidet dage-
gen, dass Grabsteine in Nord-
schleswig in jedweder Sprache
versehen werden dürfen. 

Die dänische Regierung be-
müht sich um Aufnahme in die
EWG zusammen mit Großbri-
tannien. 

Der Angeordnete im Folke-
ting, Hans Schmidt Oxbüll,
stimmt für ein Abgabengesetz
der sozialdemokratischen Re-
gierung Kampmann und ver-
hindert damit deren Sturz. 

Die Bundesregierung in Bonn
stellt zwei Millionen D-Mark
zur Finanzierung des Baus des
Deutschen Gymnasiums in
Apenrade zur Verfügung. 

Der BdN fordert Steuerfrei-
heit für Kriegsrenten, die aus
Deutschland an Personen in
Nordschleswig gezahlt werden. 

In Sonderburg lehnt eine
Stadtratsmehrheit die Einrich-
tung eines zweiten deutschen
Kindergartens ab. Es gebe dafür
keinen Bedarf. 

1962 
Auch in Nordschleswig

brandet am 17. Februar eine
schwere Sturmflut an die Dei-
che. Doch im Gegensatz zu
Hamburg, wo über 200 Men-

schen ertrinken, sind von der
Grenze bis Röm nur materielle
Schäden zu beklagen. 

Die Welt steht am Rande
eines Atomkrieges, als die
USA herausfinden, dass die
Sowjetunion die Stationie-

rung von Atomwaffen auf Ku-
ba vorbereitet. Mit einem Ulti-
matum zwingt US-Präsident
Kennedy die Sowjets zum
Rückzug ihrer Raketen.  

Jens Otto Krag wird Staats-
minister anstelle des erkrank-
ten Viggo Kampmann.

In Rinkenis stimmen die
Einwohner mit Mehrheit für
eine Vereinigung ihrer Ge-
meinde mit Gravenstein. 

Es gibt auf dänischer Seite
Auseinandersetzungen über
die Art der Feierlichkeiten zur
1964 anstehenden Feier 100
Jahre nach Erstürmung der
Düppeler Schanzen. 

Im NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr wird
über den 85. Geburtstag eines
ehemaligen Beamten der Ha-
derslebener Kleinbahn berich-
tet. »Die dem Jubilar zuste-
hende Alterspension ging ihm
durch die turbulente Zeit ver-
loren«, erinnert die Zeitung an
das immer noch ungelöste
Problem, dass deutschen
Nordschleswigern im Zuge
der Rechtsabrechnung nach
1945 Pensionen gestrichen
worden waren. 

Bei der Verabschiedung von
Dr. Hartwig Schlegelberger als
Landrat des Kreises Flensburg
lobt der SSW-Fraktionsvorsit-
zende im Kreistag, Niels Bögh
Andersen, die tüchtige und
korrekte Amtsführung Schle-
gelbergers. Trotz der in natio-
nalpolitischer Hinsicht beste-
henden Spannungen sei es ge-
lungen, eine befriedigende Zu-
sammenarbeit zu erlangen.
Auf beiden Seiten habe man
erkannt, dass im Grenzland
Brücken gebaut werden müs-
sen. 

In einem Nachruf auf den
verstorbenen früheren Außen-
minister Scavenius, der das
»dänische Staatsschiff heil
durch die Wirren des 2. Welt-
krieges führte«, schreibt DDeerr
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr, Scavenius
habe nicht zu denen gehört,
die »vor der deutschen Besat-
zungsmacht katzbuckelten
und später nicht dabeigewe-
sen sein wollten«.   

Der A. P. Møller-Konzern
erhält für 50 Jahre das Recht
zur Ölförderung in Dänemark.  

Auf dem Knivsberg wird das
Ehrenmal für die Toten und
Gefallenen der Weltkriege ein-
geweiht, mehrere Tausend
Menschen sind bei der Feier
anwesend. 

Die Beatles erlangen nach
Veröffentlichung ihrer ersten
Single »Love Me Do« Welt-
ruhm. 

Die Fährverbindung von
Röm nach Sylt wird eröffnet.  

1963
Konrad Adenauer und Char-

les de Gaulle unterzeichnen
den Vertrag über die deutsch-
französische Zusammenar-
beit. 

Auf Betreiben de Gaulles
verhindert Frankreich eine
Aufnahme Englands in die
EWG. Damit scheitert auch
ein Beitritt Dänemarks, Nor-
wegens und Irlands.

US-Präsident John F. Kenne-
dy besucht Berlin. Vor 400.000
Zuschauern beendet er seine
Ansprache vor dem Schöne-
berger Rathaus mit dem be-
rühmten Satz: »Ich bin ein
Berliner«. 

US-Präsident John F. Kenne-
dy wird in Dallas/Texas ermor-
det. 

Die Vogelfluglinie mit der
Fehmarnsundbrücke und ei-
ner Fährverbindung Rødby-
Puttgarden wird eingeweiht. 

Ab 1. Juni entfällt der Pass-
zwang für Bundesdeutsche bei
der Einreise nach Dänemark. 

Konrad Adenauer tritt mit
87 Jahren als Bundeskanzler
zurück. Ludwig Erhard wird
zu seinem Nachfolger ge-
wählt. 

Über die Weihnachtstage
dürfen erstmals nach dem
Mauerbau Westberliner ihre
Verwandten im Ostteil besu-
chen. Rund eine Million Pas-
sierscheine werden ausge-
stellt. 

Der Auschwitz-Prozess wird
eröffnet. Vor Gericht stehen
21 ehemalige Bewacher des
Vernichtungslagers Ausch-
witz.

1964
Der sowjetische Regierungs-

chef Nikita Chruschtschow
besucht Dänemark. 

Bei der Folketingswahl ver-
liert die Schleswigsche Partei
ihr Mandat trotz einer Steige-
rung der Stimmenzahl von
9.058 auf 9.274. Für die
Behauptung des Kreismanda-
tes wären 12.000 Stimmen
nötig gewesen. Die Sperrklau-
sel verhindert den Gewinn
eines Zusatzmandates. Staats-
minister Jens Otto erklärt,
jetzt müsse man nach einer
neuen, angemessenen Vertre-
tung der Minderheit suchen.
Hans Schmidt Oxbüll hatte
auf eine erneute Kandidatur
verzichtet, sein Nachfolger
Harro Marquardsen erhielt
3.000 persönliche Stimmen. 

In Bonn wird über die Ein-
richtung eines informellen
Kontaktgremiums der däni-
schen Minderheit beim Bun-
destag verhandelt.  

Der wegen seines friedli-
chen Protestes gegen die Ras-
sentrennung in zahlreichen
US-Bundesstaaten weltbe-
rühmte schwarze Bürgerrecht-
ler Martin Luther King erhält
den Friedensnobelpreis.  

Leonid Breschnew wird im
Zuge eines Putsches neuer
starker Mann an der Spitze der
Sowjetunion. 

In Apenrade wird der Neu-
bau des Deutschen Gymnasi-
ums für Nordschleswig einge-
weiht. 

In Apenrade wird das
Gebäude des NNoorrddsscchhlleesswwii--
ggeerrss abgebrochen, um Platz
für den Ausbau der Europa-
straße 3 zu machen. Die
Errichtung des neuen Presse-
hauses wird genehmigt. 

Der SSW-Vorsitzende K. O.
Meyer erkärt, für die dänische
Minderheit bestehe keine Ver-
anlassung, eine besondere
Loyalitätserklärung gegen-
über dem Herbergsstaat abzu-
geben.

Die vom BDN seit Jahren
angestrebte Steuerbefreiung
für Kriegsrenten nach dem
Zweiten Weltkrieg wird ge-
währt. Die Betroffenen be-
kommen rückwirkend bis
1955 die kassierten Steuern
zurück. 

Der VW 1200 ist mit 12.626
Exemplaren das meistverkauf-
te Auto in Dänemark.

1965
Bei den Bundestagswahlen

gewinnt die CDU. Ludwig Ehr-
hard wird als Bundeskanzler-
wieder gewählt.

Nach langen Verhandlun-
gen tritt am 8. April erstmals
der Kontaktausschuss des Fol-
ketings für Fragen der deut-
schen Minderheit zusammen.
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr-Chefredak-
teur Jes Schmidt fordert in
einem Kommentar, eine Auf-
hebung der Zwei-Pozent-
Sperrklausel für die Schles-
wigsche Partei, entsprechend
der Regelung für den SSW in
Schleswig-Holstein. Die Volks-
gruppe wird nur von der Bei-
bringung der Unterschriften
für die Wahlanmeldung be-
freit. 

In Bonn wird ein Beratender
Ausschuss für die dänische
Minderheit beim Bundestag
konstituiert -– nach Vorbild
des Ausschusses in Kopenha-
gen. 

Der Auschwitz-Prozess
endet mit der Verkündung der
Urteile. Von den 22 Angeklag-
ten sind noch 20 im Gerichts-
saal anwesend. Einer ist ge-
storben, einer verhandlungs-
unfähig. Während des Prozes-
ses wurden 359 Zeugen aus 19
Nationen gehört. 1.300 Zeu-
gen wurden schon vor dem
Prozess befragt. Das Gericht
verhängt sechsmal lebens-
länglich, mehrjährige Zucht-
hausstrafen und eine Jugend-
strafe. Drei Angeklagte wer-
den freigesprochen.

Winston Churchill stirbt im
Alter von 90 Jahren. 

Erstmals nehmen Soldaten
der Bundeswehr an einem Na-
to-Manöver in Dänemark teil.

Es kommt in Randers zu Kra-
wallen. In Krusau legen sich
Demonstranten auf die Straße,
um die deutschen Soldaten an
der Einfahrt zu hindern.   

In Tondern wird die 50.
»internationale Eheschlie-
ßung« registriert. Ein Berliner,
der in Tondern geheiratet hat,
soll die Unkompliziertheit ei-
ner Eheschließung von Deut-
schen und Ausländern in der
Wiedaustadt publik gemacht
und ihren Ruf als Heiratspara-
dies begründet haben. 

Die »Spritdampfer« zwi-
schen Kollund und Flensburg
erleben Hochbetrieb. 

Der neue Vorsitzende des
Südschleswigschen Vereins,
Ernst Meyer, erklärt, die Wie-
dervereinigung mit dem Mut-
terland müsse das Ziel jeder
nationalen Minderheit sein. 

1966
Kronprinzessin Margrethe

verlobt sich mit dem französi-
schen Diplomate Henri Labor-
de de Monpezat. 

In Apenrade wird das neue
deutsche Pressehaus an der
Schiffbrücke eingeweiht. 

Aus Protest gegen die auch
für die deutsche Minderheit
geltende Sperrklausel be-
schließt die Delegiertenver-
sammlung  des BDN keine
Aufstellung von SP-Kandida-
ten bei den Folketingswahlen.
Staatsminister Jens Otto Krag
bedauert diese Haltung. 

Bei der Kommunalwahl be-
hauptet die Schleswigsche
Partei ihre Positionen bei drei
Mandatsverlusten und zwei
Mandatsgewinnen. In mehre-
ren Gemeinden ist die SP wei-
terhin die stärkste Partei. Ins-
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gesamt hält die SP 45 Sitze in
Kreis- und Kommunalräten.

Der SSW muss mit 24.712
Stimmen gegenüber 1962 ei-
nen Verlust von rund 1.500
Stimmen bei den Kommunal-
wahlen hinnehmen.  

55 Mitglieder der dänischen
Minderheit erhalten Entschä-
digungen, weil sie wegen ih-
rer dänischen Gesinnung vor
dem Kriege benachteiligt wor-
den sind. 

Im Bereich des Arbeitsamtes
Flensburg sind 1.000 dänische
Staatsbürger beruflich tätig. 

Bei den Folketingswahlen
erreichen Sozialdemokraten
und SF zusammen eine Mehr-
heit.

Jens Otto Krag erhält den
Karlspreis der Stadt Aachen
für seine Verdienste um die
europäische Einigung. 

Aus England verbreitet sich
der Minirock als Teil der Pop-
Mode weltweit. 

In Bonn zerbricht die
CDUCSU//FDP-Koalition. Bun-
deskanzler Erhard tritt ab. Die
Unionsparteien und SPD bil-
den eine große Koalition un-
ter Leitung Kurt Georg Kiesin-
gers mit Willy Brandt als
Außenminister.

1967
Kronprinzessin Margrethe

heiratet Prinz Henrik. 
In Anwesenheit des Bundes-

ministers für Gesamtdeutsche
Fragen, Herbert Wehner, wird
die deutsche Zentralbücherei
Apenrade eingeweiht. 

In Rhöndorf bei Bonn ver-
stirbt Konrad Adenauer im
Alter von 91 Jahren.

In Südafrika gelingt die
erste Herztransplantation. 

In der Bundesrepublik
Deutschland wird Farbfernse-
hen ausgestrahlt. 

In Deutschland und in vie-
len anderen westlichen Staa-
ten kommt es zu zahlreichen
Studentendemonstrationen.
Bei Protesten gegen den
Besuch des iranischen Schahs
in West-Berlin wird der Stu-
dent Benno Ohnesorg erschos-
sen. 

Wirtschaftsminister Karl
Schiller (SPD) und Finanzmi-
nister Franz Josef Strauß
(CSU) initiieren eine Konzer-
tierte Aktion mit Arbeitge-
bern und Gewerkschaften, um
Westdeutschland aus der Re-
zession zu führen, die nach
Jahren des »Wirtschaftswun-
ders« zu Entlassungen und
Firmenpleiten geführt hatte. 

Die Volkskammer der DDR
verabschiedet das Gesetz über
die Staatsangehörigkeit der
Deutschen Demokratischen
Republik und proklamiert da-
mit eine eigene DDR-Staatsna-
tion. Damit reagiert die DDR
unter anderem auf den Allein-
vertretungsanspruch der Bun-
desrepublik und grenzt sich
konsequent von dieser ab. 

In Ost-Berlin findet die bis-
her größte gemeinsame Trup-
penparade von DDR- und
sowjetischem Militär anläss-
lich des 50. Jahrestages der
russischen Okoberrevolution
statt. 

Das Folketing beschließt
erneut einen Antrag auf Auf-
nahme Dänemarks in die
EWG. 

Beim Deutschen Tag erklärt
Ministerialrat Pohlmann, die
deutsche Grenzpolitik in

Nordschleswig könne Vorbild
für die Lösung noch offener
Minderheitenfragen in Euro-
pa werden. 

Die BDN-Delegiertenver-
sammlung beschließt eine
Teilnahme der SP an den kom-
menden Folketingswahlen. 

In Vietnam eskaliert der
Krieg. Die USA setzen immer
größere Truppenkontingente
in Südvietnam  ein und bom-
bardieren Nordvietnam. 

Im dritten Nahostkrieg
erobert Israel das Westjordan-
land und die Halbinsel Sinai.
Der Suez-Kanal wird blockiert.  

1968
Die Regierung Jens Otto

Krag tritt nach den Folketings-
wahlen zurück. Die Schles-
wigsche Partei (SP), die wegen
der Sperrgrenze kaum Chan-
cen auf einen Mandatsgewinn
hat, bekommt 6.831 Stimmen,
1964 waren es 9.274. Ein
Kreismandat hätte 12.874
Stimmen erfordert. 

Staatsminister wird Hilmar
Baunsgaard (Radikale Venstre)
an der Spitze einer Koalitions-
regierung von Radikalen, Kon-
servativen und Venstre. 

Nach dem Attentat auf Rudi
Dutschke kommt es zu den
bisher schwersten Krawallen
seit Gründung der Bundesre-
publik. 

Es gibt landesweit Demon-
strationen gegen den Viet-
nam-Krieg und geplante Not-
standsgesetze, die im Krisen-
fall die Aufhebung von
Grundrechten ermöglichen.

In Frankreich kommt es zu
umfangreichen Unruhen, der
Studentenprotest springt auf
andere Gesellschaftsbereiche
über, es kommt zum General-
streik  

In den USA fallen der Präsi-
dentschaftskandidat der De-
mokraten, Senator Robert
Kennedy, und der Bürgerrecht-
ler Martin Luther King
Attentätern zum Opfer.  

Die Reform-Bewegung Pra-
ger Frühling in der Tschecho-
slowakei wird durch eine In-
tervention sowjetischer Trup-
pen gewaltsam beendet. Der
Traum von einem Sozialismus
mit menschlichem Antlitz
zerplatz. KP-Parteichef Ale-
xander Dubcek wird gestürzt. 

Bundespräsident Heinrich
Lübke kündigt seinen vorzeiti-
gen Rücktritt an. Ihm werden
– wie sich erst nach dem Ende
der DDR herausstellt – unbe-
rechtigt unter Mitwirkung der
DDR-Stasi Verfehlungen in
der NS-Zeit vorgeworfen.  

Der Vorsitzende des Süd-
schleswig-Ausschusses, Hoch-
schulvorsteher Hans Haarder,
erklärt, er glaube daran, dass
die südliche Grenze Däne-
marks – früher oder später –
wieder an der Eider verlaufen
werde. Die Bevölkerung Süd-
schleswigs sei »wurzellos«. 

Die Regierung stimmt der
Bildung eines einheitlichen
Großkreises Nordschleswig,
Sønderjyllands Amt, zu. Der
BDN unterstützt das Vorhaben
und spricht sich gegen eine
Zweiteilung aus. 

Regierung und Parteien leh-
nen eine Befreiung der SP von
der Sperrgrenze des Folketings
ab. Für die deutsche Bücherei
werden 30.000 Kronen bewil-
ligt, laut Büchereigesetz wä-
ren 160.000 fällig gewesen. 

1969
Am 21. Juli betritt als erster

Mensch Neil Armstrong die
Oberfläche des Mondes. DDeerr
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr berichtet
über das »größte Abenteuer
der bisherigen Menschheitsge-
schichte«.  

Gustav Heinemann (SPD)
wird zum Bundespräsidenten
gewählt.  Bei einem Besuch in
Kiel bezeichnet er die Minder-
heiten als Bindeglieder im
Grenzland. 

Im Oktober wird Willy
Brandt deutscher Bundeskanz-
ler an der Spitze einer
SPD/FDP-Koalition. In Schwe-
den wird Olof Palme Staatsmi-
nister.

In den USA findet das
Woodstock-Festival statt. 

Der neue US-Präsident Ri-
chard Nixon verstärkt den
Truppeneinsatz in Vietnam.
Doch die 500.000 US-Soldaten
können den Widerstand der
kommunistischen Truppen
nicht brechen. 

Der DDR-Staatsratsvorsit-
zende Walter Ulbricht fordert
die völkerrechtliche Anerken-
nung der DDR durch die Bun-
desregierung. Dann ließe sich
das Prinzip der »friedlichen
Koexistenz« verwirklichen. 

In einer Rundfunksendung
»prahlt« einer der Täter mit
der Sprengung des Knivsberg-
denkmals im Spätsommer
1945. Es gibt deutsche und
dänische Proteste. 

Arbeitsminister Ove Guld-
berg schlägt den Bau eines
Damms von Fanø über Röm
nach Sylt mit einem 300 Qua-
dratmeter großen Erholungs-
gebiet am Wattenmeer vor. 

Die Schleswigsche Partei
entsendet Harro Marquardsen
in den vorbereitenden Aus-
schuss für  ein Großamt Nord-
schleswig. 

Im Zuge der Kommunalre-
form werden aus bisher 110
Kommunen 23 Großkommu-
nen in Nordschleswig. 

Der Vorsitzende des Verein
der dänischen KZ-Gefange-
nen, Jørgen Barfod, spricht
sich für den Staatsbesuch Bun-
despräsident Heinemanns in
Dänemark und Versöhnung
mit Deutschland aus. Die Zei-
tung »Jyllands-Posten« hatte
gemeldet, der Besuch solle
1970 auf deutschen Druck hin
stattfinden. Im 50. Jahr der
Wiedervereinigung Nord-
schleswigs mit Dänemark und
25 Jahre nach der Befreiung
1945 sei der Besuch eine Zu-
mutung für die Königsfamilie.
Deshalb sollte der Besuch ab-
gesagt werden. 

1970
Bundeskanzler Willy Brandt

schlägt der DDR-Regierung
Verhandlungen über den Aus-
tausch von Gewaltverzichtser-
klärungen vor. 

Auf dem Knivsberg wird der
Jugendhof des deutschen Ju-
gendverbandes für Nord-
schleswig eingeweiht. 

Am 1. April tritt die Kom-
munalreform in Kraft. Bei den
Wahlen zieht Harro Mar-
quardsen für die SP in den
neuen Amtsrat Nordschles-
wigs. 

Erik Jessen (Venstre) wird
von seiner eigenen Partei,
Konservativen, Radikalen und
von der SP zum ersten Amts-
bürgermeister  gewählt. Favo-
rit für den Posten war zu-
nächst Sozialdemokrat Peter
Gorrsen. 

Harro Marquardsen erhält
als SP-Vertreter einen Sitz im
Ökonomieausschuss des
Amtsrates. 

Bürgermeisterin in Apenra-
de wird Camma Larsen, in
Sonderburg ihr Parteikollege
Edmund Nielsen, in Tondern
Venstre-Mann Svend Kirchhei-
ner und in Hadersleben der

Konservative H. C. Carsten-
sen. 

Anlässlich der 50. Wieder-
kehr des Tages der Volksab-
stimmung am 10. Februar
1920 tagt der BDN-Hauptvor-
stand zusammen mit Vertre-
tern der deutschen Grenzver-
bände in Apenrade. Minister-
präsident Helmut Lemke
(CDU) dankt in einer Gruß-
botschaft den deutschen
Nordschleswigern für »ihre
Treue zum Deutschtum«. Die
deutschen Nordschleswiger

veranstalten eine Gedenkfeier
in Tingleff. 

Bundespräsident Gustav
Heinemann besucht Däne-

mark. In ihren Ansprachen
unterstreichen König Frederik
und der Bundespräsident die
Bedeutung der Minderheiten
im Grenzland. 

Der SPD-Oppositionsführer
im schleswig-holsteinischen
Landtag, der »rote« Jochen,
spricht auf dem Knivsberg
über »Jugend und Politik«. 

Auf Düppel findet die däni-
sche Gedenkfeier zur Erinne-
rung an die Wiedervereini-
gung 50 Jahre zuvor statt.
Staatsminister Baunsgaard
kündigt verstärkten däni-
schen Einsatz in Nordschles-
wig in Verbindung mit dem
EWG-Anschluss an. 

Deutsch-dänische Grenz-
landaustellung in der Sønder-
jyllandshalle in Apenrade. 

Tingleff und Jündewatt spie-
len als erste deutsche Hand-
ballmannschaften in däni-
schen Punktrunden mit. 

Der BDN beschließt auf-
grund der Kommunalreform
Bildung von Bezirksvereinen
anstelle der bisherigen Kreis-
verbände. 

Die Schleswigsche Partei er-
zielt bei den Kommunalwah-
len 7.501 Stimmen. 

Redakteur Bjørn Svensson
erklärt dem NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr,
dass »die Leute, die ständig
Deutschlands Fernsehpro-
gramme einschalten, mit den
Jahren – ohne dass sie es mer-
ken – kulturell und politisch
von deutschen Gedanken be-
einflusst werden«. Der Vorsit-
zende des deutschen Jugend-

verbandes, Hans Jürgen Nis-
sen, fordert Verzicht von vie-
lem Althergebrachten in der
deutschen Minderheit. »Wol-
len wir als deutsche Nord-
schleswiger überleben, müs-
sen wir lebendig bleiben«.  

1971 
In der Bundesrepublik

Deutschland hält die Baader-
Meinhof-Bande die Menschen
in Atem. 

In Ostberlin einigen die
DDR und Bundesrepublik sich
auf ein Transitabkommen, das

den Verkehr nach West-Berlin
erleichtert, auch eine neue
Besuchsregelung für West-Ber-
liner im Ostteil der Stadt und
der DDR macht den »Eisernen
Vorhang« durchlässiger. 

Bundeskanzler Willy Brandt
wird in Anerkennung seiner
Ostpolitik mit dem Friedens-
nobelpreis ausgezeichnet. 

Mit 14 gegen elf Stimmen
bewilligt der nordschleswig-
sche Amtsrat einen Zuschuss
von 45.000 Kronen für die
deutschen Büchereien in
Nordschleswig. 

In Brüssel wird der EWG-
Vertrag mit Dänemark unter
Dach und Fach gebracht. 

Konservative und Sozialde-
mokraten sprechen sich für
eine Streichung der Zwei-Pro-

zent-Sperrgrenze für die SP bei
den Folketingswahlen aus. 

Bei den Folketingswahlen
bekommt die SP 6.748 Stim-
men, ohne Sperrgrenze hätte
die Zahl für ein Folketings-
mandat ausgereicht. 

Die Regierung aus Konser-
vativen, Venstre und Radika-
len unter Leitung von Hilmar
Baunsgaard (Rad.) wird von
einer sozialdemokratischen
Minderheitsregierung unter
Leitung Jens Otto Krags
abgelöst. 

Bei den Landtagswahlen in
Schleswig-Holstein erringt die
CDU mit 51,7 Prozent der
Stimmen die absolute Mehr-

heit, die SPD unterliegt mit
ihrem Spitzenkandidaten Jo-
chen Steffen.  Gerhard Stolten-
berg löst Ministerpräsident
Helmut Lemke (CDU) ab. 

Der SSW-Landtagsabgeord-
nete Berhold Bahnsen ver-
stirbt, als Nachfolger rückt
Karl Otto Meyer in den Land-
tag nach. 

1972
König Frederik IX. stirbt im

Alter von 72 Jahren. Kronprin-
zessin Margrethe wird von
Staatsminister Jens Otto
Kragh zur Königin ausgeru-
fen, sie trägt den Namen Mar-
grethe II. 

Bundeskanzler Willy Brandt
und Staatsminister Jens Otto
Krag besuchen im Mai die

deutsche Volksgruppe in
Nordschleswig. 

Amtsbürgermeister Erik Jes-
sen (V) setzt sich für eine
Beteiligung der Schleswig-
schen Partei im Komitee für
den Beitritt zur EWG ein. 

Bei der Volksabstimmung
über einen Beitritt Dänemarks
zur EWG werden 63,5 Prozent
Ja-Stimmen abgegeben. In
Nordschleswig stimmen sogar
75,2 Prozent der Wahlberech-
tigten für einen Beitritt. Die
größte Zustimmung wird aus
Tingleff und Lügumkloster ge-
meldet. 

Jens Otto Krag reicht nach
dem Ja zum EWG-Beitritt
überraschend seinen Rücktritt
ein. 

Erstmals besuchen Einhei-
ten der Bundesmarine Apenra-
de. Die Bevölkerung feiert mit
den Gästen zusammen ein Ha-
fenfest.

In der Bundesrepublik er-
zielt die sozialliberale Koaliti-
on unter Leitung von Willy
Brandt und Walter Scheel ei-
nen großen Wahlerfolg.

Die Autobahn Hamburg-
Kolding nimmt Konturen an.
Nach Einweihung des Ab-
schnitts Neumünster-Jagel
verkürzt sich die Fahrzeit von
Nordschleswig in die Hanse-
stadt auf gut zwei Stunden.
Der Ausbau von der Grenze
bis Skovby wird beschleunigt. 

Das Amt Nordschleswig
und die Stadt Flensburg ver-
einbaren die Gründung eines
Komitees zur Sauberhaltung
der Flensburger Förde. 

1973
Bundesverkehrsminister

Lauritz Lauritzen und sein
dänischer Kollege Jens Kamp-
mann vereinbaren den grenz-
überschreitenden Bau der
Nord-Süd-Autobahn bis 1978. 

Diplomlandwirt Peter Iver
Johannsen wird neuer Gene-
ralsekretär des Bundes Deut-
scher Nordschleswiger. Er tritt
die Nachfolge Rudolf Stehrs
an. 

Als erste dänische Tageszei-
tung bringt Deerr  NNoorrddsscchhlleesswwii--
ggeerr  ein Interview mit dem
Steuerrebellen Mogens Gli-
strup. 

Das Land Schleswig-Hol-
stein erhöht seine Zuschüsse
für die dänische Minderheit
von 20,6 auf 26 Millionen Kro-
nen »als Beweis des guten
Willens«, wie  Innenminister
Rudolf Titzck (CDU) erklärt. 

Der SSW-Vorsitzende Karl
Otto Meyer erklärt auf dem
Landesparteitag in Husum,
der SSW werde die Sozialde-
mokraten bei der Wahl eines
Ministerpräsidenten unter-
stützen, falls die CDU eine
Wahlniederlage erleide. 

Im grenzüberschreitenden
Verkehr beträgt der Zollfreibe-
trag 950 Kronen. 

In Sonderburg wird die
Restaurierung des Schlosses
abgeschlossen. 15 Millionen
Kronen wurden verbaut. 

Nach Ausschreibung von
Neuwahlen durch Staatsmini-
ster Anker Jørgensen bietet
der Vorsitzende der neu ge-
gründeten Partei Zentrumsde-
mokraten (CD), Erhard Jakob-
sen, der Volksgruppe eine
Kandidatur für das Folketing
auf der Liste der CD an. 

Die BDN-Delegiertenver-
sammlung stimmt mit 165 zu
61 Stimmen für die Zusam-
menarbeit mit CD. 

Als deutscher Nordschles-
wiger wird Jes Schmidt im
Dezember mit 11.625 Stim-
men ins Folketing gewählt.
Die »alten« Parteien erleiden
eine schwere Niederlage. Die
Fortschrittspartei von Mogens
Glistrup erobert 26 Mandate.
Wieder im Folketing sind
Retsforbundet und Kommuni-
sten sowie neu die Christliche
Volkspartei und die Zentrums-
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Von 1973 bis 1979 vertrat Jes Schmidt (rechts) die deutsche Minderheit im Folketing, gewählt auf der Liste
von CD. Er erzielte bei Verhandlungen mit Regierungschef Anker Jørgensen (links) und dessen sozialdemo-
kratischen Ministern Svend Jacobsen und Per Hækkerup Vorteile für die Volksgruppe und Nordschleswig.  

Sturmfluten an der Westküste zum Jahreswechsel 1975/76 über-
schwemmten die Küste bei Ballum. Bei Hoyer hielten die Deiche gera-
de noch den Wassermassen stand. Tondern wurde evakuiert. 

Bundeskanzler Schmidt und Staatsminister Anker Jørgensen treffen sich 1975 in Sonderburg – gemeinsam
besuchen sie die Deutsche Privatschule.
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demokraten. 
Trotz einer nationalpoliti-

schen »Schreckkampagne«
(jede Stimme für CD sei eine
Stimme für die Schleswigsche
Partei) gelingt CD in Nord-
schleswig ein besonders gutes
Ergebnis.  

Nach dem neuerlichen Nah-
ostkrieg kommt es zu einer
Energiekrise, es gibt längere
Zeit Sonntagsfahrverbote für
Autos.  

Venstre-Staatsminister Poul
Hartling bildet eine Minder-
heitsregierung.    

1974
Bei der Amtsratswahl er-

ringt die Schleswigsche Partei
ein zweites Mandat. In
Rothenkrug, Tondern, Lügum-
kloster und Bau gehen Manda-
te verloren, in Hoyer und Gra-
venstein legt die Liste S zu. In
Tingleff und in Apenrade
stellt die Schleswigsche Partei
mit Peter Wilhelmsen und Jep
Schmidt den ersten Vize-Bür-
germeister.

Staatsminister Hartling sagt
dem deutschen Abgeordneten
Jes Schmidt zu, eine Überprü-
fung vorzunehmen, ob eine
Freizügigkeit auf dem Arbeits-
mark im Grenzland zugelas-
sen werden kann. 

Das Amt Nordschleswig
zeichnet eine Kopenhagener
Architektengruppe mit dem 1.
Preis im Zukunftswettbewerb
aus. Die Gruppe hatte eine
Zusammenarbeitszone im ge-
samten Bereich Schleswig vor-
geschlagen. 

2.500 deutsche und däni-
sche Bauern blockieren die
deutsch-dänische Grenze.   

Der Kraftwerksverbund El-
sam schlägt zwei Bereiche an
der Haderslebener Förde als
Standorte für das erste däni-
sche Atomkraftwerk vor. 

An der deutsch-dänischen
Grenze werden die grünen
Versicherungskarten abge-
schafft. 

Helmut Schmidt (SPD) löst
Willy Brandt als Bundeskanz-
ler ab, der wegen der Spiona-
geaffäre Guillaume zurück-
tritt. 

Nach Verhandlungen mit
der Bundesregierung in Bonn
werden Zuschüsse gesichert,
die den Bestand des NNoorrdd--
sscchhlleesswwiiggeerrss sichern.  

Der radikale Folketingsver-
treter Ingomar Petersen er-
klärt, der Abgeordnete Jes
Schmidt habe im Folketing
Interessen der deutschen Min-
derheit und des gesamten
Nordschleswigs gut wahrge-
nommen. 

In Apenrade wird der Bau
eines deutsch-dänischen Koh-
lekraftwerks vereinbart, das
ab 1978 Kunden zu beiden Sei-
ten der Grenze 600 Megawatt
Strom liefert. 

In einer Sitzung des Kon-
taktausschusses für die deut-
sche Minderheit des Folke-
tings verlangt der Vertreter
der Fortschrittspartei, Pouls-
gaard, die Schließung des
deutschen Kindergartens Nor-
burg. 

1975
Bei den Wahlen zum Folke-

ting gelingt Jes Schmidt auf
der Liste der Zentrumsdemo-
kraten die Wiederwahl. 

Im Folketing wird die Regie-
rung Hartling mit 86 zu 85
Stimmen gestürzt. Der deut-
sche Vertreter Hans Chr. Jep-
sen, der den erkrankten Jes
Schmidt vertritt, enthält sich
der Stimme. 

Anker Jørgensen bildet eine
sozialdemokratische Minder-
heitsregierung. 

Bei den Landtagswahlen in
Schleswig-Holstein wird die
CDU-Regierung bestätigt, al-
lerdings nur mit einer Stimme
Vorsprung vor der Opposition.

Der SSW-Vertreter Karl Otto
Meyer wird mit Stimmenzu-
wachs wieder gewählt. 

Ministerpräsident Stolten-
berg legt ein Bekenntnis für
die deutschen Nordschleswi-
ger ab, der »friedliche kultu-
relle Wettstreit im Grenzland
hat auch im Zeichen der EG
nicht an Bedeutung verloren.«

Gerhard Schmidt löst Harro
Marquardsen als BDN-Haupt-
vorsitzenden ab.  

In Sonderburg trifft die Spit-
ze der deutschen MInderheit
beim deutsch-dänischen Re-
gierungsgipfel mit Bundes-
kanzler Helmut Schmidt und
Anker Jørgensen zusammen. 

Der Bau eines deutsch-däni-
schen Grenzübergangs an der
im Bau befindlichen Auto-
bahn wird vereinbart. 

In Kiel einigen sich SPD
und CDU auf die Bildung ei-
nes Landtagsgremiums für
Fragen der deutschen Minder-
heit. 

1976
Zwei schwere Sturmfluten

an der Wattenmeerküste mit
Wasserständen über dem Pe-
gel von 1962 lösen Evaku-
ierungen in Tondern aus, das
von Überflutung bedroht ist. 

Nach einem Besuch Anker
Jørgensens im Katastrophen-
gebiet beschließt die Regie-
rung den Bau eines neuen
Deichs bei Hoyer. 

Landwirtschaftsminister
Poul Dalsager teilt dem deut-
schen Folketingsmitglied Jes
Schmidt auf Anfrage mit, dass
beim Grunderwerb durch An-
gehörige der deutschen Volks-
gruppe »seit vielen Jahren«
keine nationalpolitischen Kri-
terien gelten.

Der Schnupftabakverein
»Det brune neisgaff« in Lü-
gumkloster ernennt Bundes-
kanzler Schmidt zum Ehren-
mitglied. 

Tingleff Bürgermeister
Svend Christensen greift die
Schleswigsche Partei im örtli-
chen Stadtrat an. Nis Peter
Hansen (SP) verlässt den Stadt-
rat. 

Der CDU-Kanzlerkandidat
Helmut Kohl trifft in Flens-
burg mit Vertretern der däni-
schen Minderheit zusammen
und sagt Unterstützung seiner
Partei beim Ausbau der Du-
borgskole zu. 

Trotz Stimmenzuwachs für
die CDU/CSU kann die sozial-
liberale Koalition unter Hel-
mut Schmidt in Bonn weiter-
regieren. 

Jes Schmidt erreicht bei Ver-
kehrsminister Knud Heinesen
die Zusage, dass die nord-
schleswigsche Autobahn süd-
lich von Bodum bis zur Gren-
ze vierspurig und nicht – wie
zunächst geplant – nur zwei-
spurig gebaut wird. 

Der Chef des Danmarks-
Radio-Funkhauses, Radio Syd,
Bjørn Svensson, richtet wie-
derholt schwere Vorwürfe ge-
gen die deutsche Volksgruppe.  

1977
Jes Schmidt gelingt auf der

Liste der Zentrumsdemokra-
ten die Wiederwahl ins Folke-
ting. Für die Liste der CD er-
höht sich die Stimmenzahl
von 6.438 auf 11.343. Für Jes
Schmidt steigt die Zahl per-
sönlicher Stimmen von 3.537
auf 4.228. 

In Apenrade werden von der
Polizei Straßensperren errich-
tet, nachdem Hinweise einge-
hen, die Mörder des deutschen
Generalbundesanwaltes Bu-
back seien in der Nähe gese-
hen worden. Nach der Befrei-
ung von Geiseln in Mogadi-
schu, Selbstmord von Bader,
Meinhof und Raspe sowie Er-
mordung des Arbeitgeberprä-
sidenten Schleyer werden
mehrfach Fahndungen in Dä-

nemark ausgelöst. 
Während des deutschen

Tages ruft der schleswig-hol-
steinische Landtagsvizepräsi-
dent Kurt Hamer (SPD) dazu
auf, die deutsche Demokratie
nicht anzuzweifeln. Vor dem
Hintergrund dänischer At-
tacken bezüglich deutscher
Anti-Terror-Maßnahmen er-
klärt Hamer: »Nichts ist
falscher als ein Vergleich mit
Hitler-Deutschland.« 

Am Grenzübergang Krusau
geht die Zahl der Grenzpassa-
gen im Zuge der strengen Kon-
trolle wegen Fahndung nach
Terroristen zurück. 

Amtsbürgermeister Erik Jes-
sen erklärte, dass Nordschles-
wig bis 1990 bis zu 15.000
neue Arbeitsplätze benötige. 

Unterrichtsministerin Ritt
Bjerregaard (Soz.) eröffnet in
Apenrade das Institut für
Grenzregionsforschung. 

In Apenrade wird der
Grundstein für die neue Amts-
verwaltung gelegt. Apenrades
Bürgermeisterin Camma Lar-
sen spricht von einem Bau für
die nächsten 150 Jahre. 

Deutschland und Däne-
mark einigen sich auf einen
Stufenplan zur Abschaffung
der Einkaufsbegrenzungen für
dänische Reisende. Die 72-
Stunden-Regel, die den Ein-
kauf von alkoholischen Ge-
tränken begrenzt, soll schritt-
weise bis 1983 abgeschafft
werden. 

Eine Untersuchung zeigt,
dass Deutsche in Tondern
mehr einkaufen als die Ein-
wohner der Wiedaustadt süd-
lich der Grenze .

Eine zweisprachige Bro-
schüre des Deutschen Schul-
vereins in Norburg wird in
dänischen Kreisen als Provo-
kation verurteilt. 

Der SSW-Abgeordnete K. O.
Meyer droht der SPD Konse-
quenzen bei bevorstehenden
Ministerpräsidentenwahlen
an, nachdem die SPD in Har-
rislee örtliche Mitglieder des
dänischen Frauenvereins auf
ihrer Liste kandidieren lässt. 

Ministerpräsident Stolten-
berg erklärt im Interview mit
DR-Korrespondent Frode Kri-
stoffersen, dass Schleswig-Hol-
stein und Dänemark eine Re-
gion bildeten

Der dänische Staatshaushalt
erreicht ein Rekord-Defizit
von 33 Milliarden Kronen  

1978
Königin Margrethe II. weiht

gemeinsam mit Bundespräsi-
dent Walter Scheel die grenzü-
berschreitende Autobahn ein. 

Der Hauptvorstand der Fort-
schrittspartei beschließt ge-
gen den Willen von Parteichef
Mogens Glistrup die Strei-
chung des Kandidaten Jes Friis
von der Kandidatenliste zur
Amtsratswahl wegen seiner
NS-Vergangenheit. 

Die Schleswigsche Partei
verbessert ihre Stimmenzahl
bei den Amtsratswahlen ge-
genüber 1974  um 53 Stim-
men. Aufgrund der hohen
Wahlbeteiligung geht das
zweite Amtsratsmandat aber
verloren.  Hermann Heil zieht
für die SP in den Amtsrat ein.  

Bei der Kommunalwahl
kann die SP ihren Stimmenan-
teil erhöhen, verliert aber je
ein Mandat in Apenrade und
Lundtoft. In Tingleff bleibt die
SP mit vier Stadtratsmitglie-
dern größte Fraktion. 

In Bonn wird in Anwesen-
heit der Außenminister Hans
D. Genscher und K. B. Ander-
sen das deutsch-dänische Ab-
kommen zum Bau eines neu-
en Deiches bei Hoyer zwi-
schen Emmerleff und Hinden-
burgdamm unterzeichnet. 

Sozialdemokraten und Ven-
stre bilden eine gemeinsam
Regierung. Staatsminister
bleibt Anker Jørgensen,

Außenminister Henning Chri-
stophersen (V).   

Unter maßgeblichem Ein-
satz des deutschen Folketings-
abgeordneten Jes Schmidt be-
schließt die Regierung die Er-
richtung eines neuen Zollla-
gers in Pattburg.  

Anker Jørgensen entlässt
Unterrichtsministerin Ritt
Bjerregaard, nachdem sie sich
weigert 20.000 Kronen zu-
rückzuzahlen, die sie während
eines Parisaufenthaltes auf
Staatskosten ausgegeben hat. 

Der Schweizer Danfoss-
Lehrling Arno Knoepfli darf
in Dänemark bleiben, nach-
dem Folketingsmitglied Jes
Schmidt bei Arbeitsminister
Svend Auken und Sozialmini-
sterin Nathalie Lind interve-
niert hat. 

1979
Im Alter von 62 Jahren

stirbt NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr-Chef-
redakteur Jes Schmidt. Folke-
tingspräsident K. B. Andersen
würdigt die Verdienste des Fol-
ketingsmitgliedes.

Nach dem Tode von Jes
Schmidt platzt die Zusam-
menarbeit zwischen deut-
scher Volksgruppe und CD,
weil CD-Sprecher Arne Mel-
chior und CD-Folketingsmit-
glied Bent Olsen, Christians-
feld, nicht zusammen mit den
deutschen Kandidaten Peter
Wilhelmsen und Uwe Möller
auf der Kandidatenliste stehen
wollen. Wilhelmsen lehne
man ab, weil er im Krieg als
17-jähriger Frontfreiwilliger
Soldat der Waffen-SS gewesen
ist, Möller wegen der Vergan-
genheit seines Vaters Jens
Möller, der vor 1945 »Partei-
führer« in der nordschles-
wigschen NS-Gliederung ge-
wesen war. 

Es gibt neue Vorstöße, die
Partei der deutschen Minder-

heit bei der Folketingswahl
von der Sperrgrenze zu befrei-
en. Unter anderem Minister-
präsident Stoltenberg und der
Vorsitzende des Südschleswig-
schen Vereins, Ernst Vollert-
sen, plädieren für eine Befrei-
ung von der Sperrklausel. 

Der NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr  be-
richtet, dass der von den Nazis
ermordete deutsche Nord-
schleswiger Jens Jessen nach
neuen Forschungen »geistiger
Vater« des Attentates auf Hit-
ler am 20. Juli 1944 gewesen
ist. 

Anker Jørgensen bildet eine
neue Minderheitsregierung,
die versucht, mit Krisenpake-
ten und Abwertung der Krone
Dänemark aus der wirtschaft-
lichen Krise zu führen. 

In Apenrade wird das für 1,2
Milliarden Kronen gebaute
neue Enstedtwerk des nord-
schleswigschen Hochspan-
nungswerkes und der Nord-
westdeutschen Kraftwerke AG
eingeweiht.  

In Kopenhagen wird der
DDR-Agent Jörg Meyer zu
sechs Jahren Haft verurteilt. Er
hatte das Außenministerium
ausspioniert. 

1980
Naturschutzverbände lau-

fen Sturm gegen die weit ins
Wattenmeer vorgeschobene
Deichlinie zwischen Emmer-
leff und dem Hindenburg-
damm. Nachdem auf däni-
scher Seite die Proteste ver-
geblich bleiben, erhält der
Deich auf deutscher Seite eine
Einbuchtung, um ein Stück
des für die Vogelwelt wertvol-
len Vorlandes zu erhalten.

Das Amt Nordschleswig
protestiert gegen Pläne, das
dänische Wattenmeer weitge-
hend unter Naturschutz zu
stellen. 

Der Sonderburger Stadtrat
beschließt, künftig keine But-
terfahrten mehr zuzulassen.
Die vielen deutschen Passagie-
re sorgen für ein Verkehrscha-
os am Hafen der Alsenstadt. 

Polizeimeister Iver Møller
lehnt den Vorschlag aus Ge-
werkschaftskreisen ab, pro
Grenzpassage 50 Kronen zu
kassieren, um den schiefen
Grenzhandel zu bekämpfen.
»Wer sollte die Kontrolle vor-
nehmen?«, so Møller. 

Tonders Venstre-Bürgermei-
ster Jens Børsting Andersen
befürchtet zur Jahrtausend-
wende »Nationalprobleme«,
wenn sich Schleswig-Holstein
stärker entwickelt als Nord-
schleswig. 

Staatsminister Anker Jør-
gensen kündigt ein neues Kri-
senpaket an. Die Steuern sol-
len erhöht und Zwangsanlei-
hen eingezahlt werden. 

Es gibt Ärger im Grenzland
nach dem Erscheinen der Zei-
tung »Slesvigland«, die
kostenlos in Südschleswig

verteilt wird und in deutscher
Sprache einen eigenständigen
schleswigschen Regionalis-
mus unter dänischem Vorzei-
chen propagiert, wie der NNoorrdd--
sscchhlleesswwiiggeerr schreibt. Finan-
ziert wird das Heft vom Trau-
gott-Møller-Fonds in Sonder-
burg. 

In der dänischen Presse
wird über eine angebliche
Auswanderungswelle däni-
scher Unternehmen nach
Deutschland berichtet, die
dort günstigere Bedingungen
erwarten.

Der Chef des Flensburger
St.-Franziskus-Hospitals, Dr.
Wolfgang Wolfers, bezeichnet
es als unverständlich und lä-
cherlich, dass die beiden Not-
arztwagen der Flensburger
Feuerwehr bei schweren Un-
fällen nicht grenzüberschrei-
tend eingesetzt werden. Kran-
kenhausausschussvorsitzen-
der Kresten Philipsen befür-
wortet solche Einsätze, ver-
weist aber darauf, dass däni-

sche Patienten sich nicht ohne
weiteres in Flensburger Kran-
kenhäuser bringen lassen.  

1981 
Steuerminister Karl Hjort-

næs unterstreicht, dass Däne-
mark niemals einen freien
Handel mit Wein, Spirituosen
und Tabak innerhalb der EG
akzeptieren wird. 

Der dänische Innenminister
Henning Rasmussen spricht
sich für die Errichtung eines
Folketingskontors für die
deutsche Minderheit aus. 

Kresten Philipsen wird von
seiner Partei Venstre als Kan-
didat für die Nachfolge von
Amtsbürgermeister Erik Jes-
sen nominiert. 

In einem Interview mit dem
Norddeutschen Rundfunk be-
zeichnet Staatsminister Anker
Jørgensen das deutsch-däni-
sche Verhältnis als fast mär-
chenhaft. 

Die dänische Regierung und
der A. P. Møller-Konzern eini-
gen sich über die Verteilung
der Gewinne aus der Erdgas-
und Ölförderung in der Nord-
see. 

Die Zahl der in Dänemark
lebenden Ausländer über-
schreitet die Zahl 100.000. 

In einem Interview mit dem
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr äußert sich
der frühere amerikanische
Außenminister Henry Kissin-
ger sehr befriedigt über die
Lösung der Schleswig-Frage.
Der aus Führt stammende
Politiker hatte sich als Histori-
ker mit dem Thema befasst. 

In einem Interview mit dem
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr nennt es der
Schriftsteller Siegfried Lenz
einen Skandal, dass Bundes-
kanzler Helmut Schmidt als
Kriegstreiber verunglimpft
wird. 

Staatsminister Jørgensen
tritt für eine kernwaffenfreie

Zone in Nordeuropa als ers-
tem Schritt zu einer Atomwaf-
fenabrüstung in Europa ein. 

SP-Amtsratsmitglied Her-
mann Heil beklagt, der grenz-
überschreitende Dialog sei
seit Erkrankung Amtsbürger-
meister Erik Jessens praktisch
eingeschlafen. 

Die Neubautätigkeit im
dänischen Wohnungsbau er-
reicht den niedrigsten Stand
seit 30 Jahren. 

Der Vorsitzende der DDR-
Volkskammer, Horst Sinder-
mann, überreicht Anker Jør-
gensen eine Einladung zu ei-
nem offiziellen Besuch in der
DDR. 

Bundeskanzler Schmidt äu-
ßert sich skeptisch gegenüber
Anker Jørgensens Vorschlag
einer atomwaffenfreien Zone
im Norden. Das Thema könne
nur auf Nato-Ebene diskutiert
werden. Schmidt bezeichnet
es als absurd, vor Amerika
mehr Angst zu haben als vor
der Macht im Osten. 

In Sonderburg wird die
neue Alsensund-Hochbrücke
eingeweiht. 

Die dänischen Sozialdemo-
kraten beschließen auf ihrem
Parteitag, dass Dänemark
atomwaffenfrei sein soll. 

Amtsbürgermeister Erik Jes-
sen kritisiert im NNoorrddsscchhlleess--
wwiiggeerr, dass gewisse Kommu-
nen mit der Ablehnung einer
Anerkennung deutscher Kin-
dergärten gegen den »guten
Geist« im Grenzland versto-
ßen. 

Bei den Kommunalwahlen
verliert die SP ihre Mandate in
Sonderburg und Hadersleben.

Anker Jørgensen setzt sich
für ein Sekretariat der deut-
schen Minderheit in Kopenha-
gen ein. 

Bei einer schweren Sturm-
flut besteht der neue Deich
bei Hoyer seine Bewährungs-
probe. 

Tonders Polizeimeister Pre-
ben Jacobsen fordert eine
strengere Überprüfung der
Personalien heiratswilliger
Paare. Es bestehe der Verdacht
von Scheinehen zwischen
deutschen und nichtdeut-
schen Personen. 

Immer mehr Bauernhöfe
kommen wegen finanzieller
Probleme unter den Hammer,
die Zahl der Zwangsversteige-
rungen hat sich gegenüber
1980 verdoppelt. 

1982
In Hoyer weihen Königin

Margrethe und Bundespräsi-
dent Karl Carstens den
deutsch-dänischen Deich ein.
Beide würdigen das Bauwerk
als ein vorbildliches Beispiel
in der deutsch-dänischen Zu-
sammenarbeit. Einige wenige
Demonstranten, die die Ein-
deichung ablehnen, werden
abgeführt. 

Die von Helmut Schmidt
geleitete SPD/FDP-Koalition
zerbricht nach dem Rücktritt
aller vier FDP-Minister. 

Helmut Kohl (CDU) wird
neuer Bundeskanzler

Unter Leitung von Staatsmi-
nister Poul Schlüter (Kons.)
wird eine neue bürgerliche
Vierklee-Regierung nach dem
Rücktritt des Sozialdemokra-
ten Anker Jørgensen gebildet,
dessen Minderheitsregierung
mit einem Krisenplan und
Milliardeneinsparungen ge-
scheitert war. Neben Konser-
vativen und Venstre sind Zen-
trumsdemokraten und Christ-
liche Volkspartei beteiligt.  

Im NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr be-
zeichnet das Venstre-Amts-
ratsmitglied Erik Rytter den
Bau eines neuen Krankenhau-
ses in Apenrade als überflüs-
sig. 

Ein Bericht der deutsch-
dänischen Fördekommission
weist auf große Umweltpro-
bleme im Grenzgewässer vor
allem durch Einschwemmung
von Nährstoffen aus landwirt-
schaftlichen Nutzflächen hin. 

In Hoyer macht sich Entrüs-
tung breit, weil als Ausgleich
für Verlust von Vorland im
Zuge der Eindeichung des
Margrethenkooges ein Salz-
wasserbiotop hinter dem
Deich eingerichtet werden
soll. Der Vorsitzende des tech-
nischen Ausschusses im
Amtsrat, Helge Jensen (V),
warnt, der künstliche See kön-
ne den Hochwasserschutz der
Tonderner Marsch gefährden.  

Während der deutsch-däni-
schen Tage in Hadersleben
weist der stellvertretende
NDR-Indendant Jobst Plog Be-
fürchtungen zurück, hinter
der Berichterstattung des Sen-
ders aus Nordschleswig ver-
berge sich eine bewusste Mis-
sionierung. Es gebe keine
»deutsche Gefahr« durch das
übermächtige deutsche Fern-
sehen. 

In einem Brief an den BDN-
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Deutsch-dänische Zusammenarbeit: 1982 weihten Königin Margrethe und Bundespräsident Karl Carstens
den deutsch-dänischen Deich bei Hoyer ein. Rechts der junge Amtsbürgermeister Kresten Philipsen – vorn
rechts die Prinzen Joachim und Frederik. 

Seite 26/31 - Zeitleisten  24.03.2005 14:27 Uhr  Seite 4



SEITE 30 DN-VP-Sonnabend, 26. März 20050055 5500
Hauptvorsitzenden Gerhard
Schmidt teilt Folketingspräsi-
dent Svend Jacobsen (Soz.)
mit, dass die deutsche Minder-
heit aus »Prozedur- und Kom-
petenzgründen« kein Sekreta-
riat beim Folketing erhalten
könne.  Es melden sich den-
noch immer mehr Befürwor-
ter einer Sekretariatslösung zu
Wort, u. a. Amtsbürgermeister
Kresten Philipsen und sein
Vorgänger Erik Jessen sowie
der CDU-Europaabgeordnete
Kai Uwe von Hassel (CDU) in
einer Rede beim Parteitag der
dänischen Konservativen. 

Der neue CDU-Ministerprä-
sident Uwe Barschel kündigt
die Erhöhung der Zuschüsse
für die dänischen Schulen in
Südschleswig auf 90 Prozent
des Förderbetrages an, den die
öffentlichen Schulen erhalten. 

Barschel trägt den Wunsch
nach einem Sekretariat für die
deutsche Minderheit bei sei-
nem Besuch bei Folketings-
präsident Jacobsen vor. 

Dänische Zeitungsberichte
nehmen Anstoß an einer Rede
auf Deutsch, die der dänische
Energieminister Knud Enn-
gaard (V) bei der Einweihung
der deutsch-dänischen Erdgas-
verbindung während der Fest-
lichkeiten in Ellund auf deut-
scher Seite der Grenze hält. 

1983
Königin Margrethe bezeich-

net die wirtschaftliche Krise
in Dänemark als eine Heraus-
forderung, der man mit weni-
ger Egoismus entgegenwirken
könne.

Ein deutsch-dänisches Rah-
menabkommen für die Grenz-
region fordert der stellvertre-
tende Landrat des Kreises
Schleswig-Flensburg, Wolf-
gang Börnsen (CDU). Amts-
bürgermeister Kresten Philip-
sen spricht verwundert von
einer wenig realistischen
Initiative. 

Der SSW-Abgeordnete Karl
Otto Meyer kündigt die Unter-
stützung einer Koalition von
SPD und anderen Parteien
unter Leitung Björn Engholms
an, wenn dessen Regierungs-
programm wesentliche Punk-
te des SSW erfülle. 

Mit einem Dank an die dä-
nische Regierung stimmt der
BDN dem Angebot zur Errich-
tung eines deutschen Minder-
heitensekretariates in Kopen-
hagen zu. 

Bei den Bundestagswahlen
siegen CDU/CSU und FDP,
Helmut Kohl kann weiter
regieren. Erstmals schaffen die
Grünen den Einzug in den
Bundestag. 

In Schleswig-Holstein ge-
winnt die CDU mit 49 Prozent
der Stimmen die Landtags-
wahl. Der SSW behauptet sein
Mandat mit 1,3 Prozent  Stim-
menanteil. 

Der erste Landtagsvizepräsi-
dent Kurt Hamer (SPD)
schlägt vor, dass die Minder-
heiten im Grenzland als Zei-
chen innerer Souveränität
auch Vertreter der Mehrheiten
zu ihren Veranstaltungen ein-
laden. 

In Schleswig-Holstein wer-
den die Zuschüsse für die
dänischen Schulen auf 100
Prozent der Beträge für öffent-
lichen Schulen erhöht. 

Am 6. September 1983 wird
das Sekretariat der deutschen
Volksgruppe in Kopenhagen
in Anwesenheit von Staatsmi-
nister Poul Schlüter eröffnet.
Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen sind mit Leben er-
füllt worden, so der schleswig-
holsteinische  Landtagspräsi-
dent Rudolf Titzck, der Sekre-
tariatsleiter Siegfried Matlok
gratuliert. 

Die Fortschrittspartei ver-
weigert ihrem Gründer Mo-
gens Glistrup nach Antritt
einer Gefängnisstrafe wegen

Steuervergehen, die Partei in
Fernsehdebatten zu vertreten. 

Eine Mehrheit im Folketing
zwingt die Regierung Schlü-
ter, dass Dänemark sich von
der Nato-Linie zur Aufstellung
von Mittelstreckenraketen als
Antwort auf die Stationierung
von Mittelstreckenraketen
distanziert. 

Staatsminister Schlüter
muss Neuwahlen ausschrei-
ben, nachdem die Fortschritts-
partei zusammen mit der lin-
ken Opposition die Regierung
bei der Abstimmung über den
Staatshaushalt in die Minder-
heit bringt. 

Eine klare Mehrheit im
Amtsrat beschließt den Bau
eines neuen Krankenhauses
in Apenrade.  

1984
Die Kleeblattregierung un-

ter Leitung Poul Schlüters
wird bei den Folketingswah-
len bestätigt. 

Kulturministerin Mimi Ja-
cobsen (CD) kündigt eine
Erhöhung der staatlichen Zu-
schüsse für die deutschen
Büchereien in Nordschleswig
an. Auch Amt und Kommu-
nen sollten ihre Fördermittel
erhöhen. 

Vor der Grenzlandpresse-
konferenz erklärt Ministerprä-
sident Uwe Barschel (CDU),
die Minderheiten seien nicht
von Assimilierung bedroht,
wenn bisher offene Forderun-
gen erfüllt werden. 

Dänemark wird als das Land
mit der höchsten Pro-Kopf-
Verschuldung in Europa ein-
gestuft. 

Das letzte Teilstück der
Nordschleswig-Autobahn
wird eingeweiht. 

Um die wirtschaftliche Kon-
solidierung geht es bei einem
Besuch von Bundesfinanzmi-
nister Gerhard Stoltenberg in
Kopenhagen. Es seien keine
Initiativen zum Abbau der
Grenzkontrollen an der
deutsch-dänischen Grenze zu
erwarten, Die Konsolidie-
rungspolitik der Regierung
Schlüter fördere die interna-
tionale Kreditfähigkeit Däne-
marks, so der deutsche Mini-
ster.

Bundeskanzler Kohl trifft
bei seinem Besuch in Kopen-
hagen auch mit Vertretern der
deutschen Nordschleswiger
zusammen.

Beim Fest zum 25-jährigen
Bestehen des Deutschen Gym-
nasiums für Nordschleswig
unterstreicht Amtsbürgermei-
ster Kresten Philipsen die ge-
genseitige Toleranz. 

Riesenandrang herrscht bei
einer Lesung des Schriftstel-
lers Günter Grass in der deut-
schen Zentralsbücherei Apen-
rade. »Wir Deutschen haben,
was die Realität betrifft, ein
nationales Vakuum«, meint
Grass zur deutschen Wieder-
vereinigungsfrage. 

1985
Erstmals besucht eine Dele-

geation des BDN offiziell das
Folketing auf Einladung des
Parlamentspräsidiums. Folke-
tingspräsident Svend Jacobsen
begrüßt die Beteiligten per
Handschlag. 

Trotz Stimmenverlusten bei
den Amtsrats- und Kommu-
nalwahlen kann die SP durch
Wahlbündnisse in Tondern
und Lundtoft Mandate hinzu-
gewinnen bzw. zurückgewin-
nen. 

Scheswig-Holsteins Land-
wirtschaftsminister Günther
Flessner und Amtsbürgermei-
ster Kresten Philipsen starten
ein erstes grenzüberschreiten-
des Naturschutzprojekt im
Fröslee-Jardelunder Moor .

Der Flensburger Nicolaj
Ryborg verklagt Dänemark

vor dem Europäischen Ge-
richtshof, weil der dänische
Zoll knapp 100.000 Registrie-
rungabgaben von ihm ver-
langt, weil er sich zu häufig
mit seinem in Deutschland
registrierten Mercedes in Bro-
acker bei seiner Freundin auf-
gehalten habe. 

In Gravenstein wird jubeln
10.000 Menschen Königin-
mutter Ingrid zu, deren An-
kunft in Dänemark 50 Jahre
zuvor gefeiert wird. 

Nach Protesten in Däne-
mark gegen eine Teilnahme
deutscher Nato-Einheiten am
5. Mai, dem 40. Jahrestag der
dänischen Befreiung, wird die
Ankunft der Bundeswehrein-
heiten beim Nato-Manöver
um einen Tag verschoben. 

In Deutschland und Däne-
mark werden 30 Jahre Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
gefeiert. Staatsminister Poul
Schlüter erklärt, dass die Ver-
einbarungen ihre Lebensfä-
higkeit als Kurbel positiver
Bestrebungen weiterhin be-
weisen. 

Für den weiteren Abbau der
Grenzkontrollen und für die
Chancengleichheit beider
Minderheiten setzen sich Bun-
deskanzler Helmut Kohl und
Staatsminister Poul Schlüter
bei ihrem Besuch im Grenz-
land ein. Im Tondener Rat-
haus unterzeichnen sie ein
grenzüberschreitendes Kata-
strophenhilfsabkommen. 

Die Rechtsabrechnung nach
der Befreiung Dänemark 1945
bewegt die Gemüter nach Ver-
öffentlichung eines wissen-
schaftlichen Werkes von Prof.
Ditlev Tamm über deren
Umstände. DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwii--
ggeerr stellt die Ergebnisse der
Forschungen Tamms über die
Gesetze mit rückwirkender
Wirkung vor, die zur Verurtei-
lung zahlreicher deutscher
Nordschleswiger geführt hat-
te. Tamm äußert sich beein-
druckt über Gespräche mit

Betroffenen der Rechtsabrech-
nung aus der Minderheit in
der Akademie Sankelmark. 

Bundespräsident Richard
von Weizsäcker nimmt zu-
sammen mit Königin Mar-
grethe an einem Festgottes-
dienst in der deutschen St-.
Petri-Kirche in Kopenhagen
teil. 

1986
Bundeskanzler Helmut

Kohl und Staatsminister Poul
Schlüter würdigen die Bedeu-
tung des NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerrss 40
Jahre nach seiner Gründung. 

Der Regionalsender TV Syd
»würzt« seinen Beitrag über
das Zeitungsjubiläum mit Bil-
dern von Hitler und Haken-
kreuzen sowie musikalischer
Untermalung mit »Deutsch-
land, Deutschland über alles«. 

Die dänischen Wähler ent-
scheiden sich mit gut 56 Pro-
zent Stimmenanteil für eine
EU-Reform. 

Regierung und sozialdemo-
kratische Opposition einigen
sich auf den Bau einer festen
Verbindung über den Großen
Belt.

Königin Margrethe stattet
der deutschen Minderheit in
Nordschleswig einen offiziel-
len Besuch ab. Es ist die erste
Visite eines dänischen Staats-
oberhauptes bei der deut-
schen Volksgruppe seit 1920.
Die deutsche Minderheit ver-
leihe dem Leben »in diesen
Gegenden eine zusätzliche
Dimension und macht unser
Grenzgebiet reizvoll«, würdigt
die Königin das Wirken der
Volksgruppe. 

Nach Verhandlungen des
deutschen Sekretariats in Ko-
penhagen mit Kulturminister
H. P. Clausen (K) sagt dieser
zu, dass die staatlichen Zu-
schüsse für die deutschen Bü-
chereien von 500.000 auf zwei
Millionen Kronen erhöht wer-
den. 

1987
In Schleswig-Holstein sorgt

die Aufdeckung einer Kam-
pagne des CDU-Ministerpräsi-
denten Uwe Barschel gegen
seinen Herausforderer von der
SPD für einen Skandal. Im
Landtag herrscht ein Patt:
SPD 36 Mandate, CDU 33, FDP

4, hinzu kommt als Zünglein
an der Waage der SSW-Abge-
ordnete Karl Otto Meyer. Bar-
schel tritt zurück und begeht
Selbstmord.  

In Nordschleswig lehnen
mehrere Kommunen eine An-
erkennung deutscher Kinder-
gärten ab. 

Bei den Folketingswahlen

wird die Regierung Schlüter
bestätigt. 

Bei einer Wahldebatte der
SP in Lügumkloster plädieren
die Kandidaten der dänischen
Parteien durchweg für eine
positive Sonderbehandlung
der deutschen Minderheit.

Der deutsche Schriftsteller
Siegfried Lenz verlässt seinen
Sommerwohnsitz Alsen. Er
konnte wegen der strengen
dänischen Vorschriften bei ei-
nem Verkauf seines zu groß
gewordenen Hauses kein klei-
neres Ferienhaus erwerben. 

Mehr Selbstsicherheit und
ein stärkeres kulturelles Be-
wusstsein der deutschen
Nordschleswiger fordert der
Vorsitzende der Schleswig-
schen Partei, Hans Chr. Jepsen,
auf der ersten Hauptversamm-
lung der neu formierten SP. 

Entlang der deutsch-däni-
schen Grenze wird ein Grenz-
zaun auf Anordnung des däni-
schen Landwirtschaftsminis-
teriums als Barriere gegen
Viehseuchen gebaut. 

1988
Björn Engholm erringt mit

der SPD die absolute Mehrheit
in Schleswig-Holstein und
wird neuer Ministerpräsident. 

In Deutschland und Däne-
mark sorgt die Meldung des
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerrss für Aufse-
hen, dass der bekannte deut-
sche Alt-Nazi Thies Christo-
phersen sich vor der deut-
schen Strafverfolgung in Kol-
lund verbirgt und von dort
Propaganda-Material nach
Deutschland versendet. 

Das Amt Nordschleswig
und die Landesregierung in
Kiel vereinbaren gemeinsame
EU-Förderprojekte mit einem
Etat von 2,6 Milliarden Kro-
nen. 

In Dänemark bildet Poul
Schlüter nach Neuwahlen ei-
ne Regierung von Konservati-

ven, Venstre und Radikaler
Venstre. 

Erstmals finden Konzerte
des Schleswig-Holstein Musik
Festivals in Nordschleswig
statt. 

Björn Engholm würdigt in
seiner Festrede zum Deut-
schen Tag in Tingleff die aus-

geglichene Minderheitenpoli-
ti: »Die Waagschale stimmt.« 

Während des Besuches von
Poul Schlüter in der DDR be-
setzen 18 DDR-Bürger die dä-
nische Botschaft. Der dänische
Botschafter lässt sie durch
DDR-Polizei entfernen, was zu
deren Inhaftierung und Re-
pressalien führt. 

1989
Bundespräsident Richard

von Weizsäcker besucht wäh-
rend seines Staatsbesuches
auch die deutsche Volksgrup-
pe – und wird von dieser be-
geistert empfangen. Königin
Margrethe würdigt die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit
zwischen Dänemark und der
Bundesrepublik.  

Das Ereignis des Jahres ist
auch in Dänemark die Öff-
nung der Mauer und der in-
nerdeutschen Grenze.

Staatsminister Poul Schlüter
spricht sich zunächst gegen
Forderungen nach einer Verei-
nigung von DDR und Bundes-
republik Deutschland aus. 

Bei Umfragen im Dezember
sprechen sich nur 20 Prozent
der Dänen für eine deutsche
Wiedervereinigung aus. 

Bei Spendenaktionen stel-
len deutsche Nordschleswiger
Geld für Erholungsaufenthal-
te von DDR-Bürgern zur Ver-
fügung. 

In Nordschleswig werden
DDR-Bürger herzlich will-
kommen geheißen, die die
neu gewonnene Reisefreiheit
nutzen. 

Bei den Kommunalwahlen
büßt die SP Mandate in Gra-
venstein, Tondern, Tingleff
und Hoyer ein. 

Auf Initiative der Schleswig-
schen Partei findet in Tingleff
erstmals eine deutsch-däni-
sche Bürgermeisterkonferenz
statt. Es herrscht Einigkeit, die
Kooperation über die Grenze
auszubauen.

An der Grenze werden neue
dänische und deutsche  Euro-
pa-Schilder aufgestellt. 

1990
Eine Kindergruppe aus dem

unter starker Umweltbelas-
tung leidenden thüringischen
Ronneburg kommt auf Einla-
dung der Nordschleswigschen
Gemeinde zur Erholung ins
Jugendlager auf Röm. 

In Nordschleswig wird der
Besetzung Dänemarks durch
die Wehrmacht am 9. April
1945 gedacht. Schleswig-Hol-
steins Ministerpräsident Björn
Engholm erklärt, man habe
aus der Geschichte gelernt,
Krieg und Grenzkampf seien
Erinnerungsmarken, die Ge-
genwart sei geprägt durch
Aussöhnung, Verständigung,
gute Nachbarschaft und Aus-
tausch. 

Bei einer KSZE-Konferenz in
Kopenhagen plädiert der deut-
sche Außenminister Genscher
für einen wirkungsvollen
Minderheitenschutz im neu-
en Europa.

Nach den ersten freien
Wahlen in der DDR beschließt
die Volkskammer den Beitritt
zur Bundesrepublik Deutsch-
land. Mit den vier Siegermäch-
ten einigen sich die Regierun-
gen in Bonn und Ost-Berlin
auf die volle Souveränität für
das wieder vereinigte
Deutschland. 

Am Tag der Wiedervereini-
gung, dem 3. Oktober, veran-
staltet der BDN eine Feierstun-
de. Königin Margrethe
wünscht dem ganzen deut-
schen Volk Glück und Fort-
schritt. Auch Staatsminister
Schlüter schreibt, mit der
deutschen Einheit ist die
künstliche Teilung Europas
endgültig überwunden.

Die deutsche Vereinigung

kurbelt die dänischen Exporte
nach Deutschland an. Erst-
mals seit Jahrzehnten gibt es
einen dänischen Exportüber-
schuss. 

Trotz großer Stimmenge-
winne der Sozialdemokraten
mit Spitzenmann Svend Au-
ken kann Poul Schlüter weiter
regieren, an der Spitze einer
KV-Regierung.   

1991 
Das Folketing stimmt dem

Bau einer Brücke über den
Öresund nach Schweden zu.

An den Grenzübergängen
gibt es vorübergehend Chaos,
weil mit Einführung des EU-
Binnenmarktes zunächst Bier
im Wert von bis zu 3.100 Kro-
nen privat eingeführt werden
darf. 

Amtsbürgermeister Kresten
Philipsen übt scharfe Kritik
an Regierungschef Schlüter,
als dieser die Auflösung der
Ämter in Dänemark vor-
schlägt. 

Verkehrsminister Kaj Ikast
und sein deutscher Kollege
Günther Krause vereinbaren
die Elektrifizierung der Bahn
von Odense über Flensburg
bis Hamburg. 

SP-Amtsratsmitglied Hans
Chr. Jepsen fordert Abspra-
chen, damit in Notfällen end-
lich Patienten aus Nordschles-
wig in benachbarte deutsche
Krankenhäuser gebracht wer-
den können. 

Dänemark sorgt für Auf-
merksamkeit, weil es als erster
Staat die baltischen Länder
nach ihrer Herauslösung aus
der Sowjetunion diplomatisch
anerkennt. 

Nach sieben Jahren Rechts-
streit gibt das EU-Gericht dem
Flensburger Nicolaj Ryborg
Recht, dass er keine Autosteu-
er an Dänemark zu zahlen ha-
be, weil er sich »zu oft und zu
lange« bei seiner Freundin in
Dänemark aufgehalten habe. 

1992
In einer Volksabstimmung

lehnen 50,7 Prozent der däni-
schen Wähler die Verträge
von Maastricht ab. In Nord-
schleswig gibt es eine Mehr-
heit von 54,1 Prozent für das
Vertragswerk zur Intensivie-
rung der EU-Zusammenarbeit. 

Nach dem Tod des SP-Amts-
ratsmitglieds Hans Chr. Jepsen
vertritt Anneliese Bucka die
SP im nordschleswigschen
Amtsrat. 

Mit einem ersten Ramm-
schlag wird die Elektrifizie-
rung der Verbindung Odense-
Flensburg-Hamburg eingelei-
tet. 

In Flensburg stößt ein neuer
Vorschlag, den Idstedt-Löwen
auf dem Alten Kirchhof aufzu-
stellen, auf Ablehnung in kon-
servativen Kreisen. Staatsmi-
nister Poul Schlüter warnt da-
vor, die Skulptur zu einem
Spielball in einem nationalen
Streit werden zu lassen.

Der BDN bittet Landtagsprä-
sidentin Ute Erdsiek-Rave, kei-
ne  rechtsextremen DVU-Ab-
geordneten an einem Besuch
des Ältestenrates des Landtags
bei den deutschen Nordschle-
wigern zu beteiligen. 

In Sonderburg erscheint
erstmals ein gemeinsames
deutsch-dänisches Buch über
die Volksabstimmung 1920.
Darin beleuchten Inge Adrian-
sen und Immo Doege Agitati-
onsplakate und Notgeldschei-
ne aus dem Jahre 1920. 

Bei der deutsch-dänischen
Bürgermeisterkonferenz in
Bredstedt fordert u. a. Amts-
bürgermeister Kresten Philip-
sen eine stärkere Einbezie-
hung der Bevölkerung in die
deutsch-dänische Grenzpart-
nerschaft. Broackers Bürger-
meister und Maastricht-Geg-

Einweihung des deutschen Sekretariats bei Regierung und Folketing in Kopenhagen 1983 durch den aus
Nordschleswig stammenden Staatsminister Poul Schlüter. (Foto: Karin Riggelsen)

Historischer Besuch 1986 bei der deutschen Minderheit: Erstmalig besucht Dänemarks Staatsoberhaupt
die Volksgruppe seit 1920. Unser Bild zeigt Königin Margrethe und Prinzgemahl Henrik lauschend den
Grußworten des BDN-Hauptvorsitzenden Gerhard Schmidt in der Deutschen Zentralbücherei Apenrade.
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ner Jørn Lehmann-Petersen
(Soz.) erklärt, das dänische
Nein zu Maastricht sei kein
Nein zur grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit. 

In Sonderburg wird das
Deutsche Museum Nord-
schleswig als »Gedächtnis der
Volksgruppe« eingeweiht. 

Während der Sankelmarkta-
gung berichtet »Politiken«-
Chefredakteur Herbert Pundik
über seine Versöhnung mit
Deutschland. Die Vertreibung
seiner Mutter aus Leipzig
1933, die eigene Flucht mit
den dänischen Juden 1943 aus
Dänemark und die Verbre-
chen der Nazis habe eine ab-
weisende Haltung gegenüber
allem Deutschen in ihm aus-
gelöst, doch vor allem auch
die deutsch-israelische Annä-
herung seit Zeiten Adenauers
und der Aufbau der deutschen
Demokratie habe diese Hal-
tung überwunden. 

Auf den Düppeler Schanzen
weiht Königin Margrethe das
Geschichtszentrum ein.

In Anwesenheit von Unter-
richtsminister Bertel Haarder
(V) wird der Erweiterungsbau
des Deutschen Gymnasiums
in Apenrade eingeweiht. 

In den dänischen Medien
wird Alarm geschlagen, dass
Deutsche mit Beginn des EU-
Binnenmarktes nach Däne-
mark ziehen können und
Häuser erwerben dürfen. 

1993
Staatsminister Poul Schlüter

tritt zurück, nachdem ihm der
Tamilenuntersuchungsaus-
schuss  vorwirft, er habe in
Verbindung mit der Affäre
nicht immer die Wahrheit
gesagt. 

Neuer Regierungschef an
der Spitze einer Regierung aus
Sozialdemokraten, Radikalen,
Christlicher Volkspartei und
CD wird Poul Nyrup Rasmus-
sen. 

Mit vielen Würdigungen
und guten Wünschen wird
BDN-Hauptvorsitzender Ger-
hard Schmidt verabschiedet.
Sein Nachfolger wird Tierarzt
Hans Heinrich Hansen. 

Bei einer Feier gedenkt der
BDN der Haderslebener Er-
klärung am 11. November
1943. Schulrat a. D. Artur Les-
sow würdigt die Bedeutung
der Erklärung beim demokra-
tischen Neuanfang der deut-
schen Minderheit im Jahre
1945. BDN-Hauptvorsitzender
Hans Heinrich Hansen weist
darauf hin, dass es in der na-
tionalsozialistischen Zeit auch
ein anderes Nordschleswig ge-
geben habe. 

Bei der zweiten Abstim-
mung über die EU-Reform
stimmt die dänische Wähler-
schaft mit 56,8 Prozent der
Edinburgh-Vereinbarung mit
Ausnahmen für Dänemark zu. 

Die deutschen Schulen ver-
zeichnen nach Jahren mit sin-
kenden Schülerzahlen einen
Einschulungsrekord. 

Die Nachfolgerin des wegen
der Schubladenaffäre zurück-
getretenen Ministerpräsiden-
ten Björn Engholm, Heide
Simonis, besucht Tondern.
Man dürfe sich im deutsch-
dänischen Verhältnis nicht
auf den Lorbeeren ausruhen,
mahnt Simonis. Bei Ge-
sprächen mit Staatsminister
Poul Nyrup Rasmussen gibt es
einen Durchbruch für das
deutsch-dänische Vorhaben ei-
nes Europäischen Zentrums
für Minderheitenfragen. 

Erstmals seit 1978 kann die
SP ihren Stimmenanteil bei
einer Kommunal- und Amts-
ratswahl steigern. Harald Søn-
dergaard wird neues SP-Amts-
ratsmitglied. In Gravenstein
gelingt SP-Mann Gerhard
Schmidt der Wiedereinzug in
den Stadtrat. 

In Tondern werden bosni-
sche Flüchtlinge im früheren
Seminar einquartiert. 

1994
In Tingleff gedenkt die deut-

sche Volksgruppe Jens Jessen,
einer führenden Figur des
Widerstandes gegen die Hit-
ler-Diktatur und eines der
Initiatoren des Attentats auf
Hitler am 20. Juli 1944.
Während der Feier zur Ehren
des im November 1944 nach
einem schändlichen Prozess
vor dem Volksgerichtshof hin-
gerichteten Nordschleswigers
ergreift der frühere dänische
Widerstandskämpfer P. W.
Nørgaard das Wort und dankt
der deutschen Minderheit für
ihre Haltung gegenüber dem
Widerstand und legt seine
Armbinde der Widerstandsbe-
wegung am Gedenkstein für
Jessen nieder. 

Trotz Stimmengewinns für
Venstre kann Poul Nyrup Ras-
mussen weiter regieren. Nach
Scheitern der Christlichen
Volkspartei an der Sperrgren-
ze bildet er eine Regierung aus

Sozialdemokraten, Radikalen
und CD. 

Es wird Kritik in dänischen
Kreisen laut, dass die deutsche
Minderheit offiziell am Volks-
fest zur Erinnerung an die 75.
Wiederkehr des Tages der Ein-
gliederung Nordschleswigs
ins Königreich Dänemark am
11. Juli 1995 teilnimmt. 

Mit einer großen Feier wird
des ersten Knivsbergfestes vor
100 Jahren gedacht. Landtags-
präsidentin Ute Erdsiek-Rave
würdigt den völkerverbinden-
den Einsatz der deutschen
Nordschleswiger u. a. durch
ihre Austauschprogramme für
Kinder und Jugendliche. Im
Grenzland sollte allen natio-
nalistischen Kräften eine Ab-
sage erteilt werden, so Erd-
siek-Rave. 

Während ihres Staatsbe-
suchs in Deutschland besucht
Königin Margrethe auch Wei-
mar und Mecklenburg-Vor-
pommern, der Heimat ihrer
Großmutter, der Gattin Chri-
stian X. 

1995
Ein Jahr der Jubiläen und

Gedenktage: 
In Apenrade gedenkt der

BDN des 75. Jahrestags der
Volksabstimmung in Nord-
schleswig. Man sehe die Ab-
stimmung heute nicht mehr
aus der Sicht von Gewinnern
und Verlierern, sondern als
eine unter den damaligen Ver-
hältnissen tragbare Grenzzie-
hung der Vernunft, so BDN-
Hauptvorsitzender Hans Hein-
rich Hansen. Man könne sich
aus der eigenen Geschichte
nicht herausmogeln. 

Beim Festakt anlässlich des
40-jährigen Jubiläums der
Bonn-Kopenhagener-Erklä-
rungen versprechen die Au-
ßenminister Deutschlands
und Dänemarks, Klaus Kinkel
(FDP) und Nils Helveg Peter-

sen (Rad.), dass die Förderung
der Minderheiten fortgesetzt
werde. 

In Apenrade wird mit einem
Fest das 25-jährige Bestehen
des Amtes Nordschleswig
gefeiert. 

Landesweit wird der Befrei-
ung Dänemarks von der deut-
schen Besetzung gedacht. An
der Westküste erleben Tausen-
de die Laserlichtinstallation
von Elle Mie Eidrup-Hansen
von Skagen bis zur Grenze
zum Befreiungsjubiläum. 

In einer Feierstunde des
BDN erinnert dessen Haupt-
vorsitzender Hans Heinrich
Hansen an die Befreiung von
einem menschenverachten-
den Regime. Der 5. Mai sei in
Nordschleswig für die deut-
sche Volksgruppe mit Demüti-
gung durch Verhaftungen und
Internierungen und Zusam-
menbruch allen Deutschen
verbunden gewesen. Eine Kol-
lektivschuld könne es nicht
geben, aber eine historische
Mitverantwortung der dama-
ligen Führung der Minderheit,
die »uns heute zutiefst be-
schämt«, so Hansen. 

Dänemark unterzeichnet
die Rahmenkonvention zum
Schutz nationaler Minderhei-
ten. 

Beim ersten Grenzlandkon-
gress schlägt Schleswig-Hol-
steins Europaminister Gerd
Walter (SPD) eine Regional-
versammlung für das Grenz-
land vor. 

Während des Volksfestes
zur Erinnerung an die Volks-
abstimmung 1920 auf Düppel
lobt die Königin das deutsch-
dänische Grenzland als Vor-
bild für viele andere Regionen.
Viel Beifall gibt es von Seiten
der 15.000 Teilnehmer auch
für BDN-Chef Hans Heinrich
Hansen. Die Einladung zur
Teilnahme sei Ausdruck des
Respektes für die deutschen
Nordschleswiger und das
friedliche Zusammenleben.  

Die Hochzeit von Prinz Joa-
chim und Prinzessin Alexand-
ra hält das ganze Land in
Atem.  

1996
Das 50-jährige Bestehen des

NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerrss wird gefei-
ert. Staatsminister Poul Nyrup
Rasmussen schreibt, DDeerr
NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr habe an der
positiven Entwicklung im
deutsch-dänischen Grenzland
mitgewirkt. Heide Simonis
erklärt, DDeerr  NNoorrddsscchhlleesswwiiggeerr
helfe mit, ein realistisches
Deutschlandbild in Dänemark
zu vermitteln. Amtsbürger-
meister Philipsen unter-
streicht, dass DDeerr  NNoorrddsscchhlleess--
wwiiggeerr inzwischen die einzige
Zeitung sei, die ausschließlich
nordschleswigsche Stand-
punkte abdeckt. 

Flensburg wird Standort des
Europäischen Zentrums für
Minderheitenforschung, das
künftig unter dem englischen
Kürzel ECMI firmiert. Die
Eröffnung nehmen For-
schungsminister Frank Jensen

und Ministerpräsidentin Hei-
de Simonis vor. 

Jørgen Mads Clausen, Sohn
des Firmengründers Mads
Clausen, wird Chef des Dan-
foss-Konzerns. 

1997
Zu heftigen Debatten

kommt es in Nordschleswig,
als der Amtsrat eine Beteili-
gung an einer grenzüber-
schreitenden Region be-
schließt. Die sich formieren-
den Regionsgegner kritisieren
den Namensvorschlag Eurore-
gion ebenso wie die Bezeich-
nung Schleswig/Slesvig. Trotz
der Feststellung des Amtes,
die Grenze liege fest, gibt es
Vorwürfe, es drohe deutsche
Expansion nach Norden. Es
gibt Drohungen auch gegen
deutsche Einrichtungen und
zerstochene Reifen u. a. bei
Kresten Philipsen. 

Mit Begeisterung werden
Prinz Joachim und Gattin Ale-
xandra von der deutschen
Minderheit bei einem Besuch
empfangen. 

Königin Margrethe eröffnet

den Bahnteil der Große-Belt-
Verbindung.

Die SP verfehlt ihr Ziel von
5.000 Wählerstimmen bei der
Amtsratswahl. Der SP-Vertre-
ter Harals Søndergaard wird
wieder gewählt. 

1998
Königin Margrethe und

Bundespräsident Roman Her-
zog kommen bei ihrem Grenz-
landbesuch auch nach Nord-
schleswig. Die deutsche Volks-
gruppe trage mit ihrem Wil-
len, die starken Bande zur
reichhaltigen deutschen Kul-
tur zu pflegen, dazu bei, das
Leben im Grenzland zu berei-
chern, so die Königin. 

In Deutschland siegen bei
den Bundestagswahlen SPD
und Grüne, Gerhard Schröder
(SPD) wird neuer Bundeskanz-
ler. Der dänische Regierungs-
chef Nyrup Rasmussen be-
grüßt den Sieg Schröders, wür-
digt aber auch die Verdienste
Helmut Kohls bei der deut-
schen Wiedervereinigung und
der europäischen Integration. 

Bei der Folketingswahl wird
die SR-Regierung bestätigt.
Mit einem Mandat Vorsprung.
Der als sicherer Sieger gehan-
delte Venstre-Spitzenmann
Uffe Ellemann-Jensen zieht
sich aus der Politik zurück. 

Mit 55,1 Prozent Ja-Stim-
men billigen die Dänen den

EU-Vertrag von Amsterdam. 
Die Große-Belt-Brücke für

den Autoverkehr wird einge-
weiht. 

Gegen Widerstände auf Lan-
desebene wird die Behand-
lung nordschleswigscher
Krebspatientinnen in Flens-
burg vereinbart. 

1999
Trotz deutscher und däni-

scher Proteste wird das deut-
sche Generalkonsulat in
Apenrade im Zuge von Spar-
maßnahmen geschlossen. 

Erstmals in seiner Geschich-
te feiert der BDN den Tag des
dänischen Grundgesetzes, das
150 Jahre alt wird. Auch 50
Jahre deutsches Grundgesetz
werden gewürdigt. 

Der europäische Minderhei-
tenverband FUEV feiert sein
50-jähriges Bestehen in Ha-
dersleben. Die Diskriminie-
rung von Minderheiten halte
an, so FUEV-Präsidend Rome-
de Arquint. 

Der Danfoss-Konzern fusio-
niert seine Sparte Mobilhy-
draulik mit dem deutschen
Unternehmen Sauer zu Sauer-
Danfoss. 

Ein Gutachten zur Wirt-
schaftlichkeit einer Fehmarn-
beltverbindung lässt das Milli-
ardenprojekt näher rücken. 

2000
Einstimmig beschließt das

Folketing die Europäische
Sprachencharta, die u. a. auch
Rechte der deutschen Minder-
heit sichert. 

Amtsbürgermeister Kresten
Philipsen tritt zurück, Carl
Holst wird sein Nachfolger.
Deutsche und dänische Politi-
ker würdigen Philipsens Ein-
satz für die deutsch-dänische
Zusammenarbeit. 

Mit 53,2 Prozent lehnen die
Dänen die Einführung des
Euro anstelle der Krone ab. 

Die Öresundbrücke wird
eingeweiht. 

Königinmutter Ingrid stirbt
im Alter von 90 Jahren, auch
die deutschen Nordschleswi-
ger trauern. 

2001 
Wenige Tage vor dem In-

krafttreten der Vereinbarun-
gen von Schengen, mit dem
die Grenzkontrolle aufgeho-
ben wird und kleine Übergän-
ge, die teilweise seit 1920
gesperrt waren, allgemein pas-
sierbar werden, unterzeichnen
die Innenminister Dänemarks
und Deutschlands, Franke Jen-
sen und Otto Schily, ein
Abkommen zur Polizeikoope-
ration.

Die Jungen SPitzen, Jugend-
organisation der SP, demon-
strieren zusammen mit ande-
ren Nachwuchsorganisatio-
nen gegen den Aufmarsch der
Schengen-Gegner von Dansk
Folkeparti am Übergang Seth
und feiern die freie Grenzpas-
sage – die deutschen Nord-
schleswiger werden von DF-
Leuten als Nazis verunglimpft
und bespuckt.  

Danfoss-Chef Jørgen Mads
Clausen schlägt eine besonde-
re Wirtschaftszone im Grenz-
land vor, um die Kooperation

zu stärken. 
Erstmals ist mit Bischof

Niels Henrik Arendt ein däni-
scher Bischof beim Jahresfest
der Nordschleswigschen Ge-
meinde zu Gast. Auch dabei
ist der Schleswiger Bischof
Hans Chr. Knuth. 

Ministerpräsidentin Simo-
nis und Amtsbürgermeister
Holst unterzeichnen auf der
Gr. Ochseninsel einen Partner-
schaftsvertrag. 

Der Unternehmer Thomas
Bekker wird neuer deutscher
Honorarkonsul. 

Dänemark steht Seite an
Seite mit den USA nach den
Terroranschlägen am 11. Sep-
tember in den USA. 

Bei den Folketingswahlen
siegt Venstre haushoch. Mit
den Konservativen als Regie-
rungspartner kann Anders
Fogh Rasmussen mit Unter-
stützung der DF-Mandate bür-
gerliche Mehrheitspolitik füh-
ren. 

Bei den Amtsratswahlen
übertrifft Carl Holst die
Traumresultate seines Vorgän-
gers Philipsen. Venstre  be-
kommt eine absolute Mehr-
heit im Amtsrat. 

Für die SP zieht Hinrich Jür-
gensen in den Amstrat ein, die
Stimmenzahl der SP geht
leicht zurück, ungünstig ist
für die SP die gleichzeitige Fol-
ketings- und Kommunalwahl. 

Ein Erfolg wird ein Gottes-
dienst von »Æ synnejysk Fore-
ning« mit der deutschen
Pastorin Christa Hansen auf
Sønderjysk. 

2002
Deutschland ist der wich-

tigste Partner Dänemarks,
erklärt Staatsminister Anders
Fogh Rasmussen während des
Staatsbesuchs von Bundesprä-
sident Johannes Rau, der wäh-
rend der Visite in Kopenhagen
als Gast der Königin auf
Schloss Fredensborg logiert. 

Erstmals gibt es eine ge-
meinsame deutsch-dänische
Ehrung der Gefallenen des
Krieges von 1864 auf Düppel. 

BDN und Nordschleswig-
sche Gemeinde sammeln
140.000 Kronen für die Opfer
der Jahrhundertflut in
Deutschland. 

Unter dänischer Ratspräsi-
dentschaft wird die Erweite-
rung der EU auf 25 Mitglieds-
staaten besiegelt. 

In Deutschland siegt Rot-
Grün bei der Bundestagswahl. 

2003 
Erstmals hält mit Kresten

Philipsen ein Däne die An-
sprache bei der Oeversee-Feier.
Die Deutschen und Dänen
müssen ihre Zusammenarbeit
ausbauen, so Philipsen, die
Vergangenheit hindere viele,
nach vorn zu blicken, die ver-
gangenen Kriege mit Siegen
und Niederlagen hätten die
Entwicklung des Landesteils
ins Stocken gebracht. 

Erstmals ist mit Carmi Gil-
lon ein israelischer Botschaf-
ter Gast der deutschen Min-
derheit. 

In Dänemark gibt es Protes-
te nach dem Entschluss der
Regierung, Soldaten in den
Irak zu entsenden. 

Die Ankündigung einer

Strukturreform versetzt die
deutsche Minderheit in Aufre-
gung, denn ihre politische
Vertretung wird damit in Fra-
ge gestellt. 

Landtagspräsident Heinz-
Werner Arens setzt sich für
die Herausnahme der Bundes-
zuschüsse an die deutsche
Minderheit aus der Liste für
Subventionsabbau im Koch-
Steinbrück-Papier ein.

Ministerpräsidentin Simo-
nis zieht eine Erfolgsbilanz
des Einsatzes der schleswig-
holsteinischen Minderheiten-
beauftragten Kurt Hamer,
Kurt Schulz und Renate
Schnack.  

2004 
Die Strukturreform wird auf

den Weg gebracht. Das Amt
Nordschleswig soll aufgelöst
werden, in Nordschleswig
werden vier Großkommunen
gebildet. Die deutsche Min-
derheit startet intensive Be-
mühungen, um per Sonderre-
gelungen ihren politischen
Einfluss und Förderung ihrer
Einrichtungen zu erhalten.

Zu einem Großereignis, das
tagelang die ganze Nation in
seinen Bann zieht, wird die
Hochzeit von Kronprinz Fre-
derik und Mary. Auch die
deutsche Minderheit schickt
Geschenke: drei Gravenstei-
ner Apfelbäume. 

Bei der Ernennung von Eva
Kjer Hansen, Loit, zur Sozial-
ministerin stoßen die Medien
auf die Tatsache, dass die mit
einem zur deutschen Minder-
heit zählenden Mann verhei-
ratete Venstre-Politikerin ihre
Kinder in die deutsche Schule
gehen lässt. 

Im Gesetzentwurf für die
Kommunalreform sind Rege-
lungen für die deutsche Min-
derheit enthalten. 

Verbesserungen für die
deutsche Volksgruppe in Dä-
nemark sind möglich, stellt
ein Expertenkomitee des Eu-
roparates zur Überprüfung
der Rahmenkonvention zum
Schutz nationaler Minderhei-
ten fest.

2005
Anders Fogh Rasmussen fei-

ert einen historischen Sieg.
Erstmalig in der parlamentari-
schen Geschichte des Landes
wird ein amtierender Regie-
rungschef der liberalen Venst-
re bei Wahlen im Amt
bestätigt.

Die Delegierten des Bundes
Deutscher Nordschleswiger
(BDN) billigen einstimmig die
bisherigen Ergebnisse für die
deutschen Minderheit bei den
Verhandlungen im Rahmen
der neuen Kommunalreform,
die am 1.Januar 2007 in Kraft
treten soll. Die dänische Regie-
rung unterstreicht in einer
Absichtserklärung an den
BDN, dass sie in den weiteren
Verhandlungen auch zu Son-
derregelungen  bei der Finan-
zierung der Minderheiten-
Arbeit, insbesondere bei Fra-
gen der deutschen Kindergär-
ten, bereit ist.
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BDN-Hauptvorsitzender Hans Heinrich Hansen  während seiner Ansprache auf der Düppeler Höhe 
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Severin Mundl (18), Schüler
am Deutschen Gymnasium
für Nordschleswig, Klipleff:

Ich habe schon mal etwas
von den Bonn-Kopenhagener
Erklärungen gehört, kann
aber jetzt nicht genau sagen,
was sie bedeuten. Ich kenne
mich mit Geschichte nicht so
aus, aber ich weiß, dass viele
meiner Mitschüler sich mit
diesem Thema sehr gut aus-
kennen. Aber mein Gebiet ist
es nicht.

Daniel Ruff (16), Schüler am
Deutschen Gymnasium für
Nordschleswig, Apenrade:

Ich weiß, dass die Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
eine ganz tolle Sache sind, wo
die Minderheiten auf beiden
Seiten der Grenze gefördert
und vom Staat unterstützt
werden. Wie aber der genaue
geschichtliche Ablauf ist,
kann ich nicht sagen, dazu
hab ich mich kaum beschäf-
tigt. Ich bin auch erst ein hal-
bes Jahr in Dänemark. Eigent-
lich komme ich aus Hamburg,
meine Familie lebt immer
noch da, aber ich besuche jetzt
hier das Deutsche Gymnasi-
um und wohne im Internat.

Gesa Clausen (17), Mitglied
der Jungen SPitzen:

In den Sommerferien neh-
me ich an einem Projekt teil,
bei dem Jugendliche aus allen
Teilen Europas zusammen-
kommen und etwas über Min-
derheiten erfahren.  Die gute
Zusammenarbeit Deutsch-
lands und Dänemarks haben
wir Bonn-Kopenhagen zu ver-
danken. Vielleicht lernen ja
andere Staaten   von dieser tol-
len Sache.

Mareike Heimburger (32),
ausgebildete Übersetzerin,
Lügumkloster:

Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen haben für mich fol-
gende Bedeutung: Ich bin
deutsch, habe mich aber ent-
schieden, mein Leben in Dä-
nemark zu verbringen. Ich
kann hier in diesem Land aber
eine deutsche Bücherei aufsu-
chen, mir deutsche Literatur
ausleihen und das auch noch
kostenfrei. Ich denke, das habe
ich oder andere den Bonn-
Kopenhagener Erklärungen
zu verdanken. In einem ande-
ren Land muss man wahr-
scheinlich auf einem Trödel-
markt oder in einem Antiqua-
riat suchen und dann auch
noch großes Glück haben.

Stephan Christensen (17),
Schüler am Deutschen Gym-
nasium für Nordschleswig:

Die Erklärungen sind eine
Art Friedenszusammenar-
beitsversprechen zwischen
Deutschland und Dänemark.
Es geht um Toleranz und
Akzeptanz und dass die Men-
schen, egal ob sie hier oder in
Deutschland in der Minder-
heit leben, beschützt sind.
Deswegen kann ich auch hier
in die Schule gehen. 

Jens Christian Jørgensen
(74), Vorsitzender des Don-
nerstagsklubs, Rothenkrug:

Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen haben nach dem
Krieg unser ganzes Leben be-
stimmt, und wir haben uns
nach ihnen gerichtet. Das ist
doch auch das Gute daran, wir
wussten ab diesem Zeitpunkt,
welche Rechte wir haben, was
wir machen können und was
nicht. Ich bin als junger Mann
auch in der Hitler-Jugend ge-
wesen, und mir hat das Grup-
pengefühl auch gefallen, aber
diese Erklärungen haben eine
viel größere Bedeutung für
mich. Sie haben in mir Wur-
zeln geschlagen.

Hans Hinrich Matzen (62),
Selbständiger:

Die Bonn-Kopenhagener Er-
klärungen waren und sind
unheimlich wichtig. Und
wenn man bedenkt, dass sie in
diesem Jahr 50. Jubiläum fei-
ern, waren sie auch unheim-
lich vorausschauend, denn
auch in der heutigen Zeit
haben sie immer noch einen
Vorbildcharakter, dass heißt,
selbst in anderen Staaten, wo
man in einer Mehrheit und
einer Minderheit zusammen-
lebt, funktioniert es noch
nicht so gut, wie zwischen
den Dänen und den Deut-
schen. Wenn man darüber
nachdenkt, haben diese Er-
klärungen unser Leben nach-
haltig beeinflusst. 

EErrnnsstt  LLaannggee  ((7700  JJaahhrree)),,  TToonnddeerrnn::  »Beide Minderheiten haben ganz
klare Vorteile durch die Bonn-Kopenhagen-Erklärungen gehabt. Sie
sind die Grundlage für die Volksgruppenarbeit.«

JJüürrggeenn CCaarrsstteennsseenn  ((7733  JJaahhrree)),,  SSeetthh::  »Ich kenne nicht direkt den Inhalt
der Minderheitenerklärungen, weiß aber von ihrer sehr große Bedeu-
tung nördlich und südlich der Grenze. Viele andere Minderheiten
beneiden uns um diese-Erklärungen.«

WWiieebbee  AAnnddeerrsseenn  ((5544  JJaahhrree)),,  TToonnddeerrnn::  »Ohne die Bonn-Kopenhagener
Erklärungen hätten wird den heutigen Stand in der Volksgruppe viel-
leicht nie erreicht.«

LLeennnnaarrtt  CChhrriisstteennsseenn  ((2222  JJaahhrree))  TToonnddeerrnn:: »Den Inhalt der Minder-
heitenerklärungen kenne ich nicht so genau. Ich weiß aber, dass sie für
den Schutz der Minderheiten sehr wichtig sind«.

HHaauukkee  GGrreellllaa  ((2233  JJaahhrree)),,  KKiieell//HHooyyeerr::  »Ich kenne die Kernaussagen
der Erklärungen und weiß, dass sie der Grundstein dessen sind, was
die Minderheiten nördlich und südlich bis heute erreicht haben.«

SStteeffffeenn  PPeetteerrsseenn  ((1188  JJaahhrree)),,  TToonnddeerrnn::  »Wegen des Jubiläums habe ich
mich gerade etwas genauer mit dem Inhalt der Bonn-Kopenhagen-
Erklärungen befasst. Sie sicherten uns zu, dass wir als Minderheiten-
mitglieder genauso viel wert sind wie die anderen.«
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